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Die Abzocker siegten 

Mit dem Scheitern der 
l:12-Initiative ist für die 
Schweiz ein Traum vorbei, 
der sich gut neun Monate 
halten konnte. 
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Kommunalpolitik 

Anträge und Be¬ 
richte aus Stadtpar¬ 
lamenten finden sie 
auf 
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Frau Baronin von der EU 

Die Karriere von Catherine 
Ashton mutet an wie ein 
Märchen. Sie musste sich 
dafür nur etwas verbiegen. 
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Demonstrations- und Streikrecht bedroht 

Ein Beispiel für ganz Europa? Die spanische Regierung 
kriminalisiert Widerstand und Armut 


Thema der Woche 


Nein zum NATO- 
Raketenbeschluss! 


1978 wurde der NATO-Doppelbe- 
schluss gefasst. An der Vorbereitung 
des Beschlusses hatte auch der dama¬ 
lige Bundeskanzler Helmut Schmidt 
(SPD) seinen Anteil. Trotz großer Pro¬ 
teste in der Bundesrepublik, beschloss 
eine Bundestagsmehrheit im Novem¬ 
ber 1983 die Stationierung. Ab De¬ 
zember 1983 wurden bodengestützte 
Mittelstreckenraketen in der Bundes¬ 
republik Deutschland stationiert. 
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Friedensratschlag 

Sa./So. 7./8. Dezember 2013 
Universität Kassel 



D ie Bilder vom Müll auf den 
Straßen von Madrid konn¬ 
te man auf der ganzen Welt 
sehen. Doch der Streik der Arbei¬ 
ter der Stadtreinigung trug Früchte: 
Sie verhinderten die Entlassung von 
1 000 Kollegen. Die Bürgermeisterin 
von Madrid Ana Botella hatte noch 
versucht, den Protest mit dem Hin¬ 
weis „die Mindestversorgung“ sei zu 
sichern, zu beenden. Doch auf die Fra¬ 
ge von Journalisten bei wieviel Pro¬ 
zent denn die Mindestversorgung ge¬ 
währleistet sei, konnte oder wollte sie 
keine Angaben machen. 

In Zukunft könnten solche unbe¬ 
quemen Fragen verschwinden, wenn 
die regierende Volkspartei ihre Plä¬ 
ne durchsetzt: Das neue „Gesetz der 
Mindestdienste“, das die Regierung 
einseitig entscheiden will, soll das 
Recht zu streiken „regeln“. Seit Fe¬ 
bruar fordert der Präsident des spa¬ 
nischen Arbeitgeberverbandes Juan 
Rosell (CEOE) „Regeln“ für Streiks. 
Einen konkreten Angriff auf Grund¬ 
rechte bedeutet der Entwurf des Ge¬ 
setzes über die öffentliche Sicherheit, 
den das Ministerium des Innern vor¬ 
bereitet hat und in dem 16 neue Straf¬ 
taten im Zusammenhang mit De¬ 
monstrationen und Streiks aufgeführt 
werden. Was bisher Vergehen waren, 
sollen „schwere und sehr schwere 
Verbrechen“ werden. So zum Bei¬ 
spiel friedliche Proteste vor dem Re¬ 
präsentantenhaus oder einer anderen 
staatlichen Institution. Den Teilneh¬ 
mern droht von nun an eine Geldstra¬ 
fe von 600 000 Euro, wenn der Protest 
ohne Genehmigung erfolgt. Auch je¬ 
nen, die über Facebook oder Twitter 
zu solchen „unerlaubten Protesten“ 
aufrufen, droht die gleiche Geldstrafe. 
Dieses Gesetz nahm nach dem 
25. September 2012 Gestalt an. An 
diesem Tag kam es rund um das Re¬ 
präsentantenhaus zu spontanen Pro¬ 
testen gegen Kürzungen. Das Innen¬ 
ministerium versuchte danach, die 
Demonstranten eines Verbrechens 
gegen die hohen staatlichen Instituti¬ 
onen zu beschuldigen, aber das Obers¬ 
te Gericht wies die Klage mit der Be¬ 
gründung ab, die Proteste seien fried¬ 
lich verlaufen. 

Innenminister Jorge Fernandez Diaz 
beauftragte dann ein Team mit der 


Ausarbeitung des Gesetzestextes, das 
von einem Inspektor der Nationalpoli¬ 
zei geführt wird, der nach „eldiario.es“ 
Karriere in der sogenannten Aufruhr¬ 
bekämpfungseinheit oder Polizei In¬ 
tervention Unit (PIU) gemacht hatte. 
Kein Wunder also, dass die neuen Re¬ 
geln besonders auch hart gegen jene 
Demonstranten gerichtet sind, die 
Polizeiattacken fotografieren. Denn 
an jenem Tag im September 2012, als 
Demonstranten rund um das Reprä¬ 
sentantenhaus protestierten, sahen die 
Augen Tausender Spanier die Brutali¬ 
tät der Polizei durch Aufnahmen, die 
mit Handys gemacht und weiterge¬ 
sandt wurden, vor allem das Agieren 
der Polizei im Bahnhof Atocha. Dort 
jagte die Polizei Demonstranten im 
Bahnhof, feuerte Gummigeschosse 
ab und schlug Menschen, die auf den 
Zug warteten. Eingereichte Beschwer¬ 
den wurden nicht untersucht. Statt das 
Handeln der Polizei einzuschränken, 
erweitert das neue Gesetz die Mög¬ 
lichkeiten Demonstranten zu kontrol¬ 
lieren und ihnen das Fotografieren der 
Polizei zu verbieten. 

Die Dokumentation von Straftaten 
der Polizei könnte in der Zukunft ein 


„sehr ernstes“ Verbrechen sein und 
eine Strafe von bis zu 600 000 Euro 
anfallen. Demjenigen, der sich weigert 
seinen Ausweis der Polizei zu zeigen, 
droht eine Geldstrafe von mehr als 
1 000 Euro. Auch bei Verdecken des 
Gesichts, also „Vermummung“ soll 
eine Geldbuße von 30 000 Euro fällig 
werden, wenn man es mit der Absicht 
tut, „ die öffentliche Ordnung in einer 
Demonstration zu stören. Für „Straf¬ 
taten“, die von Kindern begangen wer¬ 
den, müssen die Eltern haften. 

Auch die Proteste von Umweltschüt¬ 
zern sollen stark eingeschränkt wer¬ 
den, wenn sie eine „kritische“ Infra¬ 
struktur besetzen oder das Erklettern 
eines Denkmals oder Gebäudes, um 
zu protestieren, könnte als schwere 
Verfehlung gewertet werden. Das wür¬ 
de zwischen 30 000 und 600 000 Euro 
Geldstrafe bedeuten. Deshalb pro¬ 
testierte Greenpeace und verhängte 
315 Quadratmeter Fassade am Gebäu¬ 
de des Ölkonzerns Shell in Madrid mit 
einem Banner, das die Aufschrift trägt 
„Beschneidung des Rechts auf friedli¬ 
chen Protest“. 

Darüber hinaus beschloss die Regie¬ 
rung im September eine Änderung des 


Strafgesetzbuchs, in der soziale Orga¬ 
nisationen und die Opposition eine 
Kriminalisierung von Armut sehen. 
Ein Diebstahl, der bisher als minde¬ 
res Delikt galt, wenn es um eine Ware 
ging, deren Wert weniger als 400 Euro 
betrug, soll nun Strafen im Bereich 
von 6 bis 18 Monaten Gefängnis nach 
sich ziehen. Das Bild von den Armen, 
die Essen stehlen und hinter Gittern 
landen, wie während der Franco-Zeit, 
als es das „Gesetz für Nichtstuer und 
Landstreicher“ gab, ist wieder in den 
Nachrichten. Auch Strom oder Wasser 
illegal zu nutzen, soll ein Verbrechen 
vom ersten Cent ab sein. Wie im Dieb¬ 
stahlsfall galt hier bislang eine Grenze 
von 400 Euro. 

Auch das Besetzen eines Hauses 
oder die Unterstützung einer auslän¬ 
dischen Person beim Betreten spani¬ 
schen Hoheitsgebietes soll nun härte¬ 
re Strafen nach sich ziehen. Statt das 
zunehmende Wohnungsproblem oder 
das der Einwanderung zu lösen, wer¬ 
den die Opfer der gesellschaftlichen 
Entwicklung und des Sozialabbaus 
kriminalisiert. 

Carmela Negrete 


UN-Klimagipfel: der Fortschritt ist 
nicht mal mehr eine „Schnecke“ 

DKP-Umweltkommission gegründet 


Der Klimagipfel von Warschau topp¬ 
te alle vorangegangenen Desaster, 
die sich im Laufe von insgesamt 19 
UNO-Klimakonferenzen ereignet 
haben. Die geballte (klima)politi- 
sche Elite bewies ein Maß an Igno¬ 
ranz und Untätigkeit, dass es einem 
den Atem verschlagen muss. Das ab¬ 
schätzige Wort vom „Klima-Wander¬ 
zirkus“ reicht schon gar nicht mehr 
aus, um die weltweite Empörung über 
dieses Treffen auszudrücken. Die 
Entscheidungsträger waren nicht in 
Warschau. 

Sie sitzen in den politischen Spitzen¬ 
etagen von Parteien und Regierun¬ 


gen, Energie- und Agrarkonzernen 
sowie Unternehmerverbänden der 
einflussreichen kapitalistischen Staa¬ 
ten und stellen die Weichen anders. 
Japan nahm offiziell Abschied von 
der Begrenzung der C0 2 -Emissionen 
und setzt auf forcierte Energiegewin¬ 
nung aus Kohle. 

Die USA sorgen für eine „Renais¬ 
sance „der fossilen Energieträ¬ 
ger durch das Durchpeitschen der 
„Fracking“-Methode. Polen sowie 
Australien setzen weiter auf die Aus¬ 
beutung ihrer bedeutenden Kohle¬ 
vorräte. Und in Deutschland wer¬ 
den die schüchternen Ansätze einer 


„Energiewende“ gerade mehr oder 
weniger beerdigt. 

Schon vor dem Gipfel stand fest, dass 
erst 2015 auf einem Gipfel in Paris 
das seit langem überfällige Nachfol¬ 
geabkommen für das Klimaprotokoll 
von Kyoto verabschiedet wird. Dass 
in Warschau eine Rechtsverbind¬ 
lichkeit der dann neu fixierten Kli¬ 
maschutzziele offen gelassen wurde, 
lässt nur Böses ahnen. Die weite¬ 
ren Nebenprodukte des Warschau¬ 
er Gipfels erschöpfen sich in unver¬ 
bindlichen Zusagen an die „ärmeren“ 
Staaten, wenn sie etwas mehr für den 
Waldschutz tun. Für die Bewältigung 


klimabedingter Schäden wurden ih¬ 
nen vage finanzielle Versprechungen 
gemacht. Es reichte gerade aus, um 
den bestehenden „Anpassungsfonds“ 
am Leben zu erhalten. 

Doch etwas Positives gibt es vom 
Wochenende dennoch zu vermitteln. 
Nach Abschluss eines politisch und 
fachlich ergiebigen Seminars zur Um¬ 
weltpolitik an der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP wurde die schon 
lange fällige Gründung einer Um¬ 
weltkommission beschlossen. Die 
umgehende Erstellung von Materia¬ 
lien für die 2014 anstehenden Wah¬ 
len zu Fragen der Umwelt- und Ener¬ 
giepolitik sowie die Erarbeitung von 
Eckpunkten für ein DKP-Umwelt- 
programm für den 21. Parteitag wur¬ 
den beschlossen. Für die DKP jeden¬ 
falls gilt: Der umweltpolitische Fort¬ 
schritt ist keine Schnecke. 

Hans-Peter Brenner 


Umbrüche und Kontinuitäten 
100 Jahre Weltkriege - 
Kalter Krieg- 
„Krieg gegen den Terror" 

100 Jahre Friedensbewegung - 
Niederlagen und Erfolge 

Standort: Wilhelmshöher Allee 73 



UZ-Pressefest 2014 
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das Pressefest 
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Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castolumne von Manfred Dietenberger 


Weihnachtsgeld oder 
feuchter Händedruck 


Heut schon auf den Kontostand ge¬ 
schaut? Wenn nicht, bitte gleich nach¬ 
holen. Denn es könnte ja sein, dass der 
etwas besser aussieht als sonst. Ist das 
so, dann und eben nur dann, gehörst 
Du lieber UZ-Leser zu den Beschäf¬ 
tigten, die mit dem Novembergehalt 
von ihrem Boss ein Weihnachtsgeld 
ausbezahlt bekommen. Dass aber 
auch diesmal nicht mehr in der „Lohn¬ 
tüte“ drin ist, ist leider fast genauso 
wahrscheinlich. Denn eine im Auftrag 
der Hans-Böckler-Stiftung des DGB 
aktuell durchgeführte Online-Umfra- 
ge hat festgestellt, dass nur 54 % der 
Beschäftigten in unserem Lande eine 
Jahressonderzahlung in Form eines 
Weihnachtsgeldes erhalten. 

Dies obwohl fast jeder Dritte der Be¬ 
fragten das Weihnachtsgeld dringend 
braucht, um über die Runden zu kom¬ 
men. Besonders abhängig von dieser 
Jahressonderzahlung sind Beschäftig¬ 
te mit einem monatlichen Einkommen 
von unter 1 500 Euro. Aber auch bei 
einem Drittel der Befragten mit ei¬ 
nem Einkommen zwischen 1 500 und 
3 000 Euro ist das Weihnachtsgeld un¬ 
verzichtbar. Auch für was das Weih¬ 
nachtsgeld „verbraten“ wird wurde 
abgefragt. Bei drei Viertel der Befrag¬ 
ten geht ein Drittel des Geldes schon 
allein für die Weihnachtgeschenke 
drauf. „Das Weihnachtsgeld fließt zu 
einem sehr hohen Anteil in den direk¬ 
ten Konsum und kurbelt die Binnen¬ 
wirtschaft an“, sagte der ver. di-Vorsit¬ 
zende Frank Bsirske. Oft leiste es aber 
auch einen maßgeblichen Beitrag zum 
Haushaltseinkommen. Bei rund einem 
Drittel fressen Versicherungsbeiträge 
und die ständig steigenden Lebenshal¬ 
tungskosten den Rest auf. Jeder sechs¬ 
te Befragte braucht das Weihnachts¬ 
geld, um seine Raten abzubezahlen. 
Weiteren 38 % gelingt es noch etwas 
vom Weihnachtsgeld für die Alters¬ 
vorsorge oder spätere Anschaffungen 
abzuzwacken. Frauen bekommen sel¬ 
tener Weihnachtsgeld als Männer, jun¬ 
ge Beschäftigte seltener als ältere. 
Gibt es Weihnachtsgeld, wird es häu¬ 
fig nach dem „Nasenfaktor“ und als 
„Ansporn zur Fortsetzung der Tätig¬ 
keit und weiterer Dienstbeflissenheit“, 
wie es schon 1929 im „Zentralblatt für 
Handelsrecht“ zu lesen war, verteilt. 
Noch immer spielen sich die Unter¬ 
nehmer landauf landab an Weihnach¬ 
ten als Wohltäter auf und verteilen 
willkürlich das Weihnachtsgeld nach 
Gutsherren Art, als wäre es ein Ge¬ 
schenk. Doch das Weihnachtsgeld ist 
kein Geschenk der Bosse und es fällt 
auch nicht vom Himmel, sondern ist 
von den Beschäftigten selbst hart er¬ 



arbeitet. Um die willkürliche Vertei¬ 
lung des Weihnachtsgeldes zu been¬ 
den haben die Gewerkschaften über 
Jahrzehnte für dessen tarifvertragli¬ 
che und gesetzliche Absicherung ge¬ 
kämpft. Im DGB-Aktionsprogramm 
von 1955 heißt es: „Es ist ein unerträg¬ 
licher und unwürdiger Zustand, dass 
in jedem Jahr der Streit zwischen Ar¬ 
beitgebern einerseits und den Arbei¬ 
tern, Angestellten und Beamten an¬ 
dererseits um die Zahlung von Weih¬ 
nachtszuwendungen und deren Höhe 
entbrennt. Deshalb ist die Zahlung der 
Weihnachtszuwendungen durch Tarif¬ 
vertrag oder Gesetz einzuführen.“ Den 
Gewerkschaften gelang es aber erst 
nach und nach den Anspruch in Tarif¬ 
verträgen durchzusetzen. 1952 setzte 
die Gewerkschaft ÖTV als erste einen 
Tarifvertrag über eine „Weihnachtszu¬ 
wendung“ durch. 1954 erstritt die IG 
Metall das tarifvertraglich gesicherte 
Weihnachtsgeld für die Beschäftig¬ 
ten in der Metall- und Elektroindust¬ 
rie. 1971 folgte das Bankgewerbe und 
1974 setzte dann auch die IG Druck 
und Papier die „tarifliche Jahresleis¬ 
tung“ für Beschäftigte in der Druckin¬ 
dustrie durch. Im Einzelhandel gelang 
dies erst 1980 und ist heute wieder Teil 
harter gewerkschaftlicher Kämpfe, 
wie z.B. beim aktuellen Tarifkonflikt 
bei amazon. 

Auch dieses Weihnachten wird An¬ 
gela Merkel posaunen „Uns geht es 
gut“. Uns ging es noch nie so gut wie 
heute, sagten auch die Gänse, bis kurz 
vor den Feiertagen, weil sie den Bra¬ 
ten nicht rochen. In seinem Lied „Stil¬ 
le Nacht, heilige Nacht“ macht Dieter 
Süverkrüp uns Hoffnung: „Falschen 
Frieden auf Erden feierten wir mit 
den Herrn. Wilde Nacht, streikende 
Nacht! Eines Tages, nicht ganz sacht, 
pfeifen wir auf die Gnade der Herrn, 
übernimmt mal das Volk den Konzern 
und die Führung im Staate. Das wird 
ein Weihnachtsfest wer‘n!“ 


Skandal im Gastgewerbe 

Gastro-Report legt alarmierende Zahlen vor 


Michaela Rosenberger, die neue Vorsit¬ 
zende der Gewerkschaft Nahrung-Ge- 
nuss-Gaststätten (NGG) forderte eine 
bessere Bezahlung und bessere Arbeits¬ 
bedingungen in der Gastronomie. Fast 
160 000 Beschäftigte in Hotels, Restau¬ 
rants und Gaststätten können von dem 
Geld, das sie im Job verdienen, nicht 
leben. Sie müssen aufstocken. Rund 
69750 dieser Gastro-Beschäftigten ha¬ 
ben sogar einen regulären Arbeitsver¬ 
trag in der Tasche - sie sind sozialver¬ 
sicherungspflichtig beschäftigt. Die üb¬ 
rigen rund 89 800 sind als Mini-Jobber 
auf Hartz IV angewiesen. 

Dreiviertel aller Beschäftigten der 
Gastronomie bekämen lediglich ei¬ 
nen Niedriglohn. Diese Zahlen sind 
ein „Branchen-Skandal“, betonte die 
NGG-Vorsitzende. Sie berief sich dabei 
auf eine Branchen-Studie, die die Hans- 
Böckler-Stiftung im Auftrag der NGG 
gemacht hat. Diese wurde auf dem 
NGG-Gewerkschaftstag in Berlin vor¬ 
gestellt. „Wer im Service, in der Küche 
oder im Catering arbeitet, der macht ei¬ 
nen Stress-Job. Zur guten Arbeit gehört 
aber auch ein gutes Auskommen“, so 
Michaela Rosenberger. Es könne nicht 


sein, dass „Menschen Vollzeit arbeiten 
und trotzdem anschließend noch einen 
Antrag auf Hartz IV stellen müssen“. 
Das Gastgewerbe sei ein „Jobmotor für 
prekäre Beschäftigung“, betonte sie: Die 
Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Teilzeitjobs lag im vergangenen Jahr um 
ein Viertel höher als noch 2008. Dage¬ 
gen habe es bei den Vollzeitbeschäftig¬ 
ten lediglich eine Zunahme von knapp 3 
Prozent gegeben. Der „Gastro-Report“ 
weist zudem einen kräftigen Zuwachs 
bei den Mini-Jobs nach: Ihre Zahl stieg 
um 12,5 Prozent. Betroffen hiervon: 
vorwiegend Frauen. Die Gastronomie- 
Branche sei ein „Rund-um-die-Uhr-Ge- 
werbe“ so Rosenberger. Mehr als jeder 
sechste Beschäftigte im Gastgewerbe 
sei von Nachtarbeit betroffen. Rund ein 
Viertel leiste mehr als zehn Überstun¬ 
den pro Woche. „Viele von ihnen kom¬ 
men dabei oft auf eine 50-Stunden-Wo¬ 
che und mehr“, so die NGG-Vorsitzende. 
Von regulären Arbeitszeiten könne die 
Branche ohnehin nur träumen: Mehr als 
die Hälfte aller Beschäftigten, sind au¬ 
ßerhalb der üblichen Arbeitszeiten im 
Einsatz. Auch das geht aus dem „Gastro- 
Report“ der der NGG hervor. 


Kompromiss in Sicht? 

Sechs Monate Streiks und öffentliche Aktionen im hessischen Einzelhandel 


Entgegen allen Voraussagen der Un¬ 
ternehmer und ihrer willigen Bericht¬ 
erstatter ebbt der Abwehrkampf im 
hessischen Einzelhandel auch nach 
Monaten nicht ab. Selbst jene werden 
dadurch „belehrt“, die meinten, die von 
der Kündigung des Manteltarifvertra¬ 
ges betroffenen Beschäftigten ließen 
sich nicht über einen längeren Zeit¬ 
raum immer wieder zu Streiks und öf¬ 
fentlichen Aktionen motivieren, wenn 
sie „bloß“ ihre bisher geltenden tarifli¬ 
chen Gehälter, Rechte und Leistungen 
verteidigen. Vielmehr müsse ihnen ein 
weiterreichendes Ziel gesteckt werden, 
damit sie wüssten, dass sich das Kämp¬ 
fen wirklich lohnt. 

Es sieht so aus, als ob die stets aufs 
Neue streikenden Beschäftigten sehr 
wohl wissen und verstanden haben, 
dass es in dieser Auseinandersetzung 
nicht „bloß“ um die Verteidigung ir¬ 
gendeines „Besitzstandes“, sondern 
um die entscheidende Frage geht: 
Können sich die Unternehmer im 
Einzelhandel mit der dauerhaften Ver¬ 
schlechterung der Tarifverträge und 
damit der Arbeitsbedingungen durch¬ 
setzen, dann sind damit zwei Gefahren 
verbunden: 

dass in der Branche ein „Tor“ geöffnet 
wird, das bei den Unternehmern für 
„Aufwind“ sorgen und sie zu weiterge¬ 
henden Forderungen anregen würde; 
dass eine Niederlage der Beschäftig¬ 
ten und ihrer ver.di im Einzelhandel 
als Anreiz für Unternehmer anderer 
Branchen wirken könnte, sich eben¬ 
falls fürs Abschaffen oder Aushöhlen 
der dortigen tariflichen Regelungen 
stark zu machen und einzusetzen. 
Insofern kämpfen die streikenden Be¬ 
schäftigten im hessischen Einzelhandel 
nie nur für sich allein, sondern immer 
auch für jene, die sich aus Angst, Un¬ 
wissenheit oder fehlender Solidarität 
nicht ebenfalls für ihre Tarifverträge 
aktiv einsetzen. Oder die nicht ver¬ 
stehen (wollen), wie schnell eine Nie¬ 
derlage in einer Branche weitere Ver¬ 
luste in anderen Bereichen nach sich 
ziehen kann. Denn die Unternehmer 
sind trotz allen Wettbewerbs am Markt 
längst nicht so betriebsblind, dass sie 
nicht verstehen würden, welche Chan¬ 
cen sich aus einer Niederlage im Ein¬ 
zelhandel für sie selbst ergeben. Und 
genau deshalb sind die größten Kon¬ 
kurrenten am Verhandlungstisch und 


bei tarifpolitischen Fragen die „dicks¬ 
ten“ Freunde, wenn es gegen die Be¬ 
schäftigten und ihre Tarifverträge geht. 
Im Bezirk Südhessen kam der Arbeits¬ 
kampf für manche in den vergange¬ 
nen Jahren erprobten Belegschaften 
nicht plötzlich wie Weihnachten im 
Dezember. Die aktivsten ver.di-Ver- 
trauensleute bereiteten sich und ihre 
Kolleg/inn/en gezielt auf die ab Mai 
kommenden Streiks vor. Dazu waren 
nicht nur viele persönliche Gesprä¬ 
che, sondern auch eine große Über¬ 
zeugungsarbeit notwendig. Das hat¬ 
te den Vorteil, dass kein „Eis“ mehr 
„gebrochen“ werden musste, als es 
richtig losging. Nur so war es - wie in 
den letzten Jahren - möglich, sich auf 
einen Kern von Streikbetrieben zu 
stützen, um dem Verteidigungskampf 
wie der Lohnrunde den notwendigen 
„Schwung“ zu verleihen. In vorders¬ 
ter Reihe gehen und engagieren sich 
seither: H&M Hennes & Mauritz in 
Darmstadt, Viernheim und Weiter¬ 
stadt (Loop5); Karstadt in Darmstadt 


und Viernheim; Real in Groß-Gerau, 
Pfungstadt, Raunheim und Rüssels¬ 
heim. Am Anfang waren trotz der sich 
anbahnenden wirtschaftlichen Katas¬ 
trophe ganz selbstverständlich die 
Beschäftigten von Praktiker in Rüs¬ 
selsheim mit dabei. Sie wurden erst 
durch die Insolvenz aus den Reihen 
der Aktivsten herausgerissen. Doch 
gelang es im Laufe der Zeit auch wei¬ 
tere Belegschaften zu motivieren, die 
Verteidigung ihres Manteltarifver¬ 
trages zu ihrem eigenen Anliegen zu 
machen. Hier sind die Beschäftigten 
von Kaufland in Lampertheim und 
Weiterstadt sowie von Toom/Rewe in 
Darmstadt zu nennen. Ihre Unterstüt¬ 


zung der Auseinandersetzung entlarvt 
jene Unternehmer als Schwätzer und 
bewusste Irreführer, die ständig und 
gern behaupten, in Südhessen streik¬ 
ten „immer nur die Gleichen“. 

Es ist natürlich verständlich, dass es 
jenen, die bei keinem oder kaum ei¬ 
nem Arbeitskampf fehlen, die Betei¬ 
ligung von „anderen“ immer zu ge¬ 
ring erscheint und deren Entschei¬ 
dung zum Streik nicht schnell und oft 
genug fällt. Wer sich allerdings an die 
Entwicklung der eigenen Streikbereit¬ 
schaft erinnert, der wird wissen, dass es 
manchmal länger dauert, bis in einer 
Belegschaft dazu der Mut gefasst und 
die Kolleg/inn/en motiviert sind. Doch 
dann gibt es häufig kein Halten mehr. 
Angesichts dieser Erfahrung können 
Ausdauer und Hartnäckigkeit der 
„Altbekannten“ sowie Selbstvertrau¬ 
en und Entschlossenheit der „Neuen“ 
im Arbeitskampf nicht hoch genug be¬ 
wertet werden. Zusammen wird jene 
Kraft und Zielstrebigkeit erreicht, die 
notwendig sind, um ein Wiederinkraft¬ 


setzen des von den Unternehmern ge¬ 
kündigten Manteltarifvertrages ohne 
Abstriche durchzusetzen sowie die 
Einführung einer Niedriglohngruppe 
von 8,20 Euro zu verhindern. Und die 
nicht zulassen, dass der Einzelhandel 
zum Einfallstor für unternehmerische 
Höhenflüge wird. 

Deshalb kann es keinen ehrlichen und 
annehmbaren Kompromiss geben, der 
die Verwirklichung dieser auch bran¬ 
chenübergreifenden Ziele nicht zu 
seiner Grundlage macht. Eine solche 
Annäherung beider Seiten ist derzeit 
nicht in Sicht. Der Kampf geht also un¬ 
vermindert, besser: verstärkt weiter - 
bis zum Erfolg! Horst Gobrecht 



Gelungener Einstieg in die Tarifrunde: Erster Streik der Beschäftigten von 
Kaufland in Weiterstadt am i. November 2013. 


Erfahrungen aus dem großen Kampf 
einer kleinen Belegschaft 

Vom Streik bei Norgren in Großbettlingen 


Am 18. November folgten erneut hun¬ 
derte Kolleginnen und Kollegen dem 
Aufruf der IG Metall zur Solidarität 
mit der ca. 80-köpfigen Belegschaft 
von Norgren, die nun seit über sieben 
Wochen rund um die Uhr streikend vor 
dem Betrieb ausharrt, während drin¬ 
nen unter massivem Security- „Schutz“ 
Dutzende von Streikbrechern zu Gan¬ 
ge sind. 

Nein, mangelndes Engagement, man¬ 
gelnde Opferbereitschaft, mangeln¬ 
den Mut kann man den Beschäftigten 
wahrlich nicht vorwerfen. So wenig, 
wie man der örtlichen IG Metall, de¬ 
ren Sekretäre fast täglich vor Ort sind, 
mangelnde Unterstützung vorwerfen 
kann. Auch die Solidarität aus der Be¬ 
völkerung vor allem aus den Metall- 
Betrieben der Region und von ande¬ 
ren Gewerkschaften ist groß. Täglich 
geben sich Besucherdelegationen „die 
Klinke in die Hand“, überbringen So¬ 
lidaritätserklärungen und die so drin¬ 
gend gebrauchten Finanzspenden. Die 
Wände der beiden Streikzelte sind ta¬ 
peziert mit Grußschreiben, darunter 
auch eines der DKP Baden-Württem¬ 
berg, in dem u.a. der Klassencharakter 
des Staates angeprangert wird. 
Trotzdem war bei der Kundgebung 
der Optimismus gedämpft. Aus den 
Forderungen „der Betrieb bleibt er¬ 
halten!“, „die Anlagen bleiben hier!“, 
„die Entlassungen müssen verhindert 


werden!“, sind inzwischen Forderungen 
nach einem „guten Interessenausgleich 
und Sozialplan“ geworden. Nicht etwa, 
weil die Entschlossenheit nachlässt, die 
Streikfront bröckeln würde, sondern, 
weil nicht wirklich eine erfolgverspre¬ 
chende Strategie erkennbar ist. Zu 
übermächtig der Gegner? Zu gut ge¬ 
staffelt die Front der anderen Seite? 
Die Belegschaft wird von herangekarr¬ 
ten Wachleuten gewaltsam am Betre¬ 
ten „ihres“ Betriebes gehindert. Die 
Wut darüber ist groß. Trotzdem den 
Zutritt zu erzwingen, wäre Hausfrie¬ 
densbruch. Die ersten Anlagen wurden 
abgebaut und wegtransportiert, nach 
Tschechien, dem neuen Produktions¬ 
standort. „Das Gericht“ hat den Ab¬ 
transport für legal erklärt, die Blocka¬ 
den dagegen für illegal und horrende 
Geldstrafen im Falle des Zuwiderhan¬ 
delns angedroht. Dem wird zähneknir¬ 
schend entsprochen. Die örtliche Ver¬ 
waltung überzieht die Streikenden mit 
„Auflagen“ und die Polizei greift beim 
geringsten Anlass ein. Sich ihr zu wi¬ 
dersetzen, wäre Widerstand gegen die 
Staatsgewalt und darüber hinaus we¬ 
nig erfolgsversprechend. Unverständ¬ 
nis mit der „einseitigen“ Parteinahme 
der staatlichen Organe mischt sich mit 
Empörung darüber. 

Die Möglichkeiten der DKP sind ge¬ 
ring, die Partei direkt vor Ort schwach. 
Trotzdem drängen sich folgende Über¬ 


legungen auf: Die Dialektik von Re¬ 
form und Revolution erfordert, dass 
die Partei dazu beiträgt, in Kämpfen 
grundlegende Erkenntnisse zu vermit¬ 
teln. 

In diesem Falle 

★ Erkenntnisse über die Bedeutung 
der Eigentumsfrage an den Produkti¬ 
onsmitteln. 

★ Erkenntnisse über die Machtfrage, 
über die Rolle des Staates, der (wie 
schon Marx wusste) eben gerade nicht 
klassenneutral ist, sondern Instrument 
der herrschenden Klasse zur Unter¬ 
drückung der Arbeiterklasse. 

★ Erkenntnisse über die Untauglich¬ 
keit des „Legalismus“ im Klassen¬ 
kampf. 

★ Wer duldet, dass die andere Mann¬ 
schaft die Spielregeln bestimmt und den 
Schiedsrichter stellt, kann kein Spiel ge¬ 
winnen. Wer Grundlegendes durchset¬ 
zen, oder verhindern will, darf sich die 
„Spielregeln“ nicht aufzwingen lassen. 
Im Grundgesetz ist ausdrücklich die 
Sozialpflicht des Eigentums festge¬ 
schrieben. Den Staat schert‘s offen¬ 
sichtlich einen Dreck. Im Grundgesetz 
ist ausdrücklich das Widerstandsrecht 
verankert. Die Unterbindung prokapi¬ 
talistischer Aushebelung der Grund¬ 
rechte kann und darf sich nicht nur im 
Rahmen der Vorgaben bewegen, wel¬ 
che die „Aushebler“ erlassen. 

Manfred Jansen, Stuttgart 
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Kurswechsel - Für ein gutes Leben? 

Eindrücke vom 6. außerordentlichen Gewerkschaftstag der IG Metall 


Am 24. und 25. November tagte der 
6. außerordentliche Gewerkschafts¬ 
tag der IG Metall in Frankfurt am 
Main. 481 Delegierte wählten einen 
neuen Ersten und Zweiten IG-Me- 
tall-Vorsitzenden sowie weitere drei 
geschäftsführende Vorstandsmitglie¬ 
der. Außerdem beschlossen sie eine 
gesellschafts- und gewerkschaftspo¬ 
litische Erklärung. Die UZ sprach 
mit dem Delegierten Uwe Fritsch, Be¬ 
triebsratsvorsitzender im VW-Werk 
Braunschweig über den Gewerk¬ 
schaftstag. 

UZ: Der außerordentliche Gewerk¬ 
schaftskongress der IG Metall hat am 
Montag Detlef Wetzel zum neuen Vor¬ 
sitzenden der IG Metall gewählt. 

Wie schätzt du diese Wahl, mit ihren 
bescheidenen Stimmergebnissen ein? 
Steht Detlef Wetzel in der Kontinuität 
von Bertold Huber oder wird er neue 
Akzente setzen? 

Uwe Fritsch: Detlef Wetzel steht auf 
der einen Seite für Kontinuität, da er 
ja als bisheriger 2. Vorsitzender gera¬ 
de für die erfolgreichen Kampagnen 
der IG Metall verantwortlich war. Die 
Jugendkampagnen „Operation Über¬ 
nahme“ und „Revolution Bildung“ de¬ 
ren bundesweiten Abschluss mit einer 
großen Aktion für den 27. September 
2014 geplant ist. Dazu gehört die größ¬ 
te Befragung von Beschäftigten bun¬ 
desweit und letztlich die Klammer al¬ 
ler einzelnen Kampagnen „Kurswech¬ 
sel: Gemeinsam für ein gutes Leben“. 
Detlef Wetzel wird aber auch neue Ak¬ 
zente setzen müssen. Die aktuelle po¬ 
litische Lage in unserem Land und in 
Europa, die wirtschaftlichen Entwick¬ 
lungen in den Betrieben, in Deutsch¬ 
land, Europa und in der gesamten Welt 
brauchen, zwingen aus meiner Sicht zu 
neuen Forderungen, Antworten und 
Methoden zur Durchsetzung unserer 
berechtigten Forderungen. Gleichzei¬ 
tig stellt die sich andeutende „Große 
Koalition“ auch die IG Metall vor neue 
Herausforderungen, wollen wir in den 
Betrieben weiter ernst genommen wer¬ 
den. Dies ist für mich auch durch die ge¬ 


schickten Auftritte von Sigmar Gabriel 
und Angela Merkel deutlich geworden. 
Die Mitglieder der IG Metall, meine 
Kolleginnen und Kollegen im Betrieb 
wollen auch politische Antworten, Be¬ 
schlüsse und Gesetze zu Mindestlohn, 
Werkverträgen, Zeitarbeitskräften, 
Gleichstellung von Mann und Frau, 
sowie der sichtbaren nationalen und 


internationalen sozialen Aufgabenstel¬ 
lungen. Insgesamt ist für alle sichtbar 
geworden: Unser gesellschaftliches En¬ 
gagement soll, muss und wird verstärkt. 

UZ: In der Tat. Detlef Wetzel zeichnete 
sich für eine neue Kampagnentätigkeit 
in der IG Metall aus. Doch steht das 
neugewählte Duo Detlef Wetzel (75,5 
%) und der jetzige Vize und ehemali¬ 
ge Bezirksleiter von Baden-Württem¬ 
berg, Jörg Hofmann (77,7 %) auch für 
eine Lohnentwicklung zumindest ent¬ 
sprechend der Inflationsrate- und Pro¬ 
duktivitätsentwicklung, statt der eher 
bescheidenen Lohnabschlüsse in den 
letzten Jahren? 

Uwe Fritsch: Der Tarifabschluss von 
Pforzheim und viele folgende betriebli¬ 
che Regelungen sind auch entstanden, 
aus der Hoffnung von Beschäftigten, 
mit betrieblichen Sondervereinbarun¬ 
gen, mit Verzicht, wenn auch nur für 
einen begrenzten Zeitraum, Arbeits¬ 


plätze zu sichern, damit nicht ganze 
Belegschaften in die Arbeitslosigkeit 
gehen. Solange der Organisationsgrad 
in manchen Branchen, Betrieben oder 
Teilen von Belegschaften noch so nied¬ 
rig ist, solange die Angst vor sozialem 
Abstieg durch Arbeitsplatzverlust die 
Verzichtsmentalität fördert, solange 
sich Unternehmen mit ihrem Austritt 


aus Arbeitgeberverbänden sich tarifli¬ 
chen Vereinbarungen entziehen kön¬ 
nen, brauchen wir neue Formen des 
Kampfes und politische Initiativen. 
Ich bin sicher, dass immer mehr Beleg¬ 
schaften, Kolleginnen und Kollegen er¬ 
kennen: Verzicht macht Unternehmer 
nur noch gieriger. Verzicht löst kaum 
ein betriebliches Problem mit Werk¬ 
verträgen, Leiharbeitern, Belegschaf¬ 
ten erster, zweiter und dritter Klasse. 
Das drängt nach neuen Aktionen, neu¬ 
en Kämpfen und neuen Antworten. 

UZ: Die Delegierten des 6. außeror¬ 
dentlichen Gewerkschaftstages der IG 
Metall haben eine gesellschafts- und ge¬ 
werkschaftspolitische Erklärung disku¬ 
tiert und verabschiedet. 

Was sind die Kernpunkte dieser Erklä¬ 
rung? 

Uwe Fritsch: Kernpunkte sind: Ar¬ 
beit sicher und fair. Arbeit muss wie¬ 
der etwas wert sein und gesellschaft¬ 


lich mehr geachtet werden. Die Ver¬ 
einbarkeit von Arbeit und Leben. Die 
Gleichstellung von Frau und Mann. 
Zukunftssicherung für die junge Ge¬ 
neration. Mehr Gewerkschaftsrechte, 
mehr Arbeitnehmerrechte und Bür¬ 
gerrechte. Mehr internationales En¬ 
gagement für ein demokratisches und 
soziales Europa. 

UZ: Wie beurteilst du diese Erklärung? 
Was sind aus deiner Sicht die positiven 
Aspekte und wo müsste sie weitergehen¬ 
der sein? 

Uwe Fritsch: Positiv ist die deutliche 
Akzentverschiebung von der Beto¬ 
nung der tariflichen und betrieblichen 
Aufgaben, hin zu mehr gesellschaftspo¬ 
litischer Einmischung, mehr politisches 
Engagement in unserem Land und in 
Europa. 

Es ist aber auch deutlich geworden, 
welches gesellschaftliche Bewusst¬ 
sein in der Mitgliedschaft, den Betrie¬ 
ben und der Gesellschaft (noch) vor¬ 
herrscht. Die Hoffnung mit starken Ge¬ 
werkschaften, mit guten Betriebsräten 
und vielen neuen Mitgliedern eine so¬ 
ziale Marktwirtschaft wiederherstellen 
zu können, mit einem „aktiven Staat“ 
ein sozialeres Europa mit einheitlichen 
sozialen Standards, überwiegt deutlich. 
Die Debatte eines neuen Gesell¬ 
schaftsmodells, von Reformalternati¬ 
ven und den ersten Schritten dazu, kam 
dabei zu kurz. 

UZ: Mit welchen neuen Impulsen und 
Aufgaben gehen die Delegierten zurück 
in die Betriebe? 

Uwe Fritsch: Kurz vor den Betriebs¬ 
ratswahlen 2014 geht es natürlich um 
die weitere Stärkung der IG Metall, 
mehr Mitglieder, mehr Betriebe mit 
Betriebsräten, mehr Vertrauen in die 
eigene Kraft und mehr Teilnahme an 
gesellschaftlichen, politischen Aktio¬ 
nen und Bewegungen. Das möchte ich 
mit meinen Kolleginnen und Kollegen, 
mit den Vertrauensleuten und im Be¬ 
triebsrat diskutieren. 

Die Fragen für die UZ stellte Wolfgang Teuber 


Erneut Streiks 
bei Amazon 

Versandhändler 
verwehrt Tarifvertrag 

Mit Beginn der Frühschicht am Mon¬ 
tag, den 25. November, streikten die 
Amazon-Beschäftigten in den Stand¬ 
orten Leipzig und Bad Hersfeld. Die 
Beschäftigten wollen bei dem Internet- 
Versandhändler einen Tarifvertrag auf 
dem Niveau des hessischen Einzel- und 
Versandhandels durchsetzen. 

„Ob es im bevorstehenden Weihnachts¬ 
geschäft zu weiteren Streiks kommt, 
liegt ganz in der Hand von Amazon. In 
der Sekunde, in der Amazon in Verhand¬ 
lungen einwilligt, sitzen wir am Tisch 
und stehen nicht mehr vor der Tür“, sagt 
ver.di-Gewerkschaftssekretärin Mecht¬ 
hild Middecke. 

Zum Weihnachtsfest käme ein tarifliches 
Weihnachtsgeld gerade recht. Zwar gibt 
es in diesem Jahr erstmalig eine Sonder¬ 
zahlung von 400 Euro für die Versand¬ 
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter und 
600 Euro für die Vorarbeiter und Vor¬ 
arbeiterinnen (Leads), die im Novem¬ 
ber zur Auszahlung kommen soll. Doch 
diese freiwillige Leistung des Arbeitge¬ 
bers ist noch weit vom Tarifanspruch 
entfernt. 

Für den Einzel- und Versandhandel ist 
das Weihnachtsgeschäft die umsatz¬ 
stärkste Zeit. „Den Beschäftigten wird 
viel abverlangt, einschließlich Überstun¬ 
den und Wochenendarbeit. „Sie brau¬ 
chen für ihre gute Arbeit einen ange¬ 
messenen und verlässlichen Lohn, der 
nicht nur vom Arbeitgeber allein be¬ 
stimmt, sondern über einen Tarifvertrag 
ausgehandelt wird“ so Middeke. 

Der hessische ver.di-Verhandlungsfüh¬ 
rer Bernhard Schiederig betont: „Ama¬ 
zon will mit ver.di bisher nicht über einen 
Tarifvertrag Einzel- und Versandhandel 
verhandeln. Doch wir sind bereit, diesen 
Tarifkampf auf längere Dauer zu führen. 
Der Versandhändler kann solange nicht 
damit rechnen, dass Ruhe einkehrt, bis 
wir die Tarifbindung hergestellt haben. 
Uns geht es nicht darum, Kundinnen 
und Kunden zu verärgern, sondern dar¬ 
um, unser Ziel zu erreichen, nämlich die 
Tarifbindung. Nur durch Streiks können 
wir wirtschaftlichen Druck auf das Un¬ 
ternehmen ausüben.“ 



Die neugewählten Vorstandsmitglieder (von rechts): Detlef Wenzel (Erster 
Vorsitzender der IGM), Irene Schulz, Wolfgang Lemb, Jörg Hoffmann (Zweiter 
Vorsitzender der IGM). Nicht auf dem Bild der neue Hauptkassierer Jürgen 
Kerner 


Vor dem Untergang 

Unternehmerlobby bläst zum letzten Gefecht: „Mindestlohn ist eine Gefahr für Arbeitsplätze“ 


D as Abendland ist in Gefahr. Die 
zukünftige schwarz-rosa Re¬ 
gierung droht ernsthaft damit, 
dem deutschen Arbeitgeber und sei¬ 
nem glücklichen Sozialpartner vor¬ 
zuschreiben, wie sie ihre gemeinsame 
Lohnfindung zu gestalten haben. Und 
das im zehnten Jahr des großartigen 
Schröderschen Lohnbefreiungsunter¬ 
nehmens. Dabei war das glückselige 
Motto des deutschnationalen Hitler¬ 
vorkämpfers Hugenberg: „Sozial ist, 
wer Arbeit schafft“ in nur geringfügig 
modernisierter Variation zu neuen Eh¬ 
ren gelangt. Endlich nicht mehr skla¬ 
visch gefesselt an die starren Vorgaben 
des von Tarifbürokraten abgekarteten 
Flächentarifvertrages; frei zu den lich¬ 
ten Höhen eines des freien Menschen 
würdigen, an einem freien Markt frei 
ausgehandelten, freien Lohnes. Hal¬ 
leluja. „Sozial ist, was Arbeit schafft.“ 
Und Arbeit schafft bekanntlich auch 
ein Sozial-Stundenlohn von 1,95 Euro. 
Oder auch weniger. 

Und nun ein Zwangslohn von 8,50 
Euro. Staatlich dekretiert, wie im So¬ 
zialismus. „Überhöht“, „zu hoch, „ge¬ 
waltiger bürokratischer Aufwand“, 
„Irrsinn“, „gefährlich“, erklingt es da 
aus allen Kanälen. Ein derart exor¬ 
bitant hohes Entgelt, das bei regu¬ 
lärer Arbeitszeit fast schon an der 
1000-Euro-Netto-Grenze kratzt, das 
ist natürlich asozial arbeitsplatzver¬ 
nichtend, standortgefährdend und an¬ 
gesichts schmaler Vorstandsgehälter 
wie den läppischen 14,6 Mio. des VW- 
Chefs Winterkorn ein Verstoß gegen 
das Führungsetagen-Abstandsgebot. 
Herr Winterkorn hatte 2012 gerade 


einmal das 850-fache eines potentiel¬ 
len Mindestlohnbeziehers nach Hause 
gebracht. Wo bleibt denn da die Moti¬ 
vation? Die Benchmark hat hier erst 
einmal Oracle-Chef Larry Ellison mit 
96,2 Mio. Dollar gesetzt. (Von Bankern 
und Hedge-Fonds-Managern wollen 
wir hier aus Gründen der Pietät nicht 
reden.) Macht bei einem US-Mindest- 
lohn von 7,25 Dollar etwa das 6 400-fa- 
che. Der „Leuchtturm der Freiheit“ 
bleibt eben wieder einmal unerreicht. 
Klar ist: Von 8,50 Euro kann man auch 
nicht leben. Zumindest nicht gescheit. 
Der Lohn läge dann immer noch un¬ 
ter der auch vom DGB ausgewiesenen 
Armutsschwelle. Bei rasant steigenden 
Mieten, Energiekosten, Lebensmittel¬ 
preisen, Gebühren und Abgaben aller 
Art bliebe es da wohl eher bei Pferde¬ 
fleisch-Lasagne & Co. und statt der ge¬ 
priesenen gesellschaftlich-kulturellen 
Teilhabe eher beim Flachmann mit sei¬ 
nem grassierenden Mario-Barthismus. 
Noch weniger helfen die 8,50 Euro 
gegen Altersarmut. Um bei völlig un¬ 
realistischen 45 Beitragsjahren über¬ 
haupt aus dem Aufstockungsanspruch 
(677 Euro) heraus zu kommen, wären 
schon heute 11,31 Euro Mindestlohn 
erforderlich. Der bei Absenkung des 
Rentenniveaus auf 43 Prozent sogar 
auf 16,12 Euro steigen müsste. Hier 
hat Rosa-Oliv ganze Arbeit geleistet. 
Aber was, um Himmels willen, macht 
der kleine Friseursalon in Sachsen-An¬ 
halt, der nur deshalb existieren kann, 
weil seine Angestellten sich mit einem 
Tariflohn von 3,05 Euro ausbeuten las¬ 
sen müssen? Richtig. Möglicherweise 
Pleite. Wie andere Betriebe auch, de¬ 


ren Einnahmen langfristig die Aus¬ 
gaben plus Gewinnentnahmen nicht 
decken. Das ist Kapitalismus! Mögli¬ 
cherweise müssten dann einige 3-Eu- 
ro-Jobber ihre Kohle gleich ganz bei 
der ARGE abholen. Erstaunlicher¬ 
weise hält sich bei der Gehaltsaufsto¬ 
ckung das Antisubventionsgeschrei in 
überschaubaren Grenzen. Immerhin fi¬ 
nanzieren so vor allem die Lohn- und 
Mehrwertsteuerzahler die Hunger¬ 
löhne in Deutschland, den deutschen 
Standortvorteil und das Elend in den 
Südperipherie gleich mit. Möglich, dass 
das alles so nicht mehr funktioniert, 
wenn die Hungerlohn-Unternehmen 
gezwungen wären, ihre Kosten zumin¬ 
dest annähernd wieder selbst zu zah¬ 
len. Dann wäre ja zumindest etwas er¬ 
reicht. 

Wie immer, ginge es auch anders. Die 
revolutionäre Schweiz diskutiert über 
einen Mindestlohn von 4 000 Franken 
(3 640 Euro). Die Kantonsregierung 
Neuenburg schlägt ein Minimum von 
20 Franken pro Stunde vor. Wie zu le¬ 
sen ist, zahlt selbst Aldi dort ab 2014 
einen Mindestlohn von 4 200 Franken. 
Wie so etwas wirkt, lässt sich trefflich 
in den ebenfalls revolutionären USA 
studieren. Allerdings muss man 50 bis 
60 Jahre zurück. Damals rückten die 
US-Bosse einen erheblichen Teil des 
von ihnen schon kassierten Mehrwer¬ 
tes wieder heraus. Aus Angst. Es gab 
Steuersätze von über 90 Prozent. Der 
Russe stand bekanntlich vor der Tür. 
Und es gab passabel steigende Löhne. 
Diejenigen, die kaufen, wenn sie kön¬ 
nen, konnten. Nach gängiger Lehre die 
Konstellation für den sofortigen Total¬ 


zusammenbruch. Bekanntlich brumm¬ 
te der Laden. Es gab Wachstumsraten, 
die ermöglichten es selbst in einem 
US-amerikanischen Sachsen-Anhalt 
anständige Frisörlöhne zu zahlen. 

In den 1970er Jahren ging die Angst 
vor dem Russen spürbar verloren. 
Und als Frau Thatcher und Herr Rea¬ 
gan sahen, dass da nur noch der Herr 
Gorbatschow stand, war es dann völlig 
vorbei. Diejenigen, die kaufen, wenn 
sie können, konnten es nur noch auf 
Pump. Und 2007 war auch damit Fei¬ 
erabend. Seither herrscht konjunktur¬ 
politisch Flatline. Zwar überlebt der 
Wachkoma-Patient noch dank gigan¬ 
tischer Infusionen der Zentralbanken, 
wie er aber jemals wieder auf die Beine 
kommen soll, bleibt ein Rätsel. Herr 
Putin mag sich auf manchem Titel ja 
dämonisch zurechtphotoshoppen las¬ 
sen, dafür rückt der Geldadel aber kei¬ 
nen seiner zusammengeklaubten Dol¬ 
lar wieder heraus. Und die Kollegen 
Sommer, Huber, Vassiliadis glauben 
noch immer, dass sie am Ende auch ein 
Förmchen kriegen, weil sie so schön 
mitgespielt haben. Diejenigen, die 
kaufen, wenn sie können, können nun 
nicht einmal ihre Schulden bezahlen. 
Die taktischen Aspekte einmal beisei¬ 
te. Natürlich geht es um einen Köder 
für die SPD-Basis und um das eigene 
Feigenblatt bei der EU-Zurichtung. 
Die Kommissionslösung wird ebenso 
für die sozialpartnerschaftliche „Mo¬ 
deration“ sorgen, wie die Unternehmer 
für die Umgehung mit Werkverträgen, 
Stücklohn oder Umsatzbeteiligung. 
Aber selbst eine solch miese Unter¬ 
grenze wie 8,50 Euro, würde sie denn 


auch vor Ort durchgesetzt, könnte ei¬ 
nen Teil der staatlichen Lohn-, besser: 
Unternehmenssubventionierung ab¬ 
bauen helfen. Es würde ein paar Euro 
mehr für die Sozialkassen bedeuten. 
Und für einen gewissen Aufwärtsdruck 
im gesamten Lohngefüge. Das könnte 
ein bisschen das deutsche Dumping¬ 
lohnsystem unterlaufen und für etwas 
mehr Gleichgewicht in der Eurozone 
sorgen. Etwas. Sehr etwas. Der wich¬ 
tigste Effekt aber dürfte sein, praktisch 
zu zeigen in welche Richtung es gehen 
müsste. 

Statt sich mit leeren Versprechen über 
Arbeitsplatzsicherheit abspeisen zu 
lassen, könnte es ja mal wieder um den 
existenzsichernden und konjunkturför¬ 
dernden Kampf um einen akzeptablen 
Anteil am Nationalprodukt gehen. Da 
es weder einen gerechten noch fairen 
Lohn gibt, wäre eine Lohnentwicklung 
zumindest entsprechend der Inflati¬ 
onsrate- und Produktivitätsentwick¬ 
lung nicht schlecht. Dass es genau da¬ 
ran fehlt und zwar seit mehr als einem 
Jahrzehnt, ist einer der Gründe der Eu¬ 
ro-Krise. Zwar belässt auch das noch 
die Dinge wie sie sind, verschlechtert 
sie aber nicht weiter. In neoliberalen 
Zeiten nicht gerade wenig. 

Nötig wäre natürlich etwas anderes. 
Eine deutliche Positionsverbesserung. 
Etwas in Richtung Schweiz oder darü¬ 
ber hinaus. Aber die Geschichte richtet 
sich nicht nach dem Notwendigen, son¬ 
dern dem im Klassenkampf konkret 
durchgesetzten. Und da weiß man ja 
mit Warren Buffett, ist momentan die 
andere Seite am Drücker. Die Ergeb¬ 
nisse sind entsprechend. Klaus Wagener 
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Eine gescheiterte Hau-Ruck-Aktion 

Das Protestcamp der Flüchtlinge am Berliner Oranienplatz bleibt 


Man muss es nur wollen 

Die hessische Landesregierung hat das 
Recht, den Betrieb am Frankfurter 
Flughafen einzuschränken. Sie kann so¬ 
gar den weiteren Ausbau stoppen - trotz 
gültigem Planfeststellungsbeschluss. 

Zu diesem Ergebnis kommt eine gut¬ 
achterliche Stellungnahme, die die Städ¬ 
te Mainz, Flörsheim, Hattersheim und 
Hochheim in Auftrag gegeben hatten. 
Der Verfasser des Gutachtens wider¬ 
spricht der in der Politik weit verbrei¬ 
teten Auffassung, dass der Aufsichtsbe¬ 
hörde nach dem Urteil des Bundesver¬ 
waltungsgerichts die Hände gebunden 
sind. 

Unter gewissen Bedingungen könne sie 
jederzeit Änderungen vornehmen, sagt 
Rechtsanwalt Martin Schröder und be¬ 
legt dies mit Beispielen und Urteilen 
aus der Vergangenheit. „Das ist allein 
eine Einschätzungsfrage der Behörde.“ 
Und eine Frage des Wollens. 

Bei Fraport 20 Prozent auf alles 

Mit einem groß angelegten Rabattpro¬ 
gramm will Fraport der unbefriedigen¬ 
den Entwicklung der Passagierzahlen 
am Frankfurter Flughafen entgegen 
wirken. Fluggesellschaften, die den 
Frankfurter Flughafen neu anfliegen 
und Fluggesellschaften, die ihr Passa¬ 
gieraufkommen steigern, sollen ab 2014 
mit großzügigen Prämien bedacht wer¬ 
den. 

„Es zeigt sich, dass für den monströ¬ 
sen Flughafenausbau kein Bedarf vor¬ 
handen ist und jetzt zu betriebswirt¬ 
schaftlich fragwürdigen Rabattaktio¬ 
nen gegriffen wird, um Nachfrage zu 
erzeugen“, erklärte der Sprecher des 
Bündnisses der Bürgerinitiativen. „Fra¬ 
port ignoriert die Gleichung: mehr Pas¬ 
sagiere gleich mehr Flugbewegungen 
gleich mehr Fluglärm- und Schadstoff¬ 
belastung. So ist keine Befriedung der 
Region möglich.“ 


B erlins Sozialsenator Mario Cza- 
ja und die grüne Bezirksbürger¬ 
meisterin von Friedrichshain- 
Kreuzberg haben sich verrechnet. Mit 
einer Hau-Ruck-Aktion, indem sie 
überfallartig ein Ultimatum stellten, 
wollten sie am Wochenende den Pro¬ 
test der Flüchtlinge am Oranienplatz 
in Berlin-Kreuzberg beenden. 

Seit nunmehr einem Jahr campieren 
Flüchtlinge in einem Protestcamp auf 
dem Oranienplatz in Berlin Kreuzberg. 
Ein über 650 Kilometer langer Gewalt¬ 
marsch, mit dem sie ihren Forderungen 
nach menschenwürdiger Behandlung 
Ausdruck verleihen wollten, hatte sie 
im Herbst 2012 in die Bundeshaupt¬ 
stadt gebracht. Ziel der Aktion war es, 
die verantwortlichen Politiker dazu zu 
zwingen, endlich tätig zu werden und 
bestimmten Forderungen nachzukom¬ 
men. Zu den Forderungen der Flücht¬ 
linge zählt die Beendigung der Massen¬ 
unterbringung in Sammellagern, ein 
prinzipieller Abschiebestopp und die 
Abschaffung der Residenzpflicht, aber 
auch das Recht auf Arbeit in Deutsch¬ 
land. Nichts ist bisher geschehen, ein 
Einlenken seitens der Politik ist nicht 
ansatzweise zu erkennen. 

Jetzt wird den Politikern das Camp 
langsam unbequem, und sie möchten 
es ohne großen Gesichtsverlust in der 
Öffentlichkeit schließen, ohne aller¬ 
dings eine politische Lösung anzubie¬ 
ten. Nachdem von der grünen Bezirks¬ 
bürgermeisterin Monika Herrmann 
seit Wochen verbreitet wird, man hätte 
für die Flüchtlinge ein Haus im Bezirk 
gefunden, in das sie einziehen können, 
denn im Winter sei es nicht ratsam zu 
campen und man könne das Camp bald 


abbauen, stellte sich dieses Angebot als 
Falschmeldung heraus. 

Am letzten Samstag allerdings über¬ 
raschte der Senator für Gesundheit 
und Soziales Mario Czaja (CDU) mit 


einem Haus im Stadtteil Wedding, das 
ihm die Caritas angeboten hätte. Dem 
Flüchtlingsrat wurde das Haus gezeigt 
und gleichzeitig verständlich gemacht, 
dass, wenn sie hier einziehen wollten, 
der Umzug unverzüglich am Sonntag 
stattfinden müsse, weil sonst das Haus 
anderweitig genutzt würde. Umzugshil¬ 
fe oder Fahrzeuge bot der Senat dazu 
allerdings nicht an. 

Den drohenden Winter vor der Tür 
und bei Temperaturen um den Ge¬ 
frierpunkt begann am Sonntag mit 
Hilfe von Solidaritätsgruppen und dem 
Auto des Pfarrers aus Kreuzberg der 
Umzug in das Haus im Wedding. Wie 
sich herausstellte war dort allerdings 
nur für 80 Personen Platz, die übrigen 


zwei Dutzend wurden abgewiesen und 
kamen zurück zum Camp. 

Um 16:15 Uhr präsentierte sich dann 
dort plötzlich die Bezirksbürgermeiste¬ 
rin Monika Herrmann (Grüne) in Poli¬ 


zeibegleitung und verkündete, dass die 
Flüchtlinge ja nun ein Haus hätten und 
dass das Camp, da es nicht mehr ge¬ 
braucht würde, in einer halben Stunde 
von der Polizei geräumt wird. 

Das war ein Schock für die dort an¬ 
wesenden Flüchtlinge und der Flücht¬ 
lingsrat begriff schlagartig den raffi¬ 
nierten Schachzug des Berliner Senats. 
Mit dem zur Verfügung gestellten Haus 
sollte das Protestcamp eliminiert wer¬ 
den und gleichzeitig verlieh man der 
Aktion dabei noch ein „menschliches“ 
Antlitz. Der Flüchtlingsrat rief SOS 
über eine Telefonkette und in kürzes¬ 
ter Zeit versammelten sich solidarische 
Anwohner, Mitglieder politischer Or¬ 
ganisationen und Solidaritätsgruppen 


auf dem Oranienplatz, so dass eine 
Räumung des Flüchtlingscamps prak¬ 
tisch unmöglich gemacht wurde. Die 
Polizei ging durch die Zelte und musste 
feststellen, dass die durch den Umzug 
frei gewordenen Plätze bereits durch 
Nachrücker gefüllt worden waren. 

Um 18:00 Uhr, es waren bereits an die 
1 000 Menschen auf dem Platz, wurde 
offiziell verkündet, dass von einer Räu¬ 
mung des Camps in dieser Nacht und 
am nächsten Morgen abgesehen wür¬ 
de. Wie es weiter ginge, sei noch unklar. 
Nach verhaltenem Jubel über die¬ 
sen kleinen durch die Solidarität der 
Kreuzberger errungenen Sieg zog die 
Menge in einer Spontandemonstration 
durch den Kiez. In Sprechchören wur¬ 
den die Forderungen der Flüchtlinge 
skandiert und eine politische Lösung 
verlangt. Die Polizei war so überrascht, 
dass sie zunächst durch Abwesenheit 
glänzte, was einen friedlichen Verlauf 
der Demonstration garantierte. Als sie 
sich dann gegen Ende der Demo doch 
noch gesammelt hatte und meinte ein- 
greifen zu müssen, eskalierte die Situ¬ 
ation und es kam zu Auseinanderset¬ 
zungen bei denen die Beamten scho¬ 
nungslosen Gebrauch von Pfefferspray 
machten und 15 Personen festnahmen. 
Den Tagessieg konnten sie den Flücht¬ 
lingen und der mit ihnen gemeinsam 
kämpfenden Solidaritätsbewegung al¬ 
lerdings nicht mehr rauben. „Der Pro¬ 
test geht weiter, wir bleiben auf dem O- 
Platz bis unsere politischen Forderun¬ 
gen erfüllt werden.“ So die Sprecherin 
des Flüchtlingsrates Napuli Paul Lan- 
ga auf der Abschlusskundgebung am 
Flüchtlingscamp. 

Stefan Natke 



„Zu uncool und außerdem altmodisch“ 

Bundeswehr kann nur selten bei Schülern punkten - ein Gespräch mit Robin Cramer 


Bundeswehr setzt Kriegspro¬ 
paganda an Schulen fort 

„Die Bundeswehr will eine Neuaufla¬ 
ge ihrer kriegsbefürwortenden Unter¬ 
richtsmaterialien 4 an Schulen erstellen 
lassen. Sie setzt damit weiterhin auf 
die Indoktrinierung von Schülerinnen 
und Schülern“, kritisiert die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion der 
Partei „Die Linke“ Ulla Jelpke in ei¬ 
ner Pressemitteilung die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine An¬ 
frage (18/31). 

Jelpke weiter: „Das Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr hatte im 
Sommer ein Vergabeverfahren für 
ein ,Informationspaket für Schüler 
und Lehrer zur Sicherheits- und Ver¬ 
teidigungspolitik 4 eingeleitet. Das ist 
zunächst gescheitert, weil es nur einen 
einzigen Teilnehmer gab: Die Univer¬ 
sum AG, die schon die bisherigen, un¬ 
ter dem Titel ,Frieden&Sicherheit 4 
publizierten Materialien erstellt. Die¬ 
se Materialien entstehen unter maß¬ 
geblichem Einfluss der Bundeswehr, 
die sie finanziert und berät, sie werden 
Lehrpersonal und Schülerinnen um¬ 
sonst angeboten und stellen die offi¬ 
zielle Sicherheitspolitik Deutschlands 
einseitig und affirmativ dar. 

Das wird auch in Zukunft so bleiben: 
Die Bundeswehr verhandelt jetzt di¬ 
rekt mit Universum über eine Neu¬ 
auflage für die Jahre 2014 bis 2016. 
Weiterhin wird die Bundeswehr die 
Materialien zu 100 Prozent finanzie¬ 
ren, auch eine Versandoption ist jetzt 
wieder vorgesehen; weiterhin wird das 
Verteidigungsministerium eine fach¬ 
liche Beratung 4 anbieten, und zwar 
ausgerechnet, wie die Regierung mit¬ 
teilt, ,durch das Fachpersonal der Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit 4 ; weiterhin werden 
die Materialien also einseitig die re¬ 
gierungsamtliche Kriegspolitik legiti¬ 
mieren. 

Aufschlussreich ist, dass im Ausschrei¬ 
bungsverfahren ausdrücklich von der 
Dienstleistungskategorie ,Werbung 4 
die Rede war. Überraschend ehrlich - 
denn um nichts anderes als Werbung 
fürs Militär handelt es sich beim ge¬ 
wünschten Produkt. Im Schulunter¬ 
richt hat so etwas nichts zu suchen. 
Ich appelliere an alle Lehrerinnen und 
Lehrer, dieses Angebot auszuschlagen. 


UZ: Sie engagieren sich bereits mehre¬ 
re Jahre gegen Werbeauftritte der Bun¬ 
deswehr an Schulen. Was genau ist Ihre 
Motivation? 

Robin Cramer: Mit den Kooperati¬ 
onsvereinbarungen, die immer mehr 
Landesschulministerien mit der Bun¬ 
deswehr abschließen, erhält die Bun¬ 
deswehr als eine der umstrittensten In¬ 
stitutionen der BRD das Exklusivrecht, 
gezielt Kinder und junge Erwachsene 
für Kriege zu indoktrinieren. Die dazu 
eingesetzten Jugendoffiziere wurden 
nicht ohne Grund 1958 vom Nazi und 
späteren Generalinspekteur der Bun¬ 
deswehr Adolf Heusinger aufgestellt. 
Sie sollten seinerzeit die umstrittene 
Wiederbewaffnung in Reihen junger 
Menschen propagieren und zum an¬ 
deren Rekruten anwerben. Dass die 
Bundeswehr heute nach wie vor Pro¬ 
bleme hat, genügend junge Menschen 
zu rekrutieren, ist mit dem Aussetzen 
der Wehrpflicht nochmal deutlich zu¬ 
tage getreten. Die Bundeswehr wirbt 
daher auch heute noch für das Töten 
und Sterben, es sei denn, wir vermas¬ 
seln es ihr! Denn Soldat sein ist schließ¬ 
lich kein normaler Beruf. 

UZ: Gelingt es den sogenannten Ju¬ 
gendoffizieren der Bundeswehr, Schü¬ 
lerinnen und Schüler vom Berufsbild 
des Soldaten zu begeistern, obwohl es 
als allgemein bekannt vorausgesetzt 
werden dürfte, dass in der Bundeswehr 
nicht nur ein harscher Tonfall herrscht, 
sondern man im Zweifel auch andere 
Menschen töten soll? 

Robin Cramer: Die Jugendoffiziere 
können viele junge Schülerinnen und 
Schüler einfach nicht überzeugen, eine 
Berufslaufbahn bei der Bundeswehr 
einzuschlagen. Zu uncool, altmodisch 
und eben harsch ist sie dafür. Nicht zu¬ 
letzt aufgrund der vielen Skandale. Ein 
zerbombter Tanklaster bei Kunduz, Na¬ 
zikult, frauenfeindliche Übergriffe und 
misshandelte Rekruten kommen eben 
nicht überall gut an. Die Bundeswehr 
macht ja keine Pause, was Skandale an- 



Robin Cramer ist ehemaliges Mitglied 
der Landesschlülerlnnenvertretung 
NRW und gründete das Netzwerk 
Schule ohne Bundeswehr NRW mit. 


geht. Jüngst waren es die Euro-Hawk- 
Affäre und die Anschaffung bewaff¬ 
neter Kampfdrohnen. Auch die lange 
Verpflichtungszeit kommt für viele Jun¬ 
ge Menschen nicht in Frage. Und nicht 
zuletzt sind die Bundeswehreinsätze 
höchst umstritten, gerade bei Schü¬ 
lerinnen und Schülern. Sich daran zu 
beteiligen, kommt daher oftmals nicht 
infrage. 

UZ: Und trotzdem ist ein Job bei der 
Bundeswehr doch für viele junge Men¬ 
schen eine Chance, der zukünftigen Ar¬ 
beitslosigkeit zu entfliehen? 

Robin Cramer: In nicht wenigen Fällen 
geht die Werbung der Jugendoffiziere 
natürlich auch auf. Zu sehr sehen sich 
junge Menschen mit schlechten Job¬ 
aussichten, jetzt dem doppelten Abitur¬ 
jahrgang und zu hohen NCs ausgesetzt. 
Das schafft Zukunftsängste. Die Bun¬ 
deswehr-Abenteuer Camps, Gewinn¬ 
spiele und stark zunehmende Werbung 
in Jungendmagazinen tun ihr Übriges 
dazu und die Bundeswehr wird zu einer 
Job-Option. Wenn man sich die Wer¬ 
bung der Bundeswehr anschaut, sieht 


das ja auch nur halb so wild aus. Sogar 
eher nach einer Menge Spaß, für die 
man auch noch viel Kohle bekommt. 
Ich bin mir aber sicher, dass der Groß¬ 
teil der jungen Menschen, die zur Bun¬ 
deswehr gehen, dies nicht tun würden, 
wenn es Aussicht auf Alternativen 
gäbe. Das bestätigen zumindest immer 
wieder diejenigen, die es wissen müs¬ 
sen: Junge Menschen, die einen Ver¬ 
trag bei der Bundeswehr unterschrie¬ 
ben haben. 

UZ: Die Hulda-Pankok-Ges amtschule 
in Düsseldorf, wo sie früher Schüler wa¬ 
ren, hat in diesem Jahr die Verleihung 
des Aachener Friedenspreises ab gelehnt. 
Mit welcher Begründung? 

Robin Cramer: Die Ablehnung des 
Preises habe ich sehr bedauert. Die 
Schule sollte für einen Beschluss ge¬ 
gen den Besuch von Jugendoffizieren 
geehrt werden. Die neue Schulleiterin, 
Frau Haußmann, entschied im Allein¬ 
gang über die Ablehnung. Andere Leh¬ 
rer, Eltern oder der SV wurden in die 
Entscheidung nicht eingebunden, ob¬ 
wohl sie dies eingefordert hatten. Die 
Entscheidung beruht auf einer rein 
persönlichen Ablehnung des Preises 
und zum anderen auf Obrigkeitshö¬ 
rigkeit. Der Beschluss der Schule rich¬ 
tet sich schließlich gegen eine Koope¬ 
rationsvereinbarung des Schulministe¬ 
riums. 

Deshalb versuchte die Schulleiterin 
schon im Vorfeld, den Beschluss mit al¬ 
len Mitteln für rechtsungültig zu erklä¬ 
ren und behauptet dies auch noch bis 
heute. Auch wenn das Schulministeri¬ 
um immer wieder klargestefit hat, dass 
derartige Beschlüsse selbstbestimmt 
von Schulen getroffen werden können. 
Dass ein Beschluss, welcher vom höchs¬ 
ten beschlussfassenden Gremium ei¬ 
ner Schule, der Schulkonferenz, gefällt 
worden ist, von einer einzigen Person 
ausgehebelt wurde, legt das demokra¬ 
tische Verständnis von Frau Haußmann 
offen. Zumal der Beschluss 2010 nicht 
gerade strittig war: Das Auftrittsverbot 
für Jugendoffizieren wurde damals mit 


allen Stimmen der Schülerinnen und 
Schüler, Eltern sowie Lehrerinnen und 
Lehrern beschlossen. 

UZ: Die nordrhein-westfälische Lan¬ 
desregierung aus SPD und Bündnis 
90/Die Grünen hat 2012 eine Koope¬ 
rationsvereinbarung beschlossen, die 
vorsieht, dass auch Aktivisten der Frie¬ 
densbewegung zu Wort kommen sollen, 
wenn die Bundeswehr an Schulen auf- 
tritt. Warum können Sie diesem Vorge¬ 
hen nichts Positives abgewinnen, es 
zeugt doch von „ Waffengleichheit“ der 
Beteiligten? 

Robin Cramer: Die Bundeswehr be¬ 
schäftigt 94 hauptamtliche und meh¬ 
rere hundert nebenamtliche Jugendof¬ 
fiziere. Sie werden für ihre Arbeit gut 
bezahlt und sehr umfangreich rheto¬ 
risch und didaktisch geschult. Friedens¬ 
aktivisten machen ihre Arbeit in aller 
Regel ehrenamtlich, verfügen über we¬ 
nig Mittel und sind nicht extra für den 
Umgang mit Jugendlichen rhetorisch 
oder didaktisch geschult. Mit anderen 
Worten: Die Möglichkeiten der Bun¬ 
deswehr übersteigen die der Friedens¬ 
bewegung bei weitem. Das zeigt sich ja 
auch real. Seitdem die Kooperations¬ 
vereinbarung überarbeitet wurde, hat 
sich an den Besuchen nicht viel geän¬ 
dert. Die Jugendoffiziere stehen immer 
noch alleine vor der Klasse und können 
ihr einseitiges Werbeprogramm oft völ¬ 
lig ungestört abspulen. 

UZ: Also sprechen Sie sich für ein kom¬ 
plettes Werbeverbot für die Bundeswehr 
aus? 

Robin Cramer: Ja. Die Bundeswehr hat 
in der Schule nichts verloren. Die Ju¬ 
gendoffiziere sollen doch angeblich nur 
über außenpolitische Fragen informie¬ 
ren und dürfen nicht für sich werben. 
Ich verstehe also nicht, warum diese 
Aufgaben von Soldaten übernommen 
werden müssen und nicht von unseren 
gut ausgebildeten Lehrerinnen und 
Lehrern übernommen werden. 

Interview: Markus Bernhardt 
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Die bayerische Volkspartei 
feiert sich als Wahlsieger 


Dobrindt: „Die CSU ist eine Bürgerbewegung in Bayern 


• • 

bermut tut selten gut - so ein 
deutsches Sprichwort. Die CSU 
hat damit nix am Hut. Auf ihrem 
Landesparteitag am Wochenende in 
München war purer Übermut vorherr¬ 
schend. „Die Wahlsieger sind wir! “ war 
eine der Botschaften, die nach Berlin 


sagen: Bayern. Die CSU!“ Seehofer: 
„Die Identität von Bayern und der 
CSU war noch sie so groß wie heute“ 
Aber es könne noch zugelegt werden. 
Sein Ziel sei, „dass wir 2018 sagen kön¬ 
nen: Bayern. Das Land. Die Zukunft. 
Bayern. Die CSU!“ 


Neben Seehofer, dem Sonnenkönig, 
heimste insbesondere CSU-General- 
sekretär Alexander Dobrindt viel Zu¬ 
stimmung ein. Dem Wahlkampfma¬ 
nager wurden höchste Gunstbeweise 
des großen Vorsitzenden erwiesen. Er 
sei „der Architekt“ eines Wahlkampfs, 




Foto: Public domain photograph from defenseimag« 


Der CSU-Vorsitzende nach einem Rundflug über das Manövergebiet Grafenwöhr. Was der große Vorsitzende Seehofer von 
Vorsitzenden und Stellvertretern wirklich hält, sollte nicht verschwiegen werden:„Die Hundehütte ist für den Hund, und 
der CSU-Stellvertreter ist für die Katz.“ 


gesandt wurden. Mit ihren Wahlergeb¬ 
nissen bei den bayerischen Landtags¬ 
wahlen und bei der Bundestagswahl 
spürt sie Rückenwind für die Endrun¬ 
de der Koalitionsverhandlungen. Ihr 
Standpunkt, dass eine Ein-Parteien- 
Herrschaft zum Beispiel in osteuropä¬ 
ischen Ländern undemokratisch und 
abzulehnen sei, gilt natürlich in Bayern 
nicht. „Wenn jemand an Bayern denkt 
und an eine Partei, dann muss er an die 
CSU denken“ hinterließ Franz-Josef 
Strauß seinen getreuen Nachfolgern. 
Sein heutiger Kompagnon, Minister¬ 
präsident Horst Seehofer, formulierte 
jetzt - nach der schwersten Wahlnie¬ 
derlage im Jahre 2008 und ihrem jet¬ 
zigen Wiederaufstieg 2013 -, dass der 
Mythos CSU in Bayern lebe. Das Jahr 
2008 sei Geschichte. In diesem Sin¬ 
ne lautete auch sein Parteitagsslogan: 
„Bayern. Das Land. Man könnte auch 


Auf CSU-Parteitagen wurden schon 
immer - mit Ausnahme des Parteita¬ 
ges nach dem Wahldesaster 2008 - vor 
allem zünftige Reden geschwungen, 
die nur noch durch die Reden, die am 
Aschermittwoch in Passau gehalten 
werden, übertroffen werden. Seehofer 
versprach großsprecherisch den Dele¬ 
gierten, dass er sich für die Durchset¬ 
zung der CSU-Wahlversprechen der 
CSU einsetzen wolle. „Ihr könnt Euch 
darauf verlassen, dass wir hier die klare 
Handschrift der Union unterbringen“. 
CDU und CSU wollten „nicht als Heb¬ 
amme für die SPD tätig werden“, damit 
deren Mitgliederentscheid gelinge. Bei 
den Koalitionsverhandlungen stehe 
nun ein „Streichkonzert“ an. Die Be¬ 
gehrlichkeiten der Verhandlungsteil¬ 
nehmer habe sich inzwischen auf 50 
Milliarden Euro summiert, zur Verfü¬ 
gung ständen jedoch nur 15 Milliarden. 


der nicht nur besser war als alle ande¬ 
ren, sondern sogar „noch günstiger als 
geplant“ gewesen sei. „Alexander, das 
ist jetzt das letzte Mal: Danke, Vergelts 
Gott, das war eine exzellente Arbeit“, 
sprach der CSU-Boss. Dieser revan¬ 
chierte sich mit seinen, die Delegier¬ 
ten begeisternden, platten Sprüchen. 
Die SPD habe die Wahlbotschaft im¬ 
mer noch nicht verstanden. Steuerer¬ 
höhung sei abgewählt worden. „Wenn 
einer aus Nordrhein-Westfalen nach 
Bayern zieht, dann wird er doch nicht 
diejenigen wählen, derentwegen er 
nach Bayern geflohen ist.“ Die CSU 
sei „mehr als eine Partei, sie ist eine 
Bürgerbewegung in Bayern.“ Die Bay¬ 
ern können ein Lied davon singen dar¬ 
über, wann die CSU aufgrund von Bür¬ 
gerprotesten bei vielen Gelegenheiten 
die Seiten gewechselt hat und sich mit 
den Forderungen der Bürgerinnen und 


Bürger scheinbar verbunden hat. Diese 
Beweglichkeit - was ich gestern sagte, 
gilt nicht unbedingt heute - scheint ein 
Erfolgsmerkmal des bayerischen Son¬ 
nenkönigs zu sein. 

Dazu gehört auch seine Geschmeidig¬ 
keit bei der Integration von Kritikern. 
Auf dem CSU-Parteitag wurde unter 
anderem der Kritiker an der Europapo¬ 
litik, Peter Gauweiler, zum stellvertre¬ 
tenden Parteivorsitzenden gewählt. Er, 
der 2011 bei der Wahl von Peter Ram- 
sauer knapp unterlegen war, wurde 
nun als „streitbarer Geist“ von Seeho¬ 
fer erneut in die Kandidatur gedrängt. 
Das Kalkül: Gauweiler könnte im kom¬ 
menden Europawahlkampf - wie die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ ver¬ 
mutet - „mit kernig europakritischen, 
aber doch nicht europafeindlichen 
Ideen erfreuen. Aufmüpfige Gruppie¬ 
rungen wie die AfD oder der Freie 
Wähler könnten dadurch beim Volk 
in Vergessenheit geraten“. Gauwei¬ 
ler selbst bestätigte übrigens sogleich, 
dass er die ihm von Seehofer zugedach¬ 
te Rolle begriffen habe. Europakritisch 
äußerte er: „Wer die Irrwege vieler Be¬ 
rufseuropäer in den vergangenen Jah¬ 
ren beobachtet hat, der weiß, dass die 


intellektuell überfordert waren und 
nicht das Volk.“ Und dann folgt ganz 
im Sinne seines Herrn und Meisters: 
„Der Freistaat Bayern braucht, weil er 
einen eigenen geschichtlichen Auftrag, 
einen eigenen Rang hat, auch eine ei¬ 
gene Partei.“ Da blinkt er durch - der 
Mythos CSU. Zum Spitzenkandidaten 
der CSU zu den Europawahlen wurde 
Markus Ferber wiedergewählt. Was der 
große Vorsitzende Seehofer von Vor¬ 
sitzenden und Stellvertretern wirklich 
hält, sollte nicht verschwiegen werden: 
„Die Hundehütte ist für den Hund, und 
der CSU-Stellvertreter ist für die Katz.“ 
O-Ton Seehofer. 

Im Übrigen: Auf Parteitagen der CSU 
wird wenig diskutiert. Man versam¬ 
melt sich, um den Großkopfeten zu 
lauschen. So wurde diesmal auch der 
Leitantrag des CSU-Parteivorstan- 
des behandelt: Ohne große Diskussi¬ 
on - per Akklamation - verabschiedet 
ohne Gegenstimmen. Der CSU-Gene- 
ralsekretär versichert den Delegierten: 
„Mit der CSU wird es keinen sozialde¬ 
mokratischen Koalitionsvertrag geben. 
Der Koalitionsvertrag muss mit weiß¬ 
blauer Tinte geschrieben sein.“ 

RolfPriemer 


Hosianna SPD! 


Da wäre die Clara Zetkin schier aus 
dem Häuschen gewesen. Ein sensa¬ 
tioneller Durchbruch für die Frau¬ 
enemanzipation. Ihre Partei. Ihr 
SPD. Nach einhundertfünfzig Jahren 
Kampf. Hatte ihr Kampfgefährte Au¬ 
gust Bebel in „Die Frau und der So¬ 
zialismus“ noch beklagt, „daß Milli¬ 
onen Frauen in den verschiedensten 
Lebensberufen, oft in unnatürlicher 
Weise und weit über das Maß ihrer 
Kräfte, sich abrackern müssen, um 
das nackte Leben zu fristen“, so naht 
nun Rettung. Endlich Hoffnung für die 
Frauen bei den Lidls, Aldis, Amazons. 
Für die unzähligen „billigen Putzen“ 
die im miserablen Akkord durch die 
Gebäude hetzen. Für die Tausende 
Zwangsprostituierten in deutschen 
Puffs? Ja, Dank Dir, Genossin Manu¬ 
ela Schwesig! Du hast sie endlich er¬ 
kämpft: Die Frauenquote. 

Ab 2016 hat nun jede, aber auch wirk¬ 
lich jede Frau die große Chance auf 
einen Top-Job. Mindesten 30 Prozent 
der bestens dotierten Posten in den 
Aufsichtsräten deutscher börsenno¬ 
tierter Unternehmen müssen dann 
für Euch reserviert werden. (Was 


nicht heißt, dass sie auch besetzt wer¬ 
den müssen, aber diese Erbsenzählerei 
ziemt sich nicht an solch historischem 
Tage.) Nun heißt es fröhlich zugreifen 
und die Chance nutzen. 

Diese Vorreiterrolle der SPD hat Tra¬ 
dition. Auch sozusagen in die andere 
Richtung. Dank des Emanzipations¬ 
beauftragten Rudolf Scharping konnte 
nach 55 elend-diskriminierenden Jah¬ 
ren endlich auch das deutsche Blitz¬ 
mädel wieder an die Front. Gerade 
noch rechtzeitig für die Kunduz die¬ 
ser Welt. Pünktlich zum gemeinsamen 
voll gendermäßig emanzipierten Ver¬ 
recken. 

Nur in einem ist die CDU ihr über. Sie 
stellt die erste Kanzlerin. Ein lebender, 
wunderbarer Beweis, wie viel, gerade¬ 
zu schwarzerhaft besser, eine Frau uns 
zu regieren versteht. Das hoch zu prei¬ 
sende weibliche Element in der Poli¬ 
tik hat uns zu Wohlstand und Ruhm 
unter den Völkern verholten. In Süd¬ 
europa ist das inzwischen allgemein. 
Und nun auch noch die Wirtschaft in 
Frauenhand. Die Sozen sind aber auch 
immer so was von am Puls der Zeit. 
Toll. Guntram Hasselkamp 


Keine Aufholjagd, eher ein Schneckenrennen 

Zum aktuellen Bericht der Bundesregierung zum Stand der „Deutschen Einheit“ 


Die Lausitzer Rundschau schrieb am 
20. November: „Überholen ohne ein¬ 
zuholen lautete einst eine kreative 
Durchhalteparole der SED. Was die 
Bundesregierung für die Entwicklung 
der neuen Länder anbietet, läuft auf 
Ähnliches hinaus: Aufholen ohne ein¬ 
zuholen. Zwar geht es voran im Osten. 
Aber man kommt dem Westen nicht 
mehr nennenswert näher. Das einzu¬ 
gestehen, fällt offenbar schwer.“ 

An diesem Tag hatte das Bundeskabi¬ 
nett den alljährlichen Bericht der Bun¬ 
desregierung zum Stand der „Deut¬ 
schen Einheit“ verabschiedet. In die¬ 
sem wird unter anderem festgestellt: 
„Fast eine Generation nach der Wie¬ 
dervereinigung haben sich die ökono¬ 
mischen Lebensverhältnisse in den ost- 
und westdeutschen Bundesländern, 
insbesondere der materielle Wohl¬ 
stand, deutlich verbessert. Die Basis für 
den erreichten materiellen Wohlstand 
bildet eine zunehmend auch internati¬ 
onal wettbewerbsfähige Wirtschaft ... 
Der Angleichungsprozess an das Wirt¬ 
schaftsniveau in Westdeutschland hat 
sich in den letzten Jahren allerdings 
deutlich verlangsamt.“ 

Behauptet wird, dass das Zusammen¬ 
wachsen von Ost und West 23 Jahre 
nach der Wiedervereinigung weit vo¬ 
rangekommen sei. 

Die ostdeutsche Wirtschaft angeglichen 
und international wettbewerbsfähig? 


Zuerst wurden Anfang der 90er Jah¬ 
re viele Betriebe plattgemacht - auch 
solche, die zu DDR-Zeiten in alle Welt 
exportiert hatten, wie beispielsweise 


das Traktorenwerk in Schönebeck bei 
Magdeburg, das 1989 4 500 Mitarbeiter 
hatte. 1990 kam der Betrieb als Land¬ 
technik AG Schönebeck unter Treu¬ 
handverwaltung. Schritt für Schritt 
wurde der Betrieb abgewickelt. 1993 
übernahm die Landtechnik AG Schö¬ 
nebeck (LTS) die Produktion der bay¬ 
rischen Schlütertraktoren, zwei Jahre 
später gab die Treuhand-Firma diesen 
Traktorbau jedoch wieder ab - an die 


bayrische Egelseer GmbH. Als Arbei¬ 
ter 1997 vor der Treuhand mit einer 
Mahnwache protestierten, waren nur 
noch wenige Mitarbeiterinnen und 


Mitarbeiter übrig (die UZ berichtete 
damals über die Mahnwache). Auch die 
Proteste ein Jahr später verhinderten 
die Abwicklung des einstigen DDR- 
Exportbetriebes nicht. 

Die ostdeutsche Wirtschaft angegli¬ 
chen? Die Einkommen in Ostdeutsch¬ 
land erreichen derzeit nur 82 Prozent 
des Westens, die Wirtschaftskraft liegt 
bei 71 Prozent des Westniveaus. Klei¬ 
ne und mittlere Unternehmen überwie¬ 


gen. Die Arbeitslosigkeit ist doppelt so 
hoch. 

Die Lebensverhältnisse angeglichen? 
Neben prosperierenden Universitäts¬ 
städten gibt es verarmte Landstri¬ 
che, die den Verbliebenen, den nicht 
Weggezogenen, kaum Arbeit bieten. 
Dass heute die Abwanderung in den 
verarmten und leergezogenen Land¬ 
strichen „gestoppt“ scheint, ist falsch. 
Nach wie vor sehen vorwiegend junge 
Menschen in vielen östlichen Regionen 
keine Perspektive für sich. Selbst jene, 
die dort studieren, kehren nach ihrem 
Abschluss dem Osten wieder den Rü¬ 
cken, weil es hier zu wenig qualifizierte 
Arbeitsplätze gibt. 

Die Menschen haben im Durchschnitt 
zudem weniger Vermögen, die Renten¬ 
werte im Osten sind niedriger - und 
die Rentenangleichung soll frühestens 
2019 kommen. 

Dazu wird im Bericht der Bundesregie¬ 
rung zwar erklärt: „Zwischen Ost- und 
Westdeutschland bestehen noch spür¬ 
bare Unterschiede in der Wirtschafts¬ 
kraft je Einwohner, den Löhnen und 
Gehältern fort. Gleiches gilt auch für 
das Steueraufkommen je Einwohner. 
Die Arbeitslosenquote liegt immer 
noch deutlich über dem Niveau West¬ 
deutschlands. Sie ist aber selbst in der 
Wirtschafts- und Finanzkrise weiter 
gesunken. Die Arbeitslosenquote hat 
seit 2005 von 18,7 Prozent stetig auf 


10,7 Prozent abgenommen. Auch der 
Anteil der sozialversicherungspflichti¬ 
gen Beschäftigung ist erneut gestiegen, 
und zwar seit 2005 um 9,9 Prozent.“ 
Aber selbst das entspricht nicht der 
Wahrheit. Die Zahl der Menschen, die 
von ihrer Arbeit nicht leben können, 
hat auch hier zugenommen. 

In der Lausitzer Rundschau hieß es 
am 20. November „Die neuen Länder 
sind keine verdorrten Landschaften, 
aber auch keine blühenden Wiesen. 
Das ist keine Aufholjagd mehr, eher 
ein Schneckenrennen, das ist nicht die 
Angleichung der Lebensverhältnisse, 
sondern nur ihre Annäherung. Es wäre 
gut, wenn die Politik das auch so benen¬ 
nen würde, statt immer noch so zu tun, 
als könne es im Osten so werden wie im 
Westen. In 100 Jahren vielleicht. Man 
kann als junger Mensch heute im Osten 
bleiben, man findet dort eine Chance. 
Auch als Zugezogener aus dem Westen. 
Aber man muss immer noch bewegli¬ 
cher sein und bescheidener. Dafür ist 
die Natur unberührter, inklusive einer 
kleinen Wolfspopulation, und der sozi¬ 
ale Zusammenhalt oft größer.“ 

Der Bericht wurde vor allem durch 
Vertreter der Partei „Die Linke“ scharf 
als „Schönfärberei“ kritisiert, und er 
habe nichts mit den tatsächlichen Le¬ 
bensverhältnissen zu tun. Neue Auto¬ 
bahnen und renovierte Vorzeige-Stadt- 
zentren reichen eben nicht... nh 
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EU will eigene Drohnen bauen 

Zulassungsprozess für militärische Drohnen soll „stromlinienförmig gemacht“ werden 


Nicht auf halbem 
Weg stehen bleiben! 

Allgemeines Schulterklopfen, Glück¬ 
wünsche, zufriedene Gesichter gab es 
beim Abschluss der Genfer Gesprächs¬ 
runde über das iranische Atompro¬ 
gramm, das in den bürgerlichen Medi¬ 
en stets mit dem Zusatz „umstritten“ 
genannt wird. Nach mehreren Anläu¬ 
fen einigten sich die Teilnehmer am 
Wochenende auf einen ersten Kompro¬ 
miss. Dabei geht es kurz gesagt darum, 
dass der Iran einige Teile seines Nuk¬ 
learprogramms aufgeben und die soge¬ 
nannte internationale Gemeinschaft als 
Gegenleistung einige Sanktionen auf- 
heben soll. 

Es wäre sinnvoll gewesen, wenn man 
diese Sanktionen mit dem Zusatz „um¬ 
stritten“ versehen hätte, denn der Wes¬ 
ten hatte allein auf den Verdacht hin, 
dass der Iran im Rahmen der Entwick¬ 
lung von Anlagen zur Erzeugung von 
Kernenergie auch spaltbares Materi¬ 
al für Atomwaffen produzieren könn¬ 
te, das Land mit einem Netz von wirt¬ 
schaftlichen und finanziellen Strafmaß¬ 
nahmen überdeckt, von der politischen 
Behandlung der Führung des Landes 
ganz zu schweigen. Wohin bloße Ver¬ 
dächtigungen führen können, hat die 
Welt erlebt, als die USA den Verdacht 
der Existenz von Massenvernichtungs¬ 
waffen als Begründung für den Krieg 
gegen den Irak vorschoben. 

Am vergangenen Wochenende hat sich 
erwiesen, dass Konflikte von diesem 
Ausmaß nur durch direkte Gespräche 
geklärt werden können. Der Kompro¬ 
miss von Genf ist also ein Triumph der 
Diplomatie - auch wenn bereits an un¬ 
terschiedlichen Interpretationen ge¬ 
bastelt wird. Einen Schönheitsfehler 
hat dieses Verhandlungsergebnis: Die 
Teilnehmer der Gespräche sagten kein 
Wort über den einzigen Staat in der Re¬ 
gion, der tatsächlich Atomwaffen be¬ 
sitzt und dessen Politiker schon mehr¬ 
mals mit deren Einsatz gedroht haben. 
Ein echter Erfolg ist also erst absehbar, 
wenn auch die Atomwaffen Israels in 
die weiteren Verhandlungen einbezo¬ 
gen werden, mit dem Ziel der Schaf¬ 
fung einer atomwaffenfreien Zone im 
Nahen Osten. Uli Brockmeyer 


Gestohlene Wahl? 

Das Oberste Wahlgericht (TSE) von 
Honduras sieht Juan Hernändez von 
der regierenden Nationalen Partei als 
Sieger der Präsidentschaftswahl des ver¬ 
gangenen Sonntags. Nach Auszählung 
von 54,5 Prozent der Stimmen liege die¬ 
ser mit 34,1 Prozent vor der Kandidatin 
der Linkspartei LIBRE, Xiomara Cas¬ 
tro, die auf 28,4 Prozent gekommen sei. 
Auf dem dritten Platz liege der Liberale 
Mauricio Villeda mit 21,0 Prozent, ge¬ 
folgt von Salvador Nasralla, der für sei¬ 
ne Antikorruptionspartei 15,7 Prozent 
erreicht habe. Putschgeneral Romeo 
Väsquez erreichte lediglich 0,21 Pro¬ 
zent. Die Beteiligung habe bei 61 Pro¬ 
zent gelegen, das sei ein „historischer 
Rekord“ für das Land. 

LIBRE erkennt die vom TSE verbreite¬ 
ten Zahlen nicht an. In einer Erklärung 
wies die Partei darauf hin, dass ihren 
Auszählungen zufolge Xiomara Castro 
drei Punkte vor Hernändez liege. Man 
erkenne die vom TSE veröffentlichten 
Ergebnisse nicht an. Schon im Vorfeld 
der Wahlen hatte die aus der Wider¬ 
standsbewegung gegen die Putschisten 
hervorgegangene Partei vor Manipula¬ 
tionen gewarnt, und auch am Wahltag 
wurde immer wieder über Unregelmä¬ 
ßigkeiten berichtet. Zudem hätten nach 
Schließung der Wahllokale mancherorts 
Soldaten die Wahllokale besetzt und ge¬ 
setzwidrig die Öffentlichkeit ausge¬ 
schlossen. 

„Wir weisen dieses Ergebnis zurück“, 
erklärte auch der 2009 gestürzte Prä¬ 
sident Manuel Zelaya. „Der Statistik 
und den Befragungen zufolge, die wir 
durchgeführt haben, hat Xiomara die 
Präsidentschaft gewonnen. Sie haben 
uns diese Wahlen geraubt.“ Zelaya, Ehe¬ 
mann Xiomara Castros, wies darauf hin, 
dass das TSE 19 Prozent der Wahlakten 
wegen „Unstimmigkeiten“ zurückgezo¬ 
gen habe. Wenn das so sei, müssten die 
gesamten Wahlen für ungültig erklärt 
werden. 


D ie EU-Verteidigungsminister 
haben bei einem Treffen am 
19. November im Lenkungs¬ 
ausschuss der „Europäischen Vertei¬ 
digungs-Agentur“ (EVA) den Start¬ 
schuss für die Entwicklung einer EU¬ 
eigenen Flugdrohne gegeben. 

Acht EU-Staaten haben eine Verein¬ 
barung über ein gemeinsames Inves¬ 
titionsprogramm für die Entwicklung 
eines „ferngesteuerten Flugsystems 
mittlerer Höhe und langer Flugdauer“ 
(medium altitude long endurance - 
MALE) unterzeichnet. Der Club der 
Geldgeber besteht aus Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Itali¬ 
en, Spanien, Belgien, Österreich und 
Tschechien. Sieben Staaten - näm¬ 
lich Deutschland, Frankreich, Italien, 
Spanien, die Niederlande, Polen und 
Griechenland - unterschrieben gleich¬ 
zeitig eine Absichtserklärung, eine 
„Gemeinschaft“ für die koordinierte 
Entwicklung und Produktion der ver¬ 
schiedenen Bestandteile und Appara¬ 
turen einer solchen Drohne zu bilden, 
einschließlich Technologien zur Kolli¬ 
sionsverhinderung und für automati¬ 
schen Start und Landung des Flugkör¬ 
pers. 

Wie die französische Tageszeitung „Le 
Monde“ berichtete, geht es dem Club 
der Drohnenbauer darum, nicht eine 
„Ausrüstung zu verpassen“, die von den 
Militärs als „ausschlaggebend“ für die 
Zukunft beurteilt wird und „bedeuten¬ 
de industrielle Auswirkungen“ haben 
werde. Durch das Vorhaben wolle man 
„eine definitive Abhängigkeit der Eu¬ 
ropäer von einem Markt vermeiden, 


Mit dem Abstimmungsergebnis vom 
24. November ist für die Schweiz ein 
Traum vorbei, der sich gut neun Mo¬ 
nate halten konnte. Bis zum vergange¬ 
nen Sonntag gab es in der Schweiz eine 
Hoffnung auf feste Lohnspannen und 
damit Maximallöhne. „1:12“ hieß die 
Zauberformel: Der höchste Lohn in ei¬ 
nem Unternehmen sollte nur noch das 
Zwölffache des tiefsten Lohns betragen 
dürfen. Unter Schweizer Verhältnissen 
hätte das eine Begrenzung auf etwa 
480 000 Franken (ca. 400 000 Euro) 
bedeutet. Diese „Einschränkung“ hät¬ 
te nur etwa 4 000 Manager und CEOs 
(Chief Executive Officier - geschäfts¬ 
führendes Vorstandsmitglied) von 
Großkonzernen betroffen. Trotz zeit¬ 
weiser Euphorie wurde 1:12 beerdigt. 
65,3 Prozent des Schweizer Stimmvolks 
lehnten die Lohnbegrenzungen ab. Was 
war passiert? 

Im März 2013 kommt es zu einer klei¬ 
nen Sensation. Die „Abzocker-Initia- 
tive“ wird mit 68 Prozent der Stimmen 
angenommen. Sie fordert die Stärkung 
der Rechte von Aktionären gegenüber 
Managern, die als Abzocker dargestellt 
werden. Ein Sieg für die Arbeiterschaft 
ist das nicht, eher ein „Kampf von Ka¬ 
pital gegen Kapital“, wie die linke Zei¬ 
tung „vorwärts“ klugerweise anmerkt. 
Dennoch ist die Annahme der Abzo- 
cker-Initiative von entscheidender Be¬ 
deutung. 

Der Unternehmerverband „Economie- 
suisse“ hat die Kampagne gegen die In¬ 
itiative geführt - mit einem Budget von 
über 8 Millionen Franken. Nun ist er 
desavouiert, gilt als Synonym für die 
Gier von Managern. Es dauert Monate, 
bis sich der Verband wieder sammelt; 
seine Führung muss abtreten. 

In dieser Zeit gewinnt die 1 ^-Initiati¬ 
ve an Zustimmung. Im Zuge der Abzo- 
cker-Initiative ziehen CEOs wie Daniel 
Vasella die Wut der Bevölkerung auf 
sich. Der ehemalige Chef des Pharma- 
riesen Novartis musste unter öffentli¬ 
chem Druck auf eine Abfindung von 
72 Millionen Franken (!) verzichten, 
wurde dann aber mit „Beratungsver- 
trägen“ gütlich gehalten. 

Vor dem März gaben nicht einmal 
die Jungsozialistlnnen (Juso), die die 
l:12-Initiative lancierten, dem Projekt 


der von den USA und Israel dominiert 
wird“. Bisher bezogen die Armeen der 
führenden EU-Staaten - jede für sich - 
die von ihnen verwendeten Drohnen 
hauptsächlich von den US-Rüstungs- 
konzernen Northrop Grumman und 
General Atomics und vom israelischen 
Rüstungskonzern IAI (Israel Aero- 
space Industries). 

Im Juni 2013 hatten die drei europäi¬ 
schen Rüstungsfirmen EADS, Dassault 
und Finmeccanica in einer gemeinsa¬ 
men Erklärung die EU aufgefordert, 
eine EU-eigene Drohne entwickeln 
zu lassen. Ein gemeinsames europäi¬ 
sches Drohnenprogramm würde „den 
Bedürfnissen der europäischen Streit¬ 
kräfte dienen und gleichzeitig die 
schwierige Budgetsituation durch die 
Zusammenlegung von Forschung und 
Entwicklung optimieren“, hieß es in 
dem Papier. 

Die in EU-Eigenproduktion entwickel¬ 
te Drohne soll eine „Drohne neuer Ge¬ 
neration“ auf dem neuesten Stand der 
Technik werden, die in einer Höhe von 
10 bis 15 km mehr als 24 Stunden lang 
in der Luft bleiben und dabei riesige 
Gebiete überfliegen kann. Sie soll ab 
2020 einsetzbar sein. Angeblich handelt 
es sich um eine reine „Aufklärungs¬ 
drohne“ ohne Bewaffnung, die auch für 
viele zivile Zwecke wie die Verhütung 
oder Überwachung von Waldbrän¬ 
den, Überschwemmungen und ande¬ 
ren Katastrophen oder Verkehrsstaus, 
Schiffsbewegungen und ähnlichem be¬ 
nutzt werden kann. Es dürfte aber wohl 
unschwer möglich sein, diese Drohne 
nicht nur mit Aufnahme- und Nacht¬ 


eine Chance. Nun aber schnellen die 
Umfrageergebnisse in die Höhe. Im 
Mai erreicht 1:12 eine Zustimmung 
von 55 Prozent. Bis etwa zum Septem¬ 
ber wirkt das schweizerische Kapital 
unorganisiert. Immer wieder dringen 
auch interne Streitereien nach außen. 
Die Umfrageergebnisse spiegeln das: 
Noch Mitte Oktober hat 1:12 eine Zu¬ 
stimmung von 44 Prozent. Sie liegt mit 
ihren Gegnern gleichauf. Eine starke 
Bewegung auf der Straße oder in den 
Betrieben gibt es allerdings zu keiner 
Zeit. 

Erst im September verschlechtern sich 
die Chancen von 1:12. Hier spielt der 
Bundesrat eine wichtige Rolle: Er ver¬ 
schafft den Monopolbetrieben und ih¬ 
ren Verbänden eine Atempause. Die 
Abstimmung über die l:12-Initiative 
wird vom September auf Ende Novem¬ 
ber verschoben. 

In den zwei zusätzlichen Monaten in¬ 
tensiviert das Kapital seinen Kampf 
gegen 1:12. Die Reihen werden ge¬ 
schlossen, „kleine und mittlere Unter¬ 
nehmen“ zunehmend in Position gegen 
die Initiative gebracht, dem Gewerbe¬ 
verband wird die Kampagnenführung 
gegen die Initiative übergeben. 
Hauptargument der Unternehmer wer¬ 
den nun ausgerechnet Steuerausfälle. 
Eine im September veröffentlichte 
Studie der unternehmerfreundlichen 


Sichtgeräten auszurüsten, sondern sie 
auch zu einer „echten“ Kampfdrohne 
mit Raketen und anderen Abschuss¬ 
vorrichtungen an Bord umzurüsten. 
Die Verteidigungsminister verständig¬ 
ten sich bei ihrem Treffen in der Erin¬ 
nerung an den „Euro-Hawk“-Skandal 
des deutschen Bundesverteidigungs¬ 
ministeriums auch darauf, dass mit der 
Europäischen Flugsicherheitsagentur 
und den nationalen Flugsicherheits¬ 
behörden „erforscht“ werden soll, wie 
der Zulassungsprozess für militäri¬ 
sche Drohnen auf europäischer Ebene 
„stromlinienförmiger“ gemacht werden 
kann. Bekanntlich war die Beschaffung 
der Euro-Hawk-Drohne für die Bun¬ 
deswehr daran gescheitert, dass nach 
der Verpulverung von 500 Millionen 
Euro für Testflüge festgestellt wurde, 
dass die Drohne über kein für den zi¬ 
vilen Luftverkehr zugelassenes auto¬ 
matisches Antikollisionssystem ver¬ 
fügt und deshalb von der EU-Flugsi- 
cherheitsbehörde nur für den Flug über 
unbewohntem Gebiet zugelassen wor¬ 
den wäre. 

Das Treffen der EU-Verteidigungs- 
minister fand im Vorfeld des nächs¬ 
ten EU-Gipfels am 19./20. Dezember 
statt, auf dem neben der Haushalts¬ 
und Wirtschaftspolitik die „Erhöhung 
der Effektivität der gemeinsamen Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik“ 
sowie die „Entwicklung der Verteidi¬ 
gungskapazitäten und Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie“ 
ein Hauptpunkt der Tagesordnung sein 
soll. 

Georg Polikeit 


Hochschule St. Gallen spricht von 4 
Milliarden, die für Sozialleistungen 
verloren gingen, sollten Lohnober¬ 
grenzen eingeführt werden. Mit einem 
Millionenbudget werden Plakat- und 
Inseratplätze von den l:12-Gegnern 
dominiert. 

Im letzten Monat vor der Abstimmung 
machen die Initiativgegner noch ein¬ 
mal mobil. Die Monopolbetriebe Nest¬ 
le und Novartis schreiben ihren Zehn¬ 
tausenden Arbeitenden Briefe (!), um 
vor 1:12 zu warnen, während in Zei¬ 
tungskolumnen regelmäßig gegen die 
Initiative angeschrieben wird. 

Am 24. November ist der abstimmen¬ 
de Teil der Schweizer Bevölkerung ent¬ 
sprechend konditioniert. Während sich 
in den Monaten der teilweisen Desor¬ 
ganisation des Kapitals eine Stimmung 
entwickeln konnte, in der feste Lohn¬ 
spannen durchsetzbar erschienen, be¬ 
kommt die Initiative nun wenig mehr 
als ein Drittel der Stimmen. In keinem 
einzigen der 26 Kantone kommt eine 
Mehrheit für das linke Projekt zustan¬ 
de. Diese Ablehnung von Maximal¬ 
löhnen weist über sich hinaus: Sie wird 
vom Kapital als Absage auch an Loh¬ 
nuntergrenzen umgedeutet. Diese ste¬ 
hen im kommenden Frühling an, wenn 
in der Schweiz über die „Mindestlohn- 
Initiative“ abgestimmt wird. 

JohannesSupe 


VEOLIA verscheucht 

Konzern gab in St. Louis auf 

Das Bündnis „St. Louis Dump Veolia“ 
führte über ein Jahr eine militante Auf- 
klärungs- und Protest-Kampagne, so 
dass VEOLIA die Verhandlungen mit 
der etwa 320 000 Einwohner zählen¬ 
den Stadt am Missouri aufgeben musste. 
Der Konzern hatte es darauf abgesehen, 
über einen Dienstleistungsvertrag den 
Zugriff auf die öffentliche Wasserver¬ 
sorgung zu erhalten. 

Veolia fing es geschickt an und vergab 
2007 einen Preis an den Bürgermeister 
der Stadt „für das am besten schmecken¬ 
de Wasser in Amerika“. Drei Jahre spä¬ 
ter, im Mai 2010, kam Veolia zur Sache: 
Das vom „Fundraiser“, dem Geldein¬ 
treiber des Bürgermeisters, gegründete 
Institut veröffentlichte eine Studie zur 
Privatisierung der Wasserversorgung. 
Einen Monat später heuerte Veolia ei¬ 
nen Anwalt als Lobbyisten an. Im Ok¬ 
tober erfreuten sich Manager der städ¬ 
tischen Wasserversorgungsgesellschaft 
einer Präsentation: Veolia empfahl, um 
die Kosten der Sanierung des Leitungs¬ 
netzes aufzufangen, die Bürokratie zu 
verschlanken, also Entlassungen, was 
viele Angestellte aufrüttelte. Ende des 
Jahres machte Veolia einen scheinbar 
günstigen Vorschlag „Try before you 
buy“, also „Probieren bevor du kaufst“, 
einen 250 000 Dollar-Vertrag, um über 
eine parallele Organisationsstruktur 
„die Kosten zu senken“. Im folgenden 
Jahr beschäftigte sich eine Findungs¬ 
kommission mit dem Angebot von Veo¬ 
lia, während der Bürgermeister jegliche 
Pläne zur Privatisierung leugnete. Die 
Stadt schrieb im Februar 2012 das Pro¬ 
jekt für eine Beratungsgesellschaft aus, 
für 250 000 Dollar die finanzielle Lage 
der Wasserversorgung zu untersuchen. 
Fünf Gesellschaften bewarben sich bis 
Ende Juli 2012, darunter Siemens. Die 
fünfköpfige Findungskommission gab - 
wen wundert’s - Veolia den Zuschlag. 
Der Protest in der Bevölkerung begann, 
ausgehend von den bedrohten Wasser¬ 
werkern, sich zu formieren. Denn die lo¬ 
kale Zeitung „Riverfront Times“ brach¬ 
te im Dezember 2012 ihr zugespielte 
Dokumente in die Öffentlichkeit. Die 
Umweltschutzorganisation „Food and 
Water Watch“ kritisierte darauf in der 
Riverfront Times die Wasserqualität 
bei anderen von Veolia betriebenen 
Wasserversorgern und prangerte die 
dortigen Arbeitsbedingungen an. Das 
St. Louis Palästina Solidaritäts-Komitee, 
das den Tag der Abstimmung erfährt, 
mobilisiert zusammen mit der jüdischen 
„Voice for peace“ die Bevölkerung und 
erreicht eine Vertagung. PSC stellte Ve¬ 
olia an den Pranger, so z. B. wie Veolia 
Water-Israel in der Westbank oder Ve¬ 
olia Environmental Services-Israel im 
Jordan-Tal die Siedlerpolitik Israels un¬ 
terstützte, sich an der Vertreibung paläs¬ 
tinensischer Familien und der Beschlag¬ 
nahme ihres Bodens beteiligte. 

Der Bürgermeister trickste, versuchte 
den Protest zu unterlaufen und setzte 
heimlich die Entscheidung wieder auf 
die Tagesordnung. Ein Proteststurm 
brach los: Von PSC initiiert, von ande¬ 
ren Initiativen mitgetragen und vom lo¬ 
kalen Radio und der Presse unterstützt, 
wird die Abstimmung abgesetzt. 

So formte sich in der mehrheitlich von 
Afroamerikanern bewohnten, seit 1980 
von mehr als der Hälfte der Einwohner 
verlassenen Stadt ein breites Bündnis: 
St. Louis Dump Veolia Coalition. Dieser 
Koalition gelang es, die Winkelzüge der 
Veolia-Lobby aufzudecken und erreich¬ 
te schließlich, dass Veolia am 29. Okto¬ 
ber aufgab. 

Dass VEOLIA sich nach Indianapo¬ 
lis und San Diego, um nur zwei große 
US-Städte zu nennen, auch aus St. Lou¬ 
is zurückzog, ist vor allem darauf zu¬ 
rückzuführen, dass die „Coalition Ve¬ 
olia Dump“ die Mauscheleien mit den 
Stadtoberen ans Licht der Öffentlich¬ 
keit zerren konnte. Aber auch, weil der 
Multi größeren wirtschaftlichen Scha¬ 
den durch seine Unterstützung der is¬ 
raelischen Besatzungspolitik in Palästi¬ 
na befürchtete. Man schätzt, dass Veolia 
Verträge über insgesamt 16 Milliarden 
Dollar einbüßte. Georges Hallermayer 

Informationen zur Kampagne auf der 
Webseite des Bündnisses: http://www. 
dumpveolia.org/#!timeline/ciod6 


Schweiz bleibt Abzockern treu 

Am 24. November wurde die Schweizer i:i2-lnitiative für feste Lohnspannen abgelehnt 



Ein Verdienst der i:i2-lnitiative: Sie politisierte weit über das Spektrum der Juso 
hinaus die Jugend der Schweiz 
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Die Staatsmacht wankt 

Portugiesische Polizei durchbricht Sicherheitskordon und stürmt das Parlamentsareal 


D er Treppenvorbau des portugie¬ 
sischen Parlamentsgebäudes ge¬ 
hört zur verbotenen Zone für 
Demonstranten. Mehrere tausend Si¬ 
cherheitskräfte, die dort am Abend des 
21. November gegen die Regierung de¬ 
monstrierten, hielten sich nicht an das 
Verbot. Sie demontierten die Metall¬ 
barrieren, passierten ungehindert das 
dort befindliche Polizeikontingent und 
besetzten die Treppen. 

Die Manifestanten forderten den 
Rücktritt der Regierung Passos Co- 
elho. Neben dem schon vertrauten 
Reim „Estä na hora de o Governo ir 
embora“. (Es ist an der Zeit, dass die 
Regierung geht.) brachten die Ord¬ 
nungshüter auch den Slogan „Pas¬ 
sos, escuta, os policias estäo na luta!“ 
(Passos, hör zu, die Polizisten sind im 


Kampf). Sie intonierten die National¬ 
hymne (Helden zur See, edles Volk) 
und das Lied der portugiesischen Ap¬ 
ril-Revolution vom 25. April 1974. 
Das Lied „Grändola, vila morena“ 
war damals unter den aufständischen 
Offizieren als Signal zum Losschlagen 
vereinbart worden. 

Dies war nicht der erste, aber der bis¬ 
her größte Protest der Polizeikräfte. 
Es ist für die Lage in Portugal bezeich¬ 
nend, dass auch solche Schichten und 
Sektoren wie Richter, Polizei, Armee, 
Lehrer, öffentliche Angestellte und 
Beamte, die gewöhnlich für staatstra- 
gende Stützen und für besonders regie¬ 
rungstreu gelten, sich immer deutlicher 
gegen die Regierung wenden. Diese 
Erscheinung war schon unter der SP- 
Regierung Söcrates offensichtlich und 


steigert sich mit der Verschärfung der 
Austeritätspolitik unter der jetzigen 
Regierung und mit jedem Tag der Er¬ 
fahrung, der bestätigt, dass diese Politik 
Portugal in den Abgrund treibt. 

Der Protest vor dem Parlament war 
von der permanenten Koordinations¬ 
kommission der Gewerkschaften und 
Berufsverbände der Sicherheitskräfte 
und -dienste organisiert worden. In die¬ 
ser Koordinationskommission sind au¬ 
ßer der Polizei (PSP) und der Gendar¬ 
merie (GNR) die meisten Dienste des 
Bereichs vertreten, einschließlich Ge¬ 
meindepolizei, Gerichtspolizei, Grenz- 
und Fremdenpolizei, maritime Polizei 
und Gefängnispersonal. 

Ein gegen die Masse der Manifestanten 
aufgebotenes Interventionskorps der 
„Policia de choque“ griff die Arbeits¬ 


kollegen nicht an und zog sich vor die¬ 
sen zurück, überließ den Manifestan¬ 
ten - unter deren Applaus - die Trep¬ 
pen und bildete dann einen Ring um 
das eigentliche Gebäude. Trotz der et¬ 
was angespannten Lage kam es zu kei¬ 
nen nennenswerten Zusammenstößen. 
Viele Bilder zeigen freundliche Gesich¬ 
ter, Begrüßungen und Szenen des ge¬ 
genseitigen Schulterklopfens zwischen 
den Demonstranten und den gegen sie 
eingesetzten Kräften. 

Delegationen der Portugiesischen 
Kommunistische Partei (PCP) und des 
Gewerkschaftsbundes (CGTP-Inter- 
sindical) nahmen an der Manifestation 
teil, um die Solidarität der organisier¬ 
ten Arbeiterklasse mit den kämpfen¬ 
den Polizisten auszudrücken. 

www.news.dkp.de 


Müllentsorgung ohne Konzept 

Haldenblockade nahe bei Olympia 


Das staatsmonopolistisch verfasste 
Griechenland schickt fast täglich seine 
Räumungskommandos in die Stadtteile 
und Dörfer des Landes. Ob Kranken¬ 
häuser oder Schulen, ob Fabrikgebäude 
oder Fernseh- und Rundfunksender, ob 
öffentliche Verwaltungsgebäude oder 
Straßensperren: Die gerade durch ihre 
Parlamentsbüttel einem Misstrauens¬ 
antrag entgangene Regierung Samaras 
aus konservativer ND und sozialde¬ 
mokratischer PAS OK lässt ständig die 
Spezialeinheiten der Bereitschaftspoli¬ 
zei MAT von der Leine: Vor kurzem im 
Angriff auf die Blockade einer Müllde¬ 
ponie zwischen Makrisia und Alfiousa 
am Staudamm des Alfios, der wenige Ki¬ 
lometer zuvor das antike Gelände von 
Olympia im Westpeloponnes tangiert. 
In der Provinzhauptstadt Pyrgos ver¬ 
sucht der Bürgermeister Makis Paras- 
kevopoulos im Verein mit der Verwal¬ 
tungsspitze unter Druck der Athener 
Regierung wider jegliche geologische 
Vernunft bzw. ohne Rücksicht auf Na¬ 
tur- und Wasserschutzkriterien die 
Müllablagerung auf dieser illegalen 
Halde gegen den Willen der betroffe¬ 
nen Bürger/innen zu erzwingen. Unru¬ 
hig wird ohne wirkliches, ökologischen 
Ansprüchen genügendes Konzept nach 
Möglichkeiten gesucht, wie die staatlich 
Zuständigen sich ihrer Verantwortung 
durch Privatisierung entziehen können. 
Noch hat sich die Wut über die Kon- 
zeptlosigkeit der öffentlichen Verwal¬ 
tungen und politisch Verantwortlichen 
in den Kommunen nicht wie in Mad¬ 
rid in Zerstörungsreaktionen entladen, 
selbst nicht zum Zeitpunkt, als der Bür¬ 
germeister anordnete, elf Müllwagen in 
unmittelbarer Nähe der Blockade abzu¬ 
stellen. Die Blockierer/innen ertrugen 
geduldig den Gestank und die entste¬ 
hende Fliegenplage. Sie setzen auf die 
geschlossene politische Mobilisierung 
und die Ausschöpfung aller Rechtsmit¬ 
tel, wie Rechtsanwalt Charalambos Gi- 
annikopoulos und seine Kollegin Dora 
Kalakou betonen. 

Der Bürgermeister ließ nach vierwö¬ 
chiger Blockade den Zugang zur ge¬ 
planten Müllhalde gewaltsam räumen. 
Morgens um halb sieben erzwang die 
Bereitschaftspolizei die Entladung der 
Müllwagen und nahm sechs Blockie- 
rer fest. Deren Zeugenvernehmung vor 
Gericht in Pyrgos verwandelte sich zu 
einer Manifestation des Widerstandes, 
für den Bürgermeister ein Spießruten¬ 
laufen, das die örtliche Presse genüss¬ 
lich ausschlachtete. Auch die 85-jährige 
Großmutter Georgia Skasila hatte sich 
der Polizei-Spezialeinheit entgegenge¬ 
stellt. In einer von der Mobilisierung 
des Widerstandes erzwungenen öffent¬ 
lichen Anhörung im Rat von Pyrgos 
schlidderten Bürgermeister und seine 
zwei Stellvertreter nur knapp an ge¬ 
waltsamen Übergriffen der massenhaft 
anwesenden Blockierer/innen vorbei, 
die in zahlreichen Wortmeldungen der 
Verwaltungsspitze die gesamte Palette 
der ökologischen und technologischen 
Argumentation vorführten. Petros Ka- 


parelis von der KKE wandte sich ent¬ 
schieden gegen den Verkauf der Mül¬ 
lentsorgung an private Investoren zum 
Zwecke des Profits und verurteilte in 
aller Schärfe die Kriminalisierung der 
Blockade. Der MAT-Einsatz reihe sich 
ein in das Dogma der Regierungspolitik 
von „Recht und Ordnung“. Damit werde 
kein einziges Problem im Interesse des 
Volkes gelöst. Erinnerungen seien noch 
wach an die polizeilichen und militäri¬ 
schen Übergriffe der Militärjunta am 
17. November 1973 auf das Politechni- 
on in Athen. Die diesjährigen Gedenk¬ 
feierlichkeiten stellten überall im gan¬ 
zen Land die Verbindungen her zu den 
MAT-Einsätzen in diesem Jahr. Die Stu¬ 
dentinnen der TEI (Technische Hoch¬ 
schule) in Pyrgos verurteilten in einer 
Solidaritätsveranstaltung mit den Blo- 
ckiererlinnen den gewaltsamen Über¬ 
griff der MAT. Pyrgos sei ein Beispiel, 
wie die Verwaltungsspitzen selbst die 
bürgerlich-parlamentarischen Gepflo¬ 
genheiten mit Füßen träten, die Kom¬ 
munalparlamente in Olympia, Krestena 
und Pyrgos ignorierten und bei Wider¬ 
stand der Bevölkerung mit Polizeiein¬ 
satz antworteten. 

Einen kleinen juristischen Erfolg kön¬ 
nen die Anwohner schon jetzt verbu¬ 
chen: Nachdem die Polizei ihre Einheit 
am Alfios-Staudamm wieder abgezo¬ 
gen hatte, errichteten die Anwohner 
erneut ihre Blockade. Einige sezierten 
auf der Halde den zuvor abgeladenen 
Müll und entdeckten Sondermüll vom 
Krankenhaus in Pyrgos. Sie beauftrag¬ 
ten die Staatsanwaltschaft mit der Un¬ 
tersuchung. Der Leiter des Kranken¬ 
hauses wurde tags darauf in Untersu¬ 
chungshaft genommen. Die erneut in 
die Nähe ihrer Blockade aufgestellten, 
mit Müll gefüllten LKW mussten nach 
dem Sondermüll-Skandal wieder abge¬ 
zogen werden. 

Die Uhr tickt! Müll ist in Griechenland 
ein Problem mit historischer Dimensi¬ 
on, deren Thematisierung den Rahmen 
dieses Artikels sprengen würde. Unab¬ 
lässig suchen die politisch Verantwortli¬ 
chen nach Lösungen, freilich stets in der 
bürgerlichen Systematik: 
Bürgermeister und kommunale Ver¬ 
waltungsspitze wählten zur vorüberge¬ 
henden Lösung des Müllproblems das 
Press verfahren als Folge der EU-Vor¬ 
gaben von 2005. Die beauftragten Fa¬ 
briken komprimieren den Müll zu was¬ 
serundurchlässigen Ballen. Als Standort 
wurde auf Vorschlag des Umweltminis¬ 
teriums der jetzt blockierte Ort Limnes 
am Stausee ausgesucht. Dort bestehe 
keine Gefahr für den Alfios. Ohnehin 
gebe es in Limnes eine alte Halde, die 
abgedeckt und nach Kriterien aller Um¬ 
weltauflagen umgebaut werde. Der Müll 
der gesamten Region fände dann dort 
einen geeigneten Platz. Die Blockade 
führe zur Katastrophe. Von der Katast¬ 
rophe, die durch die Winterregen verur¬ 
sacht wird, keine Rede: Die schwemmen 
die ungeschützte Müllhalde aus und lei¬ 
ten die giftigen Substanzen in den Alfi¬ 
os, der sie in der nahe gelegenen Mün¬ 


dung ins Ionische Meer transportiert, 
dessen Strand im gesamten Bezirk zum 
geschützten Gebiet nach Natura 2000 
gehört. 

Die Linkspartei SYRIZA fordert geo¬ 
logische Untersuchungen Die Abge¬ 
ordnete von SYRIZA aus dem Bezirk 
Ilias, Efi Georgakopoulou-Saltari, hat 
eine Anfrage im Athener Parlament in¬ 


itiiert. Müllverringerung, Mülltrennung, 
ein dichtes Netz dezentraler Müllentsor¬ 
gung sind Kern des Lösungsprogramms, 
das die Frage der Privatisierung meidet, 
auch mit keinem Wort die Profitorien¬ 
tierung der Müllentsorgung erwähnt. 
Demgegenüber stellt die KKE und 
auch die Umweltinitiative Lapithas, die 
kurz vor den großen Bränden 2007 in 
der Region entstand, den Klassenbezug 
der Müllentsorgung an erste Stelle ih¬ 
res Lösungsansatzes: So wie heute die 
Müllentsorgung unter den Bedingun¬ 
gen des Kapitalismus geplant und reali¬ 
siert werde, bedeute sie eine Gefahr für 
wesentliche Lebensbereiche der Men¬ 
schen. Sie stelle mit den unkontrollier¬ 
ten Müllkippen und den mangelhaften 
Sicherheitsregelungen eine Bedrohung 
für die öffentliche Gesundheit dar. „Die 
unmöglichen Zustände der Müllentsor¬ 
gung bedrohen Umwelt und Lebensbe¬ 
dingungen der Menschen gleicherma¬ 
ßen“, heißt es in einer Erklärung von 
Lapithas, und weiter: „Sich der öffent¬ 
lichen Verantwortung zu entziehen und 
auf Investitionen des privaten Kapitals 
zu setzen, heißt ohne Wenn und Aber: 
Die politisch Verantwortlichen ordnen 
die Müllentsorgung dem Kriterium der 
Profitmaximierung und nicht der Be¬ 
friedigung der Volksbedürfnisse unter. 
Die unmittelbaren Folgen werden wir 
in der Erhöhung der Müllgebühren spü¬ 
ren.“ Griechenland sei reich genug, das 
Müllproblem nach höchstem ökologi¬ 
schem und technologischem Standard 
zu lösen. Die langfristigen Kosten, die 
mit der Profitorientierung verbunden 
seien, könne sich die Gesellschaft frei¬ 
lich sparen. 

Christos Gianaros, Bezirkssekretär der 
KKE, bringt es auf den Punkt: „Nur im 
Rahmen gesamtgesellschaftlicher Pla¬ 
nung unter Kontrolle des Volkes kann 
das Müllproblem im Interesse der Men¬ 
schen und der Natur langfristig und 


vollständig gelöst werden.“ Gleichwohl 
formuliert er auf dieser Basis selbstver¬ 
ständlich eine konkrete Programmatik, 
die in etlichen Punkten mit den Vor¬ 
schlägen von SYRIZA übereinstimmt: 

- Entwicklung eines regionalen Planes 
im Rahmen einer nationalen Planung, 
welche vom Staat und nicht von Privat¬ 
personen realisiert und vom staatlichen 
Haushalt finanziert wird. 

- Vorrang hat die Müllvermeidung und 
die Förderung des Recyclings mittels 
Mülltrennung. Nach den neuen Me¬ 


thoden kann so die Müllmenge um 70 

- 80 % verringert werden. 

- Die geeignete und gebotene Mischung 
zwischen Entsorgung und Wiederverar¬ 
beitung auf der Basis der wissenschaft¬ 
lich fundierten Methoden (z.B. Umla¬ 
destationen, mechanisches Recycling, 
Kompostierung etc.) müssen stets die 
Sorge um den Menschen im Mittelpunkt 
haben, nicht zuletzt die Menschen, die 
den Müll entsorgen bzw. verarbeiten. 
Vorliegende wissenschaftliche Studien 
sind unbedingt zu berücksichtigen. 

- Planung und Durchführung werden 
in festgelegten Zeiträumen (etwa alle 5 
Jahre) überprüft, die Nutzung neuerer 
technologischer Entwicklungen stets in¬ 
tegriert und der physikalischen Zusam¬ 
mensetzung der Abfälle angepasst. 

- Wir sind gegen jede Form der Priva¬ 
tisierung der Müllentsorgung und -Ver¬ 
waltung, vollständig oder auch nur teil¬ 
weise. Verantwortlich für die konkrete 
Durchführung sind die Dienststellen der 
Kommunen. 

- Abschaffung der Müllgebühren 

- Für jede Region sind Eignungskri¬ 
terien sowie Ausschlusskarten für die 
Müllentsorgung und -Verarbeitung zu 
erstellen. Die Rangfolge der Kriterien 
wird bindend für die regionale Planung 
definiert. 

- Die wilde Müllverbrennung wird um¬ 
gehend gestoppt. 

- Ohne Verzögerung soll die Denaturie¬ 
rung der unkontrollierten Müllhalden 
beginnen. 

Unverzüglich müssen Standorte der 
Verarbeitungsanlagen bestimmt wer¬ 
den, auf der Basis von wissenschaftli¬ 
chen Studien und ohne partikulares po¬ 
litisches Kalkül. Illegale Müllhalden wie 
die in Zacharo, Agia Paraskevi, Limnes 
Makrision und anderswo müssen sofort 
geschlossen werden. 

Die Uhr tickt und die Blockade geht 
weiter. Udo Paulus 



Die Auferstehung der 
Patriotischen Union 

Aida Avella kandidiert 2014 
für die linke Opposition 

Am vorletzten Wochenende fand in 
Kolumbien der 5. Parteitag der Patri¬ 
otischen Union statt. Diese Organisa¬ 
tion war 1984 u.a. von FARC-Gueril- 
leros, die an einen ehrlichen Friedens¬ 
schluss mit der damaligen Regierung 
geglaubt hatten, und Mitgliedern der 
Kolumbianischen KP gegründet wor¬ 
den. Bei diversen Wahlen erreichte die 
Partei sofort Mandate und Bürgermeis¬ 
ter im ganzen Land; im Parlament be¬ 
kam die UP aus dem Stand vierzehn 
Sitze. Danach ging der Staat, wie be¬ 
reits mehrfach in der Geschichte des 
Landes, gewaltsam gegen die unbe¬ 
waffnete Organisation vor. Etwa fünf¬ 
tausend Menschen, darunter zwei Prä¬ 
sidentschaftskandidaten, acht Senato¬ 
ren, dreizehn Parlamentsabgeordnete, 
siebzig Ratsabgeordnete und elf Bür¬ 
germeister, wurden ermordet. 

2002 wurde der Partei, der man die Mit¬ 
glieder ausgelöscht hatte, wegen Erfolg¬ 
losigkeit bei den damaligen Wahlen auf 
zynische Art der Parteienstatus aber¬ 
kannt. Dieser ist nach einem Urteil im 
Juli wieder zuerkannt worden. Der vor¬ 
sichtige Optimismus hinsichtlich der 
Friedensgespräche in Havanna hat nun 
zu einem erheblichen Aufleben der Or¬ 
ganisation geführt. Bei dem Parteitag 
wurde die ehemalige UP-Vorsitzen¬ 
de Aida Avella zur Kandidatin für die 
Wahlen im kommenden Jahr gekürt. 
Von ihrer Rückkehr nach Genf, wo sie 
im Exil leben muss, berichtet Ehecer Ji- 
menez, ebenfalls Opfer der staatlichen 
Repression: 

Die Präsidentschaftskandidatin der Pa¬ 
triotischen Union (UP), Aida Avella 
Esquivel, wurde am 21. November am 
Genfer Flughafen von einer Gruppe 
Menschen empfangen, darunter Hernän 
Mota. Die Gruppe stimmte das Lied der 
UP an und führte Plakate mit. 

Aida Avella kam aus Bogota zurück, 
wo sie am Parteitag der UP teilgenom¬ 
men und man sie zur Präsidentschafts¬ 
kandidatin ausgerufen hatte. Aida, die 
seit siebzehneinhalb Jahren im Schwei¬ 
zer Exil ist, erzählte berührt von der 
Wichtigkeit und Bedeutung der Wie¬ 
derauferstehung und Rekonstruktion 
der Patriotischen Union. Ohne Zeit zu 
verlieren, bat sie alle Kolumbianerinnen 
und Kolumbianer im Ausland, ihre Vor¬ 
schläge auszudrücken, damit so schnell 
wie möglich ein Regierungsprogramm 
gemacht werden kann. Es soll die Po¬ 
tenziale der vier Millionen Landsleute 
außerhalb Kolumbiens ausschöpfen hel¬ 
fen, die Tag für Tag am Wachstum des 
Landes mitarbeiten, indem sie Geld 
schicken. Es macht in der Summe mehr 
aus als die Kohle Wirtschaft. 

Afda Avella bestätigte, dass sie in Kürze 
durch diverse europäische Länder rei¬ 
sen werde, wo sie mit ihren dort leben¬ 
den Landsleuten Zusammenkommen 
wird. Sie will sie davon überzeugen, im 
Wahlkampf mitzumachen, in dem es 
um demokratische Rechte geht, die das 
Land dringend braucht. An einem Frie¬ 
den mit gesellschaftlicher Gerechtigkeit 
führt dabei kein Weg vorbei. 

„Ich glaube, dass es wichtig und auch 
notwendig ist, die verschiedenen Fort¬ 
schritte demokratischer Regierungen in 
Lateinamerika hinsichtlich verschiede¬ 
ner Entwicklungsaspekte näher anzu¬ 
schauen. Dabei geht es darum von ihnen 
zu lernen, und dafür werde ich versu¬ 
chen mit Staats- und Regierungschefs 
zusammenzukommen, die heute ihren 
Bevölkerungen Lösungen bei Gesund¬ 
heit, Wohnung, Straßen, Bildung usw an¬ 
bieten können. Das sind Lösungen, die 
man uns in Kolumbien vorenthält; die 
Menschen bleiben ungeschützt. Außer¬ 
dem geht es um eine Vertiefung der In¬ 
tegration des lateinamerikanischen Vol¬ 
kes. Was die Wirtschaft angeht, so muss 
darüber nachgedacht werden, woher das 
Geld für die Problemlösungen kommen 
kann: z.B. eine Reduzierung der Abge¬ 
ordnetengehälter um 50 Prozent. Wich¬ 
tig ist der Frieden, mit strukturellen Ver¬ 
änderungen zu Gunsten der benachtei¬ 
ligten Gemeinschaften. Mit dem Ende 
des Krieges würden Abermilliarden von 
Pesos eingespart, die heute nur für Kor¬ 
ruption und Krieg ausgegeben werden!“ 
Eliecer Jimenez/Günter Pohl 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Asylbewerber 

Das Herzstück des Asylverfahrens 
ist die Anhörung des Asylbewerbers 
durch die Mitarbeiter des Bundesam¬ 
tes für Migration und Flüchtlinge. Ih¬ 
nen muss er seine Geschichte schil¬ 
dern, und dabei muss er vor allem eins 
sein: glaubwürdig. Wessen Geschichte 
als unglaubwürdig gilt, der hat keine 
Chance, Flüchtlingsschutz in der Bun¬ 
desrepublik zu erhalten. Eben weil 
die Asylbewerber alles von sich preis¬ 
geben (müssen), ist für sie eines von 
zentraler Bedeutung: Vertraulichkeit. 
Denn sie schildern in der Anhörung 
ihre ganz persönlichen Erlebnisse, die 
zur Flucht geführt haben, Erfahrungen 
mit brutaler Gewalt, Folter, dem Tod 
geliebter Menschen. Sie geben in der 
Asylanhörung auch vieles preis über 
die politischen Verhältnisse ihres Hei¬ 
matlandes, über die Stimmung in ihren 
Herkunftsorten, vielleicht Details über 
militärische und wirtschaftliche Struk¬ 
turen und Einrichtungen. 

Das rückt die Asylbewerber ins Fa¬ 
denkreuz der Geheimdienste. Geheim¬ 
dienste arbeiten heutzutage mit allerlei 
Spitzentechnologie, um Erkenntnisse 
über fremde Staaten zu sammeln - der 
NSA-Skandal zeigt hier die Spitze des 
Eisbergs. Unumstritten ist aber, dass 
nichts so wertvoll ist wie das Wissen der 
Menschen in den Ländern, die im Visier 
der westlichen Staaten sind. Erst durch 
dieses Wissen kann der Wust an Daten 
sinnvoll ausgewertet werden. Solche 
„menschlichen Quellen“ zu gewinnen 
ist das A und O der klassischen Ge¬ 
heimdienstarbeit. Ein mühseliges und 
nicht ganz ungefährliches Geschäft. 

Im Asylverfahren bekommen die Ge¬ 
heimdienste solche „menschlichen 
Quellen“ frei Haus geliefert - noch 
dazu solche, die im Gegensatz zu den 
mit Geld gelockten Informanten ein 
hohes Eigeninteresse haben, die Wahr¬ 
heit zu berichten. Das haben der BND, 
und mit ihm mutmaßlich die CIA und 
der britische Geheimdienst schon 1958 
entdeckt und die „Hauptstelle für Be¬ 
fragungswesen“ eingerichtet, die seit¬ 
dem Ostflüchtlinge aushorchte. Wie 
viele Sicherheits- und Geheimbehör¬ 
den musste sich auch die „Hauptstel¬ 
le“ nach 1990 ein neues Betätigungs- 


missbraucht 



feld suchen - und fand es schließlich 
in der Unterstützung des weltweiten 
„Kriegs gegen den Terror“. Die gewon¬ 
nenen Erkenntnisse aus den Befragun¬ 
gen von Asylbewerbern dienen nun der 
Lokalisierung der Feinde im Anti-Ter- 
ror-Krieg, sei es in Afghanistan oder in 
Somalia. In beiden Staaten mordet die 
CIA mittels ferngesteuerter Drohnen 
Personen, die sie für hochrangige Ter¬ 
roristen hält - zivile Opfer mit einge¬ 
schlossen. Die Erkenntnisse dazu kom¬ 
men auch von Asylbewerbern. 

Diese werden zum Teil ohne ihr Wissen 
ausgehorcht - etwa indem Mitarbeiter 
der Dienste als „Praktikanten“ ge¬ 
tarnt an Asylanhörungen teilnehmen. 
In den meisten Fällen jedoch erhalten 
Asylbewerber mit ihren Unterlagen 
ein Schreiben der „Hauptstelle für Be¬ 
fragungswesen“, in der diese zum Ge¬ 
spräch einlädt. Alles freiwillig und ganz 
unverbindlich, man wolle sich über das 
Herkunftsland informieren. Doch das 
setzt Flüchtlinge unter Druck. Für sie 
ist nicht kalkulierbar, ob eine Ableh¬ 
nung des Gesprächswunschs negative 
Konsequenzen hat. Zudem dürfte sich 
in den Sammelunterkünften auch he¬ 
rumsprechen, dass äußerst kooperati¬ 
onsbereite Asylbewerber schnell ein 
Aufenthaltsrecht bekommen. 

Es gehört zum Alltag der Geheim¬ 
dienste, alle schmutzigen Mittel zu er¬ 
greifen, um Menschen für ihre Zwecke 
zu instrumentalisieren. Die Instrumen¬ 
talisierung von Menschen, die vor Fol¬ 
ter durch Geheimdienste und willkür¬ 
licher Gewalt geflohen sind, ist ganz 
besonders schäbig. Sie muss endlich 
beendet werden. 


DKP-Kandidatinnen und -kandidaten 
für die Wahlen zum Europäischen Parlament 

Lucas Zeise: 

Warum ich kandidiere 



Wozu wurden EU und Euro geschaffen? 
Frau Merkel, Herr Steinmeier und Herr 
Schulz - das ist bis zur Neuwahl im Mai 
der sozialdemokratische Präsident des 
EU-Parlamentes - sie reden von diesen 
netten Einrichtungen, als seien sie Insti¬ 
tutionen, um den Frieden in Europa zu 
schaffen oder weiterzuführen. Das ist ein 
netter Gedanke. Frau Merkels Vorvor¬ 
gänger im Amt, der nun recht alte Hel¬ 
mut Kohl, unter dessen Kanzlerschaft 
der Euro im Jahre 1992 im niederlän¬ 
dischen Maastricht beschlossen wurde, 
hat die Friedenstheorie gerne vorgetra¬ 
gen und dabei so selbstverliebt mit den 
Augendeckeln geklappert, dass mancher 
die schöne Friedenstheorie geglaubt hat. 
Der Nachteil daran: Sie stimmt nicht. 
Die Wahrheit ist einfacher. Zweck der 
Übung ist die Schaffung eines großen, 
hindernisfreien Marktes, der weder von 
Zöllen, unterschiedlichen Warenstan¬ 
dards und auch nicht von unterschied¬ 
lichen Währungen gehemmt wird. Die 
Freiheit des Warenverkehrs ist Artikel I 


dieser EU, Artikel II ist die Freiheit des 
Kapitalverkehrs, und weil diese Artikel 
so schön sind, gibt es auch Artikel III, die 
Freiheit des Personenverkehrs über alte 
nationale Grenzen hinweg. Ohne ein¬ 
heitliche Währung kein wirklich einheit¬ 
licher Markt. Wenn ein Land, z.B. Italien 
seine Währung - die Lira - abwertet, ha¬ 
ben es z.B. deutsche Exporteure schwer, 
ihre Waren dort so teuer zu verkaufen, 
dass sie in heimischer D-Mark immer 
noch Gewinn bringen. Diesen Schutz 
Italiens vor der ausländischen Konkur¬ 
renz gibt es jetzt nicht mehr. 

Das ist der bezweckte freie Markt in 
Europa. Es herrscht Konkurrenz, auch 
Wettbewerb genannt. Die Starken spie¬ 
len ihre Stärken aus und werden stär¬ 
ker. Die Schwachen bleiben zurück und 
scheiden schließlich ganz aus. Damit der 
Markt dauerhaft funktioniert, muss er 
eingehegt und es müssen die Schwachen 
geschützt werden. Sonst geschieht das, 
was gegenwärtig in Europa geschieht. 
Die Schwachen sind dabei auszuschei¬ 
den. EU-Europa und der Euro sind nach 
dem Prinzip der Konkurrenz geschaffen 
worden. Man lausche den Worten der 
Kanzlerin oder denen des EU-Kommis- 
sionspräsidenten Barroso. Nicht nur die 
Unternehmen sollen in den Wettbewerb 
treten. Auch die Staaten stehen nach 
EU-Vertrag im Wettbewerb. Sie müssen 
um die Gunst des Kapitals buhlen. Das 
kann nicht gut gehen. Das ist schon nicht 
gut gegangen. Mit Frieden hat das nichts 
zu tun. Es wird uns nichts anderes übrig¬ 
bleiben, als diese EU und diesen Euro 
wieder abzuwickeln. 



KPD-Verbot als Muster für Südkorea 


Interview mit Hohyon Choi, Vereinigte Fortschrittspartei Südkoreas * 


UZ :Aml9. November erreichte uns die 
Nachricht, dass die Regierung der Repu¬ 
blik Korea (Südkorea) einen Verbotsan- 
trag gegen die Vereinigte Fortschrittspar¬ 
tei - UPP gestellt hat. Welche Positionen 
vertritt die UPP? 

Hohyon Choi: Die UPP ist eine Links¬ 
partei, die die Interessen der Arbei¬ 
terklasse und aller arbeitenden Men¬ 
schen vertritt. Ihre Ziele will ich kurz 
vorstellen: 

Erstens steht die UPP gegen die Pri¬ 
vatisierung öffentlichen Eigentums, 
öffentlicher Räume, für eine Regu¬ 
lierung des Monopolkapitals und die 
Verstaatlichung oder demokratische 
Vergesellschaftung der Konzerne in 
der Daseinvorsorge, der gesellschaft¬ 
lichen Infrastruktur, im Finanzsektor, 
z.B. der Strom-,Telekommunikations-, 
Stahl- und Wasserkonzerne. 
Außerdem tritt die UPP für die kos¬ 
tenfreie medizinische Versorgung und 
gebührenfreie Bildung ein. Weiterhin 
kämpft die Partei für eine friedliche, 
unabhängige Wiedervereinigung Ko¬ 
reas, den Abschluss eines Friedensver¬ 
trags auf der koreanischen Halbinsel 
und den Abzug aller US-Truppen. 

UZ: Was wirft die südkoreanische Re¬ 
gierung deiner Partei vor, die immerhin 
drittstärkste Fraktion in der National¬ 
versammlung (Gukohe) stellt? 

Hohyon Choi: Justizminister Hwang 
Kyo-an hat den Verbotsantrag mit fol¬ 
genden Argumenten begründet: Er 
sagt, die UPP fordere den Abschluss 
eines Friedensvertrags auf der korea¬ 
nischen Halbinsel, den Abzug aller US- 
amerikanischen Truppen, wie es auch 
Nordkorea verlangt. Dies sei der Be¬ 
weis, dass die Partei mit der Strategie 
der KVDR übereinstimmt, Südkorea 
zu revolutionieren. 

Weiter wirft er der UPP vor, sie ver¬ 
trete die Interessen der Arbeiterklas¬ 
se und aller arbeitenden Menschen, 
ihr Endziel sei die Gestaltung der von 
den arbeitenden Menschen regier¬ 
ten Gesellschaft. Dieses Ziel sei nicht 
mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Einklang, weil die 
angestrebte Gesellschaftsordnung 
ausschließlich den Interessen der Ar¬ 
beiterklasse diene. Innerhalb dieser 
Gesellschaft seien Grundrechte einge¬ 
schränkt, z.B. kämen die Kapitaleigner 
nicht in den Genuss von Grundrechten. 
Außerdem sei eine Verstaatlichung 
oder Vergesellschaftung der Konzer¬ 
ne, wie die UPP sie fordert, mit dem 
Privateigentumsprinzip unvereinbar. 
Weiterhin wirft er der UPP vor, dass 
einige ihrer Funktionäre im Auftrag 
Nordkoreas in eine bewaffnete Ver¬ 
schwörung gegen die Regierung Süd¬ 
koreas verwickelt seien. Einen konkre¬ 
ten Beweis dafür konnte er nicht vor¬ 
legen. Es gibt keinen Beweis für die 
Vorbereitung gewaltsamer Demonst¬ 
rationen, kein Waffenlager. Der einzige 
von der Regierung vorgelegte Beweis 
ist das Abhörprotokoll einer Veran¬ 
staltung, an der ca. 150 UPP-Funktio- 
näre teilgenommen haben. Dort hat ein 


Abgeordneter zum Widerstand gegen 
den damals erwarteten US-Angriff auf 
Nordkorea aufgerufen. Danach haben 
die Teilnehmer diskutiert, was zu tun 
sei, falls die USA Nordkorea angrei¬ 
fen. In der Diskussion scheinen einige 
Teilnehmer Witze darüber gerissen zu 
haben, die Regierung mit Luftgeweh¬ 
ren anzugreifen. Und als Beweis für 
eine bewaffnete Verschwörung gegen 
die Regierung Südkoreas wurde dieses 
Protokoll vorgelegt. Es ist lachhaft! 


Außer dem UPP-Verbotsantrag hatte 
die rechtskonservative Regierung den 
legalen Status der koreanischen Leh¬ 
rergewerkschaft aufgehoben, die mehr 
als 60 000 Lehrer vertritt. Sie greift auf 
Hexenjagdmethoden des Kalten Kriegs 
zurück. 

UZ: Die Abgeordneten eurer Partei, da¬ 
runter auch deine Frau, sind aus Protest 
gegen das drohende Verbot in den Hun¬ 
gerstreik getreten. Wie geht es ihnen? 


UZ: Welche politischen Hintergründe 
seht ihr für den Verbotsantrag, in wel¬ 
chem Klima findet das Verfahren statt? 

Hohyon Choi: Meiner Ansicht nach 
gibt es dafür einen politischen sowie 
einen sozialen Hintergrund. Der poli¬ 
tische: Nach der Präsidentschafts wähl 
im Dezember letzten Jahres wurde 
enthüllt, dass der südkoreanische Ge¬ 
heimdienst NIS zugunsten der heutigen 
Präsidentin in die Präsidentschaftswahl 


Hohyon Choi: Am letzten Wochenen¬ 
de haben zwei Abgeordnete der UPP 
einen Kollaps erlitten. Sie sind im 
Krankenhaus. Aber drei Abgeordnete 
setzen den Hungerstreik fort, obwohl 
ihr Gesundheitszustand schlecht ist. 
Sie sind schon über 20 Tage im Hun¬ 
gerstreik. 

UZ: Erfahrt ihr Solidarität von anderen 
politischen Kräften und aus der Bevöl¬ 
kerung? Was können wir hier in Euro¬ 



UPP-Abgeordnete im Hungerstreik. Aus Protest haben sie sich die Köpfe 
kahlrasiert, in Südkorea das Zeichen schärfsten Protests. 


eingegriffen hat. Es wurde enthüllt, 
dass NIS auf Twitter mehr als 1,2 Mil¬ 
lionen unterstützende Kommentare 
für die Präsidentschaftskandidatin der 
rechtskonservativen Partei, Park Geu- 
ne-hye, gepostet und gestreut hat. 

Die UPP hat daraufhin Demonstratio¬ 
nen gegen NIS organisiert. Am 15. Au¬ 
gust sind ungefähr 6 000 Anhänger 
der UPP gegen NIS und die heutige 
rechtskonservative Regierung auf die 
Straße gegangen. Danach hat NIS ei¬ 
nen Ermittlungsprozess gegen einen 
Abgeordneten und sechs Funktionäre 
der UPP wegen Hochverratsvorberei¬ 
tung begonnen. Die Regierung hat auf 
der Basis der Ermittlungsergebnisse 
beim Verfassungsgericht Antrag auf 
Verbot der UPP gestellt. Damit wollen 
sie die Aufmerksamkeit der Bevölke¬ 
rung ablenken und die Opposition zum 
Schweigen bringen. 

Der soziale Hintergrund: In Südkorea 
haben frühere Regierungen mittels der 
Anti-Nordkorea-Doktrin die Arbeiter¬ 
bewegung und den Widerstand gegen 
die Kriegsbedrohung durch den US- 
Imperialismus unterdrückt. Heutzuta¬ 
ge wächst in Südkorea die Kluft zwi¬ 
schen Arm und Reich dramatisch und 
die Kriegsgefahr auf der koreanischen 
Halbinsel wächst aufgrund der provo¬ 
kativen „Pivot to Asia“-Strategie Ba¬ 
rack Obamas. Infolgedessen wächst die 
Empörung der Bevölkerung. Der von 
der Regierung gestellte Verbotsantrag 
ist auch ein Unterdrückungsmittel. 


pa tun, um euren Kampf um demokra¬ 
tische Rechte zu unterstützen? 

Hohyon Choi: Andere Oppositions¬ 
parteien treten opportunistisch auf. 
Sie distanzieren sich von UPP, weil sie 
Angst vor der Hexenjagd haben.Trotz¬ 
dem werden Widerstände gegen das 
drohende Verbot überall in Südkorea 
organisiert. Jedes Wochenende finden 
in Seoul Demonstrationen gegen NIS 
und das UPP-Verbot statt, an denen 
sich Anhänger der UPP, Gewerkschaf¬ 
ten und Bürgerinitiativen beteiligen. 
Die Regierung Südkoreas rechtfer¬ 
tigt den Verbotsantrag, indem sie das 
KPD-Verbot in Deutschland anführt. 
Sie behauptet, der KPD-Verbotspro- 
zess sei ein Musterprozess gegen linke 
Parteien. 

Es könnte unserem Kampf helfen, 
wenn Sie uns Beiträge liefern, die den 
Anachronismus und den reaktionären 
Charakter des KPD-Verbots darstellen. 
Mit Hilfe der Beiträge möchte ich auch 
feststellen, zu welchen Konsequenzen 
der Opportunismus anderer Oppositi¬ 
onsparteien im Fall des KPD-Verbots 
geführt hat. Außerdem hilft jeder Kom¬ 
mentar gegen das UPP-Verbot. 

Vielen Dank für Ihre Solidarität! 

Die Fragen stellte Tim Engels. 

* Unser Gesprächspartner ist Mitarbeiter der 
Zeitschrift „Voice of People“ und Leiter der 
wissenschaftlichen Organisation, „Studies of 
Capitalism und Alternatives“. 






































Nein zum NATO- 
Raketenbeschluss! 

Vor 30 Jahren wurden bodengestützte Mittelstreckenraketen in 
der Bundesrepublik Deutschland stationiert 


D er Doppelbeschluss der NATO 
von Brüssel, sah - wegen der 
angeblichen wachsenden Be¬ 
drohung durch die Sowjetunion - die 
Stationierung von 572 bodengestütz¬ 
ten atomaren Mittelstreckenraketen 
in Westeuropa, einen Großteil da¬ 
von in der BRD, vor. Der Doppelbe¬ 
schluss der NATO vom 12. Dezember 
1979 bestand aus zwei Teilen: Erstens 
als „Nachrüstung“ und Modernisie¬ 
rung kündigte er die Aufstellung einer 
neuen Generation atomwaffenfähi¬ 
ger US-amerikanischer Raketen und 
Marschflugkörper - der Pershing II und 
BGM-109 Tomahawk - in Westeuropa 
an. Zweitens wurden zwar den Staaten 
des Warschauer Vertrages Verhandlun¬ 
gen über eine beidseitige Begrenzung 
sowjetischer und US-amerikanischer 
atomarer Mittelstreckenraketen an- 
geboten. Dabei waren jedoch die fran¬ 
zösischen und ein Teil der britischen 
Atomraketen aus dem Verhandlungs¬ 
angebot ausgeschlossen. 

Alle Vorschläge der Sowjetunion und 
der anderen Warschauer-Vertragsstaa¬ 
ten, die diese vorlegten, um die Span¬ 
nungen abzubauen und die Kriegsge¬ 
fahr zu verringern, wurden von den 
NATO-Staaten und vor allem auch 
der Bundesregierung jedoch zunächst 
abgelehnt. 

★ 

Womit man in der Regierung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland unter Helmut 
Schmidt, der USA und der NATO-Füh- 
rung nicht gerechnet hatte, war die Re¬ 
aktion der westdeutschen Bevölkerung. 
Gewerkschaften wie die IG Druck und 
Papier, die Gewerkschaft der Eisen¬ 
bahner, die IG Metall oder die HBV 
forderten den NATO-Beschluss von 
Brüssel aufzuheben. Es entstand eine 
schnell wachsende Bewegung gegen 
den NATO-Beschluss, in der Mitglieder 
der DKP eine wichtige Rolle spielten. 
Im Oktober 1980 erklärte der DKP- 
Vorsitzende Herbert Mies auf der 7. Ta¬ 
gung des Parteivorstandes: „Von allen 
Fragen, die sich uns stellen, ist die Frage 
Krieg oder Frieden die wichtigste. Es 
gibt für uns keine wichtigere Aufgabe 
als die, einen möglichst wirksamen Bei¬ 
trag zu leisten für eine Bundesrepub¬ 
lik ohne atomare Mittelstreckenrake¬ 
ten der USA, für eine Bundesrepublik, 
die sich aus dem verhängnisvollen Sog 
US-amerikanischer Konfrontations¬ 
und Interventionspolitik löst und eine 
positive Rolle zugunsten von Frieden, 
Entspannung und Abrüstung spielt.“ 
Er rief die Partei auf aktiv und wir¬ 
kungsvoll mitzuwirken, dass „sich die 
Friedensbewegung unseres Landes, die 
Bewegung zur Verhinderung der Stati¬ 
onierung US-amerikanischer Raketen 
in der Bundesrepublik eine maximale 


Breite und einen neuen Aufschwung 
erhält.“ 

Am 10. Oktober 1981 fand im Bonner 
Hofgarten die bis dahin größte Frie¬ 
densdemonstration der bundesdeut¬ 
schen Geschichte statt. 300 000 Men¬ 
schen waren - trotz vorhergehender 
Diffamierungen durch Politiker und 
bürgerliche Medien - gekommen, um 


ihrer Forderung Nachdruck zu ver¬ 
leihen. Sie forderten: „Keine neuen 
Atomraketen in Mitteleuropa! Der 
NATO-Beschluss darf nicht verwirk¬ 
licht werden!“ 

Zwei Jahre später, am 22. Oktober 1983 
kamen 500 000 Menschen. Der Vorsit¬ 
zende Willy Brandt trat als Redner auf. 
In der SPD, die nicht mehr in der Re¬ 
gierung war, gerieten nun die Befür¬ 
worter des NATO-Raketenbeschlusses 
in die Minderheit - bereits im Dezem¬ 
ber 1980 hatten bekannte Sozialdemo¬ 
kraten an ihre Führung appelliert -, 
und im November des gleichen Jahres 
votierte ein Sonderparteitag gegen den 
Raketenbeschluss. 

Am 21. November 1983 begann die 
zweitägige Bundestagsdebatte, an de¬ 
ren Ende - gegen den massiven Pro¬ 
test der Friedensbewegung und trotz 
der Ablehnung der Stationierung durch 
die Mehrheit der Menschen im Land - 
die Stationierung atomarer Mittelstre¬ 
ckenraketen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschlossen wurde. Die 
bürgerlichen Medien waren schon lan¬ 
ge vorher aktiv: Durch die Verleum¬ 
dung und Diskreditierung der sow¬ 
jetischen Politik („Gefahr aus dem 
Osten“), durch verfälschende Darstel¬ 
lungen des damaligen militärisch-stra¬ 
tegischen Gleichgewichts sowie durch 
die Abwertung und das Verschweigen 
von Gegenpositionen zur geplanten 
Stationierung. 

Die Raketen wurden ab Dezember 
1983 gegen die Proteste vieler Men¬ 
schen stationiert. Millionen hatten 
den Krefelder Appell gegen die Ra¬ 
keten unterschrieben, engagierten sich 
in Friedensgruppen. Zwei Drittel der 


Bundesbürger lehnten in Umfragen 
die atomare Hochrüstung ab. 

Auch in der DDR wuchs in den acht¬ 
ziger Jahren der Widerstand gegen die 
Stationierung sowjetischer Atomrake¬ 
ten. Doch das ist ein anderes Kapitel. 
1985 Unterzeichneten Erich Honecker 
und Helmut Kohl in Stockholm eine 
Erklärung: Es müsse alles getan wer¬ 


den, damit von deutschem Boden nie 
wieder ein Krieg ausgehe. 1987 verein¬ 
barten die USA und die Sowjetunion 
im INF-Vertrag Rückzug, Vernichtung 
und Produktionsverbot aller Raketen 
mit mittlerer und kürzerer Reichweite 
in Europa. 



★ 

Die damals stationierten Mittelstre¬ 
ckenraketen sind inzwischen längst 
demontiert, Atomwaffen lagern aber 
weiterhin in Deutschland. 

Am 12. Dezember 2012 wurde im 
Bundestag ein neuer „NATO-Rake- 
ten-Beschluss“ gefasst - Patriot-Ra¬ 
keten gegen Syrien, die dann auch 
prompt an der Grenze zu Syrien sta¬ 
tioniert wurden. 

Um Frieden in der Region zu errei¬ 
chen gehört, die Patriot-Raketen so¬ 
fort zurückzuziehen. DS 




Bild ganz oben links. Bundeskanzler Helmut Schmidt, der maßgeblich dazu 
beigetragen hatte, den NATO-Doppelbeschluss vorzubereiten, und Ronald 
Reagan in Bonn (1978). Reagan wurde 1980 zum Präsidenten der USA gewählt. 
Bild ganz oben rechts und Bild oben: Bonn, Friedensdemonstration am 10. 
Oktober 1981 

Bild links: Kommentar eines Teilnehmers der Demonstration zu den vorausge¬ 
gangenen Diffamierungen 



Bild oben: Emil Carlebach auf der Friedensdemonstration in Bonn am 10. 
Oktober 1981 

Bild unten: Veranstaltung der „Friedensinitiative in der Gerresheimer Glashüt¬ 
te“ , Düsseldorf, 23. Juni 1982 

Bild unten links: Taktische Boden-Boden-Rakete Pershing I der Bundeswehr. 
Anfang der 80er Jahre wurden auf US-Stützpunkten in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt 108 Pershing II stationiert. 
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Jahre Marxismus für die A- 

Die Marxistischen Blätter feierten Geburtstag 



A m 23. November feierten die Marxistischen 
Blätter und mit ihnen etwa 120 Gäste - Le¬ 
serinnen und Leser, Autorinnen und Auto¬ 
ren - im Essener „Unperfekthaus“ ihren 50. Ge¬ 
burtstag. Eine gelungene Veranstaltung! 

Unter dem Titel „50 Jahre Marxistische Blätter. 
50 Jahre Marxismus für die A-Klasse“ fand vor 
dem Konzert der Chemnitzer Gruppe Quijote am 
Abend eine gemeinsame Tagung mit der Marx- 
Engels-Stiftung statt. 

„Geburtstags“-Vorträge hielten Robert Steiger¬ 
wald, Dietmar Dath, Georg Fülberth, Domenico 
Losurdo und Anne Rieger. 


Andere - so der Vorsitzende der DKP, Patrik Kö- 
bele - gratulierten in der Diskussion. Wieder an¬ 
dere hatten ihre Grüße per Mail oder Brief ge¬ 
sandt. So schrieb z.B. Prof. Frank Deppe (Mar¬ 
burg): „Die Marxistischen Blätter sind nach wie 
vor eines der wichtigsten Organe eines lebendi¬ 
gen Marxismus ,auf der Höhe der Zeit 4 in einer 
schwierigen Epoche und Landschaft ...“. Und 
Eckart Spoo (Berlin): „Aus beruflicher Erfahrung 
weiß ich es als große Leistung einzuschätzen, dass 
es Euch und Euren Vorgängern gelungen ist, die 
Marxistischen Blätter nun schon seit 50 Jahren in 
ansprechender Aufmachung, thematischer Viel¬ 
falt und verständlicher Sprache herauszubringen, 
ohne Euch von temporären Aufregungen aus dem 
marxistischen Konzept bringen zu lassen ...“ 

In seinem Beitrag „Kurs auf 50 + x“ sprach Ro¬ 
bert Steigerwald zu Beginn der Tagung über He¬ 
rausforderungen für eine zukunftsfähige marxis¬ 
tische Zeitschrift, die natürlich auch neue und 
vor allem junge Autorinnen und Autoren ebenso 
braucht wie die Zusammenarbeit mit der Marx- 
Engels-Stiftung, mit Zeitungen und Zeitschriften 
„und anderen Institution in unserem Land, die 
keine Berührungsangst uns gegenüber verspü¬ 
ren“. Er erinnerte daran, dass die Marxistischen 
Blätter die älteste in deutscher Sprache erschei¬ 
nende marxistische Zeitschrift für Theorie und 
Politik ist. „Dies war keinesfalls selbstverständ¬ 
lich zu erwarten“, so Steigerwald, „gründeten wir 
doch die Zeitschrift während der schwarzen Jah¬ 
re des KPD-Verbots und war es nicht sicher, ob 
wir alles bedacht hatten, um unser neues Projekt 
sicher durch die Untiefen und Klippen des Kal¬ 
ten Krieges zu steuern. Nun, das ist gelungen und 
nun geht es um die nächsten fünfzig Jahre. Auch 
das wird eine Aufgabe sein, deren Meisterung 
mit vielen Wenn und Aber verbunden ist.“ Ende 


November 1963 erschien, noch mitten im Kalten 
Krieg und trotz KPD-Verbot, die erste Ausgabe 
der Marxistischen Blätter. 

Robert Steigerwald verwies darauf, dass sich die 
Blätter nicht vorweg an Intelektuelle wenden 
wollen - in der Diskussion gab es später durch¬ 
aus auch die Auffassung, die Marxistischen Blät¬ 
ter sollten vor allem Theoriezeitung sein. „Wir 
sind der - nach mancher Leute Meinung - al¬ 
tertümlichen Überzeugung“, so Robert Steiger¬ 
wald, „dass die Arbeiterklasse nicht alles ist, dass 
es aber ohne sie keinen Weg aus dem Kapitalis¬ 
mus geben wird. Wir wollen ,unseren 4 Marxis¬ 
mus möglichst so verbreiten, dass er in die Ar¬ 
beiterklasse hinein zündend wirkt, dazu beiträgt, 
sie aus ihrem gegenwärtigen Zustand heraus zu 
reißen. Manche nennen diesen Zustand Schlaf, 
was so nicht zutrifft, die vielen Streiks der Ge¬ 
genwart beweisen Anderes.“ Wie kann man das 
realisieren? 

Wichtig ist auch, „die Themen mit der höchsten 
uns möglichen Exaktheit und bestem theoreti¬ 
schen Wissen zu entwickeln, aber zugleich dies 
in einer demokratischen, das heißt allgemeinver¬ 
ständlichen Schreibweise zu leisten versuchen. 
Dazu würde es auch beitragen, wenn es uns ge¬ 
länge, mehr ,Praktikerinnen 4 und ,Praktiker 4 in 
die Arbeit einzubeziehen, sei es als Autorinnen 
und Autoren, sei es als Partner in Diskussionen 44 
Wichtig sei auch, dass die Adressaten in den Bei¬ 
trägen der Blätter ihre eigenen Probleme wie¬ 
derfänden ... 

Dietmar Daths Beitrag hatte die Überschrift 
„Dass er das Wissen trägt“, in dem er vor allem 
auf die Notwendigkeit verwies, „Erfahrung aufzu¬ 
bewahren“. Erkenntnisse müssen verbreitet wer¬ 
den, auch wenn man von der Vorläufigkeit der Er¬ 
gebnisse wisse. Georg Fülberth sprach über „Der 


Klasse 


doppelte Boden der Marx-Renaissance“. Welche 
Ursachen gibt es dafür, dass Marx in den bürger¬ 
lichen Medien oder über Marx-Lektüren wieder 
präsent ist? Zum einen meinen die Bürgerlichen 
nach der Niederlage des Sozialismus in Europa 
sei Marx ungefährlich geworden, seine Theorie sei 
eine des 19. Jahrhunderts. Zugleich aber gibt es 
eine hohe Evidenz zentraler Aussagen der Marx- 
schen Theorie, zum Beispiel zur Globalisierung 
und zur Krise. Auch er benannte Aufgaben und 
Themenschwerpunkte für die künftige Entwick¬ 
lung der Marxistischen Blätter , deren Herausgabe 
er als theoretische und publizistische Arbeit zum 
praktischen Zwecke kennzeichnete. Theoretisch 
müsse man die Analyse des BRD-Imperialismus 
und die Klassenanalyse wieder aufgreifen. Nötig 
sei die Beschäftigung mit den Perspektiven einer 
künftigen sozialistischen Gesellschaft, die die Be¬ 
schäftigung mit der Geschichte des realen Sozia¬ 
lismus einschließe. 

Domenico Losurdos Referat beschäftigte sich mit 
dem Thema „Östlicher oder westlicher Marxis¬ 
mus? 44 beschränkte sich aber - im vorgetragenen 
Teil - vor allem auf den Vergleich zwischen Russ¬ 
land und China bzw. Indochina. In der folgenden, 
durchaus konktroversen Diskussion spielte vor 
allem die Einschätzung des gegenwärtigen Wegs 
der VR China und der KP Chinas eine Rolle. 
Zum Abschluss der Tagung sprach Anne Rie¬ 
ger zu „Der EU-weite Angriff auf Tarifverträ¬ 
ge - Aufgabe der Marxistinnen und Marxisten“ 
und „erdete“ gewissermaßen die vorhergehenden 
theoretischen Debatten. Schade, dass da die Zeit 
schon sehr weit fortgeschritten und eine Diskus¬ 
sion nicht mehr möglich war ... 

Die Beiträge - sowie weitere vorbereitete und 
in der Diskussion gehaltene - erscheinen in 
Heft 1/2014 der Marxistischen Blätter. Nina Hager 


Aus per Treuhand-Bescheid... 

Erinnerungen an die Abwicklung eines Geschichtsinstitutes 


Im nächsten Jahr werden sich die bürgerlichen Me¬ 
dien „überschlagen“. Es sind dann 25 Jahre seit dem 
9. November 1989 vergangen, dem Tag, an dem die 
Grenzen der DDR geöffnet wurden. 

Seither wurde von Linken in Ostdeutschland viel 
und auch sehr kritisch über den Herbst 1989 in der 
DDR und über Illusionen geschrieben, die damals 
nicht wenige hatten. Berichtet wurde unter an¬ 
derem über die folgende Schließung von Betrie¬ 
ben, die „Abwicklung 44 von Institutionen in Kul¬ 
tur, Wissenschaft, Bildung, über die Folgen für die 
Betroffenen. Geschildert wurde der zunehmende 
politische und - vor allem - ökonomische Druck, 
die Rolle der westdeutschen „Gründungsprofes¬ 
soren“ im gesellschaftswissenschaftlichen Bereich 
an den Universitäten und Hochschulen. Auch Phi- 
losophinnen und Philosophen, Wirtschaftswissen- 
schaftlerinnen und Wirtschaftswissenschaftler, His¬ 
torikerinnen und Historiker haben sich zu Wort 
gemeldet. 2011 erschien - mit dem Abstand, der 
offenbar für eine solch umfassende Analyse nötig 
ist oder für die Gelassenheit, sie niederzuschrei¬ 
ben - Werner Rohrs Untersuchung „Das Ende 
der Geschichtswissenschaft. Band 1: „Analyse ei¬ 
ner Zerstörung“ (Band 2, „Analyse ausgewählter 
Forschungen. Übersichten - Register“, wurde 2012 
veröffentlicht). 

Nach Angaben der Bundesregierung hatten im De¬ 
zember 1992 in den „neuen Bundesländern“ von 
den in der DDR insgesamt 195 073 Beschäftigten 
(1988) in Forschung und Lehre - einschließlich des 
wissenschaftlich-technischen und technischen Per¬ 
sonals - übrigens nur noch ca. 23 600 eine Voll¬ 
zeitstelle ... 

Günter Benser hat mit seinem im Frühjahr 2013 
erschienenen Buch „Aus per Treuhand-Bescheid. 
Der Überlebenskampf des Instituts für Geschich¬ 
te der Arbeiterbewegung“ seine Erinnerungen an 
die damalige Zeit veröffentlicht. Er beschreibt ein 
Kapitel der Abwicklung und damit Zerstörung der 
historischen Wissenschaften der DDR. 

Bensers Erinnerungen unterscheiden sich in ei¬ 
nem Punkt von jenen aus anderen Bereichen. Er 
beschreibt nämlich die Debatten und Veränderun¬ 
gen in einem Parteiinstitut, dem Institut für Marxis¬ 
mus-Leninismus (IML) beim ZK der SED. 

„Die Ursprünge des IML 4 , so Benser, „liegen in 
einem seit 1947 geplanten Forschungsinstitut für 
wissenschaftlichen Sozialismus. Als dieses im Jahre 
1949 ins Leben trat, war es eindeutig an den Struk¬ 
turen und der Aufgabenstellung des Moskauer 
Marx-Engels-Lenin-Instituts und somit betont auf 
Edition orientiert. Mit dem Status einer Abteilung 
des Zentralkomitees der SED versehen, war es in 
seiner Eigenständigkeit Zeit seines Bestehens stark 
eingeschränkt. Unter den Mitarbeitern dominier¬ 


ten im ersten Jahrzehnt und in der Institutsleitung 
bis Anfang der sechziger Jahre Leute ohne univer¬ 
sitäre Ausbildung, die es sich als Vorzug anrechne¬ 
ten, nicht Intellektuelle, sondern Parteiarbeiter an 
der ideologischen Front zu sein, womit kein Urteil 
über ihre sehr unterschiedlich ausgeprägte Persön¬ 
lichkeit und ihre Lebensleistungen gefällt werden 
soll. Das erklärt aber, wieso erst in einem längeren 
Zeitraum und vor allem durch den an Universitä¬ 
ten ausgebildeten wissenschaftlichen Nachwuchs 
am IML Standards der wissenschaftlichen Histo¬ 
riografie Einzug halten konnten. 


Die überwiegend in der kommunistischen Bewe¬ 
gung gesammelten Erfahrungen der ersten IML- 
Generation gemahnten diese in besonderem Maße, 
Wachsamkeit, Vorsicht und Disziplin zu wahren 
und dies auch den nachrückenden jüngeren Mit¬ 
arbeitern abzuverlangen ...“ (5. 16) 

Dass in der historischen Forschung des IML nicht 
immer die historische Wissenschaft, die Suche nach 
Wahrheit, die Möglichkeit und Verpflichtung der 
marxistischen Historikerinnen und Historiker, 
auch die Widersprüche in der eigenen Bewegung 
offen zu benennen, auch die geschichtlichen Er¬ 
fahrungen (positive wie negative) der Geschichte 
dieser Bewegung zu vermitteln und zu historischen 
Lehren zu verdichten, sondern die Politik das letzte 
Wort hatte, wird kritisiert. 

Benser bemängelt zu Recht den Umgang von füh¬ 
renden SED-Politikern mit der Geschichte. Was 
nicht passte, wurde entsprechend politischer Vor¬ 


gaben passend gemacht. Das darf heute nicht da¬ 
durch entschuldigt werden, dass dieser politische 
Druck das Institut nie auf das Niveau des „Kurzen 
Lehrgangs der Geschichte der KPdSU“ führte. Die¬ 
se Fehler dürfen nicht wiederholt werden. 

Trotz und auch wegen der engen Parteibindung, 
trotz Verengungen und Einschränkungen stellt 
Benser fest: Im IML wurden im Auftrag der SED 
zahlreiche - auch international anerkannte - Ver¬ 
öffentlichungen vorbereitet oder entstanden dort: 
Beispielsweise durch Arbeiten zur MEGA, der 
Marx-Engels-Gesamtausgabe, durch Lenin-Über¬ 


setzungen, Arbeiten zur Geschichte der Arbeiter¬ 
bewegung, der SPD, der KPD, der SED. 

1989 war das IML mit rund 500 Mitarbeitern (vom 
Professor bis zum Kraftfahrer) eine der größten 
gesellschaftswissenschaftlichen Institutionen der 
DDR. Hier waren das Zentrale Parteiarchiv der 
SED, mit etwa 5 000 laufenden Metern Archiv¬ 
gut und eine der größten sozialwissenschaftlichen 
Bibliotheken im deutschsprachigen Raum mit 
ca. 700 000 inventarisierten und ca. 100 000 unbe¬ 
arbeiteten bibliografischen Einheiten samt techni¬ 
scher Werkstätten angesiedelt.“ ( S11 7) 

Was aber geschah 1989 nach dem Rücktritt des bis¬ 
herigen Politbüros? Benser beschreibt die mühsa¬ 
me Neuorientierung des Instituts. Am 4. Januar 

1990 beschloss das Parteipräsidium der SED/PDS 
die Gründung des Insituts für Geschichte der Ar¬ 
beiterbewegung (IfGA). Nach den Wahlen vom 
18. März 1990 mit der Bildung der Regierung de 



Dem Zentralkomitee der SED folgte als „Hausherr“ das IML. Am 31. März 1992 musste dass Institut für 
Geschichte der Arbeiterbewegung endgültig schließen 


Maiziere war das IfGA nicht mehr einer regieren¬ 
den Partei zugeordnet. Die Existenzbedingungen 
des Instituts verschlechterten sich entscheidend. 
Nach dem 3. Oktober 1990 sah sich das Institut der 
massiv einsetzenden Kampagne zur Delegitimie- 
rung der DDR ausgesetzt. 

Benser dokumentiert die Arbeitsergebnisse des 
neuformierten Instituts. Leider untersucht er nicht 
kritisch, was den Ende 1989 entstandenen For¬ 
schungen der Arbeitsgruppe „Opfer des Stalinis¬ 
mus“ folgte. Angesichts der aktuellen Debatten um 
eine Erinnerungstafel am Karl-Liebknecht-Haus 
hätte dem Buch - übrigens nicht nur hier - eine 
kritische Auseinandersetzung gut getan. 

Das IfGA konnte bald auf wichtige Veröffentli¬ 
chungen und Forschungsergebnisse verweisen, ver¬ 
fügte über eine beachtliche Bibliothek und zudem 
über ein international anerkanntes Archiv. Es ge¬ 
langte durch die Übernahme des zentralen Partei¬ 
archivs der SED nach dem Herbst 1989 in eine Aus¬ 
nahmestellung (all dies konnte erhalten und in den 
90er Jahren in das SAMPO, das Bundes-Archiv der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR in 
Berlin-Lichterfelde, überführt werden). Die Bun¬ 
desregierung musste recht schnell anerkennen, dass 
das Archiv des Institutes zum Kulturerbe gehört. 
Die Treuhand hat sich übrigens um dieses Kulturer¬ 
be einen S ... gekümmert. Und dabei ging es nicht 
nur um eine lukrative Immobilie. Vertreter der 
Treuhand sorgten - auch im Zusammenhang mit 
den damaligen Versuchen, die PDS ökonomisch 
plattzumachen - dafür, dass dem IfGA der „Geld¬ 
hahn zugedreht“ wurde. 

Endgültig „dichtgemacht“ wurde das Institut an 
der Ecke Prenzlauer Allee/Wilhelm-Pieck-Straße 
(heute Tor-Straße) am 31. März 1992. Die Polizei 
hatte das Haus besetzt - angeblich um Beweise für 
die Prozesse gegen führende Politiker der DDR 
sicherzustellen. Dabei hatte die zuständige Staats¬ 
anwaltschaft bereits seit Monaten Zugang zu allen 
Akten ... 

Noch heute sind aus IfGA kommenden Historiker, 
Archivare und Biblothekare aktiv: im Förderkreis 
Archive und Bibliotheken zur Geschichte der Ar¬ 
beiterbewegung, im Verein zur Förderung von For¬ 
schungen zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 
im Berliner Verein zur Förderung der MEGA- 
Edition und in anderen Gremien. Mit jenen, die 
im Marxistischen Arbeitskreis zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung aktiv sind, arbeiten 
die Geschichtskommission der DKP und die Marx- 
Engels-Stiftung seit vielen Jahren zusammen. 

Ein Dokumentenanhang ergänzt Günter Bensers 
Erinnerungen. 

nh 

Günter Benser:„Aus“ perTreuhand-Bescheid. Der 
Überlebenskampf des Instituts für Geschichte 
der Arbeiterbewegung mit einem Dokumenten¬ 
anhang. edition bodoni, Berlin 2013, 230 Seiten, 
ISBN 978-3-940781-34-5,18,- Euro 
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Der winzige Stein der Hoffnung 


Regensburger Kulturpreis für Guido Zingerl 



dieser Welt charakteristisch. Wie ge¬ 
sagt, seit je: also schon zu einer Zeit, 
da viele von uns noch glaubten, sich 
bereits zu den Siegern der Geschichte 
zählen zu dürfen. „Wer spricht von Sie¬ 
gen? Überstehn ist alles“ (Rilke): Das 
könnte auch als Motto über einem von 
Zingerls Hauptwerken, dem 1982 ent¬ 
standenen Gemälde „Der aufrechte 
Gang“ stehen. Der riesenhafte bleiche 
KZ-Häftling liegt zwar nicht am Boden 
wie ein anderer, zu Tode Gefolterter, 
das faschistische Inferno hat er hinter 
sich gelassen; doch noch längst nicht ist 
er frei: wird festgehalten von Figuren in 
brauner und schwarzer Uniform. 

Die „Wende“ von 1989/90 war gewiss 
nicht dazu angetan, Zingerls Pessimis¬ 
mus zu widerlegen. Es gibt mehr als ein 
halbes Dutzend von Bänden mit Ar¬ 
beiten Zingerls, die als Zyklen angelegt 
sind; der erste ist 1963 erschienen, der 
letzte, zu seinem 80. Geburtstag, An¬ 
fang 2013. „Asche und Feuer oder Das 
Ende der Trauer“ ist der 2002 erschie¬ 
nene Band betitelt, der mich am meis¬ 
ten beeindruckt, aber auch am meisten 
erschreckt hat. „Auschwitz war erst der 
Anfang“ heißt das erste Kapitel dieses 
apokalyptischen Zyklus, und die un¬ 
terschwellige Botschaft: Lasciate ogni 


sechs Kapitel des „Asche und Feuer“- 
Bandes stehen solche „Fluchtbilder“: 
„Begegnung im Winter“, „Frühling“, 
„Sommer“, „Herbst im Pfanngraben“. 
Und da begegnen wir dann wunder¬ 
schönen, „heilen“ Landschaften: Land¬ 
schaften, in denen Zingerl, ein begeis¬ 
terter Bergwanderer, die Alternative 
zu der heillosen gesellschaftlichen Ge¬ 
genwart sucht. Und findet. 

Doch gibt es bei Zingerl auch ande¬ 
re Landschaften: solche, die bereits 
von der Zerstörung heimgesucht sind. 
Und scheinbar heile, die aber von der 
Geschichte eingeholt werden. So auf 
meinem Lieblingsbild, der „Großen 
Amperlandschaft“. Das Bild wird do¬ 
miniert von grün-gelben, blumenbe¬ 
setzten Hügeln, einzelnen, in Blüte 
stehenden Bäumen. Neben der Amper 
-dem Flüsschen, das die Städte Fürs¬ 
tenfeldbruck (wo Zingerl seit den 70er 
Jahren wohnt) und Dachau miteinan¬ 
der verbindet - zieht sich eine Straße 
hin. Am Bildrand, neben der Straße, ein 
Schild: Dachau 16 km, und eine Reihe 
lange Reihe heller Steine. Erst beim 
zweiten Hinsehen wird deutlich, dass 
die vermeintlichen Steine die Köpfe 
von KZ-Häftlingen sind - von Häft¬ 
lingen, die noch in den letzten Kriegs¬ 


I m Januar dieses Jahres wurde Guido 
Zingerl 80 Jahre alt (die UZ berich¬ 
tete). Nun erhielt er ein verspätetes 
Geburtstagsgeschenk: Der Rat seiner 
Heimatstadt Regensburg beschloss im 
Oktober einstimmig, Zingerl „für sein 
Lebenswerk“ den mit 10.000 Euro do¬ 
tierten städtischen Kulturpreis 2013 zu 
verleihen. Er wurde ihm am 16. No¬ 
vember im Rahmen eines Festakts 
übergeben. 

In der Begründung für die Preis vergä¬ 
be heißt es: „Zingerl zählt zu den be¬ 
deutendsten und bemerkenswertesten 
Künstlern Regensburgs. Schon früh er¬ 
kannte sein damaliger Lehrer am Al- 
brecht-Altdorfer-Gymnasium ... den 
eigenwilligen Stil und die klare Form¬ 
gebung der Bilder, mit denen Guido 
Zingerl Geschichten erzählt. Durch 
seinen kompromisslosen Stil polari¬ 
siert und provoziert er auch.“ Und wei¬ 
ter: „Eindrucksvoll weist er in seinen 
Bildern auf die gesellschaftlichen Miss¬ 
stände unserer Zeit und menschliche 
Schicksale hin.“ Er habe entscheiden¬ 
de Ereignisse der Regensburger Stadt¬ 
geschichte mit den Mitteln der Satire 
dargestellt. 

Damit wird auf Zingerls Mitte der 
80er Jahre entstandenen Gemäldezy¬ 
klus „Aufzeichnungen eines Donau¬ 
schülers“ angespielt, der den Regens¬ 
burger Honoratioren zunächst schwer 
im Magen lag. Immerhin hat sich dann 
doch die „Liberalitas bavarica“, die viel 
beschworene, aber selten praktizierte 
bayrische Großzügigkeit, durchgesetzt: 
dank öffentlichen Drucks und mit er¬ 
heblicher finanzieller Unterstützung 
durch Freunde Zingerls wurde der 
20-teilige Zyklus 1993 von der Stadt 
angekauft. 

Ich habe Zingerl vor gut 40 Jahren 
kennen und schätzen gelernt, bei 
streitbaren Diskussionen in der ten- 
denzen- Redaktion - und war immer 
wieder begeistert, amüsiert, zuweilen 
erschrocken, wie Zingerl Verhältnisse, 
„große“ gesellschaftliche wie „kleine“ 
(scheinbar) private, auf den bildneri¬ 
schen Punkt zu bringen verstand. Da¬ 
runter übrigens gelegentlich auch, mit 
dem Kugelschreiber auf einen zufälli¬ 
gen Zettel hingekritzelt, Verhältnisse 
im DKP-Parteivorstand, dem Zingerl 
zwei Jahrzehnte lang angehört hat. 
Vermutlich hat sich nichts oder fast 
nichts davon erhalten. Das ist schade. 
Eine künftige Parteigeschichte, so sich 
denn jemand dafür interessiert, hätte 
daraus einigen Nutzen ziehen können. 
Den meisten UZ-Lesern wird Zingerl 
vor allem als Karikaturist bekannt sein. 
Seine wohl bekannteste Karikatur war 
die eines Arschgesichts, das dem dama¬ 
ligen südbayrischen DKP-BezirksVor¬ 
stand eine Hausdurchsuchung eintrug, 


speranza, lasst alle Hoffnung fahren. 
Wir sprachen aber von zwei Zingerls. 
Der andere, das ist der Landschafter. 
In den 70er Jahren hat Zingerl einmal 
einen Landschaftskalender heraus¬ 
gegeben, dessen Deckblatt mich bis 
heute begleitet: „Nicht einen Glanz 
geb ich euch ab, nicht eine/Der Far¬ 
ben wird freiwillig überlassen//... Un¬ 
ser Wein ist‘s. den ihr trinkt/Und unser 
Brot ist‘s, das euch labt. Noch vorerst./ 
Das alles fordern wir zurück und noch/ 
Viel mehr: die Luft, die euch beglückt 
beim Atmen.“ wird dort die Strophe 
VII aus dem Poem „Das Holzhaus“ 
von Johannes R. Becher, geschrieben 
1938 im Moskauer Exil, zitiert. Ein 
großartiges Gedicht. Und ein großar¬ 
tiger Gedanke. 

Heute nennt Zingerl seine Land¬ 
schaftszeichnungen und -gemälde, mit 
einer gewissen Akzentverschiebung 
gegenüber diesem (von ihm ja da¬ 
mals geteilten) Becherschen Ansatz, 
„Fluchtbilder“. Am Ende von vier der 


tagen diese Straße entlang getrieben 
wurden, dort den Tod fanden. So holt 
der Maler die grausame Geschichte in 
das friedliche Ampertal herein, zwingt 
dazu, sich des Vergangenen zu erin¬ 
nern. Eines Vergangenen freilich, das 
ständig in die Gegenwart hereinragt, 
auch wieder Gegenwart werden kann. 
Und doch bleibt, um abschließend den 
Künstler mit einem Text aus dem Band 
„Achtzig - trotz alledem und alledem“ 
zu zitieren, der ihn auch als begabten 
Lyriker ausweist: 

Der winzige Stein der Hoffnung 
Im hundert]ahralten Haus 
Im Atelier 

Von Baum und Strauch umwuchert und 
geborgen 

In einer Wüste aus Geld und Beton 
Dort bann ich die Schrecken ins Bild 
Den roten Teufel im Nacken 
Verzerre so manches 
Und finde die Wahrheit 
Den winzigen Stein der Hoffnung 

Hermann Kopp 


„Der aufrechte Gang“ 


weil der bayrische Ministerpräsident 
und CSU-Vorsitzende Strauß darin 
sich selbst wiederzuerkennen glaubte; 
genauer gesagt: er ließ die verantwort¬ 
liche Staatsanwaltschaft ihn darin er¬ 
kennen und ein Beleidigungsverfahren 
anstrengen. Und war dann klug genug, 
die Sache nicht bis zum Ende durchzu¬ 
fechten. Auch das ist schade. 

Doch gibt es, über den Karikaturisten 
(und Buch-Illustrator) hinaus, mindes¬ 
tens zwei Zingerls. 

Der eine, das ist der Maler und Gra¬ 
fiker, dessen Arbeiten, komplexer als 
seine Karikaturen, aber mit gleicher 
Intention, gesellschaftliche Verhält¬ 
nisse widerspiegeln. „Kunst gibt nicht 
das Sichtbare wieder, sie macht sicht¬ 
bar“ - es gibt wohl wenige zeitgenössi¬ 
sche Künstler unseres Landes, die die¬ 
sem Wort von Paul Klee (das zugleich 
ein Anspruch ist), ähnlich gerecht wer¬ 
den wie Zingerl. Für Zingerl ist dabei 
seit je ein recht pessimistischer Blick 
auf den Zustand und die Perspektiven 


Im Rückblick 

Die „schreibenden 
Arbeiter“ 

Wenn man den Titel des Blockbuchs 
„Wer blieb, der schrieb“ wendet und ins 
Präsens setzt, ergibt sich eine neue allge¬ 
meingültige Wahrheit: „Wer schreibt, der 
bleibt“. Beide Fügungen haben im vor¬ 
liegenden Fall ihre volle Berechtigung. 
Steht der Titel für eine über Jahrzehnte 
währende Kontinuität einer schöpferi¬ 
schen Tätigkeit, so charakterisiert seine 
Umkehrung die Qualität des Geschaf¬ 
fenen. Wir sprechen hier von der Ge¬ 
schichte des Zirkels schreibender Arbei¬ 
ter „Maxim Gorki“ im Zentralen Haus 
der DSF in Berlin. Das vor uns liegende 
Werk dokumentiert beides: den sich über 
ein halbes Jahrhundert erstreckenden 
Weg des heute noch tätigen Zirkels so¬ 
wie die wesentlichsten publizierten Texte 
seiner Mitglieder in Periodika und Verla¬ 
gen, schätzungsweise 2 000. 

Eingeleitet wird das Blockbuch durch 
ein grundlegendes, historisch orientiertes 
Vorwort von Prof. Rüdiger Bernhardt, 
einem profunden Kenner der Materie. 
Die mehrere Jahre vor der 1. Bitterfel¬ 
der Konferenz von 1959 einsetzende Be¬ 
wegung der Zirkel schreibender Arbeiter 
wird von ihm als „ein bemerkenswertes 
gesellschaftliches, kulturpolitisches und 
sozial wirksames Unternehmen“ in der 
sozialistischen Gesellschaft der DDR 
gewertet, dessen ästhetisches Anliegen 
nachwirkt und parteilich Front bezieht 
gegen alle Unterstellungen, Verfäl¬ 
schungen und Verleumdungen. 

In dem folgenden Abriss der Geschich¬ 
te des Berliner Zirkels gibt uns Jürgen 
Kögel, Zirkelmitglied und Autor einiger 
Bücher, detaillierte Einblicke in die Lei¬ 
tungstätigkeit von Walter Radetz sowie 
in den taktvollen kritischen Umgang der 
Zirkelteilnehmer mit den entstandenen 
Texten und ihren Schreibern. Sein Fazit: 
Die im Zirkel hervorgebrachte Litera¬ 
tur ist keine „zweite, minderwertige Li¬ 
teratur“, ihr produktives Anliegen, „neue 
Stoffe, Themen und Konflikte zu entde¬ 
cken“, die das Lebensgefühl der Bürger 
zu stärken in der Lage sind. Hintergrund 
bildete demzufolge das gesellschaftliche 
Leben in der DDR. 

Progressive Fortsetzung fand die Zir¬ 
kelarbeit nach der „Wende“ im Berliner 
Arbeitskreis „Kolon“, im „Archiv Schrei¬ 
bender Arbeiterinnen“ sowie im Verein 
„SchreibART e. V.“, der auch dieses Buch 
editorisch betreut hat. 

Über die Tätigkeit des Zirkels nach dem 
Tod von Walter Radetz 1986 berichtet 
sein neuer Leiter Jan Eik. Er betont in 
seinen Darstellungen, sehr offen, ehrlich 
und kritisch, insbesondere das Vertrauen 
der Zirkelmitglieder untereinander und 
den „freien Ton“ in den Arbeitstagun¬ 
gen, der eine unbedingte „Toleranz“ ge¬ 
genüber unterschiedlichen weltanschau¬ 
lichen und ästhetischen Anschauungen 
einschloss. Hervorgehoben wird durch 
ihn, dass die „kulturpolitische Linie der 
Partei“ bei der Bewertung der literari¬ 
schen, also der künstlerischen Qualität 
der entstandenen Texte „erstaunlicher¬ 
weise keine Rolle“ spielte, sowie auch ge¬ 
legentlichen Forderungen nach Agitprop¬ 
literatur entschieden begegnet wurde. 
Von einem bemerkenswerten psycholo¬ 
gischen und moralischen Reiz sind die 
persönlichen Bekenntnisse von sechs 
Zirkelmitgliedern zu der oft mühevol¬ 
len Integration in den Schaffensprozess, 
zu den im Zirkel gestellten hohen äs¬ 
thetischen, ethischen und theoretischen 
Anforderungen, zur aufgeschlossenen 
undoktrinären politischen Atmosphäre 
und den Ausstrahlungen des Geschaffe¬ 
nen über die Medien und Verlage in die 
Öffentlichkeit - auch nach der „Wende“. 
Immer galt für alle der Grundsatz: Es 
gibt keine Laien- und Profiliteratur, son¬ 
dern nur gute und schlechte. 

Als beweiskräftige Dokumente sind dem 
Buch u. a. Arbeitspläne, Protokolle der 
Zirkelabende, Belege von Veranstaltun¬ 
gen sowie eine bebilderte Auswahlbiblio¬ 
graphie erfolgreicher Veröffentlichungen 
bis 1995 beigegeben. Von informativem 
Wert ist ein bisher unveröffentlichtes 
Vorwort von Jan Eik zu einer Anthologie 
von Zirkelarbeiten aus dem Jahr 1989. 
Ein umfangreicher Bildteil bereichert 
das Buch. Bernhard Igel 

Wer blieb, der schrieb. Eine Dokumentation. 
Hg. von SchreibArt e.V., 174 S. 
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Mehr Flüchtlinge erfordern mehr Betreuung 

Zuwächse können mit dem vorhandenen Personal nicht bewältigt werden 



Sozialer Wohnungsbau stürzt ab 

Soziale Liste kritisiert den dramatischen Rückgang in Bochum 



Der städtische Haushalt ist auch eine Frage der Gerechtigkeit 

Wahlalternative Maintal fordert ausreichende Finanzmittel ein 


Doch unabhängig von den genauen 
Zahlen ist davon auszugehen, dass es 
notwendig ist, nicht nur die Unterkünf¬ 
te zur Verfügung zu stellen. Es muss 
auch eine angemessene Betreuung ge¬ 
währleistet werden. Das spielt in der 
Berichterstattung bislang überhaupt 
keine Rolle. 

„Die Zahl der hauptamtlichen sozial¬ 
pädagogischen Betreuerinnen und Be¬ 
treuer hält nicht stand mit der wach¬ 
senden Zahl von Asylberwerberinnen 
und Asylbewerbern“, war die Aussage 
von Arno Grieger, „Die Linke“, bei der 
Beratung über die Konzeption für die 
Unterbringung und die Verbesserung 
der Lebenssituation von Asylbewer¬ 
berinnen und Asylbewerbern, die im 
Kreistag im Juni diskutiert wurde. 
Doch weder erfolgte eine Aufstockung 
der Zahl der Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter noch der Hausmeister. 
Entsprechende Anträge der Fraktion 
wurden abgelehnt. Mittlerweile müss¬ 
te eingesehen werden, dass solche Zu¬ 
wächse weder von den jetzigen Mitar¬ 
beiterinnen und Mitarbeitern noch von 
ehrenamtlichen Helferinnen und Hel¬ 
fern bewältigt werden können. 

Diese Aussagen fehlen der Fraktion 
„Die Linke“ in der Presseberichter¬ 
stattung und sie wird sich dafür einset- 
zen, dass hier Veränderungen stattfin¬ 
den, spätestens bei der nächsten Haus¬ 
haltsberatung. 

Aus „Unser Weg“, Zeitung der DKP Reinheim, 
Nr. 344, Herbst 2013 


„Havkenscheider Feld“ und die „Ent- 
mietungen“ zum Eigentumswohnungs¬ 
bau wie z.B. an der Lennershofstraße). 
Die Schaffung von Wohnraum für Be¬ 
völkerungsgruppen mit niedrigen Ein¬ 
kommen wurde stark vernachlässigt“, 
sagt Ratssprecher Günter Gleising. 
Und weiter: „Unsere Stadt ist für alle 
da. Gutes und bezahlbares Wohnen 
muss ein anerkanntes soziales Grund¬ 
recht werden.“ 

Die Soziale Liste unterstützt die For¬ 
derungen des Deutschen Mieterbun¬ 
des nach mehr sozialem Wohnungs¬ 
bau, dem Erhalt und Renovierung von 
preiswerten Wohnungsbeständen. Auf 
kommunaler Ebene muss der soziale 
Wohnungsbau wieder angekurbelt wer¬ 
den. „Wenn das über die VBW nicht 
möglich ist, muss eben eine neue kom¬ 
munale Wohnungsbau-Genossenschaft 
gegründet werden“, so Günter Gleising. 
Bei Neubauten müssen Investoren ver¬ 
pflichtet werden, 20 Prozent als Sozial¬ 
wohnungen zu errichten. Nur auf die¬ 
ser Grundlage dürfen z.B. städtische 
Grundstücke verkauft werden. 

-ler 


Warme Weihnachten 

Gerhard Dorka beantragte als Vorsit¬ 
zender der Ratsfraktion Soziale Liste 
in Gladbeck, der die DKP angehört, 
dass zumindest zwischen den Weih¬ 
nachtsfeiertagen und Silvester Strom¬ 
sperren aufgehoben und neue Strom¬ 
sperren erst gar nicht vorgenommen 
werden sollen. 

In dem Antrag schildert Dorka es 
nachfolgend so: „Es spricht vieles da¬ 
für, dass auch in diesem Jahr wieder 
ein neuer Höchststand an Energiesper¬ 
ren erfolgen wird. Situation und Ent¬ 
wicklung sind besorgniserregend. Eine 
Wohnung ohne Energiezufuhr ist, ins¬ 
besondere in der Winterzeit, praktisch 
unbewohnbar. Die Situation kommt 
einer Obdachlosigkeit gleich. Hier¬ 
durch herrscht im Höchstmaße auch 
zur Weihnachtszeit sozialer Unfriede.“ 

DKP kandidiert im Land¬ 
kreis Recklinghausen 

Am 14. November wählte die Mitglie¬ 
derversammlung der DKP im Land¬ 
kreis Recklinghausen Kandidaten für 
die Liste der DKP für die Kreistags¬ 
wahlen am 25. Mai 2014. Der Spitzen¬ 
kandidat ist Detlev Beyer-Peters, der 
bereits von 1999 bis 2009 Mitglied des 
Kreistages war. Der 55-jährige Fach¬ 
krankenpfleger ist auch Konzernbe¬ 
triebsratsvorsitzender der AWO West¬ 
liches Westfalen und stellvertretender 
Kreisvorsitzender der DKP Reckling¬ 
hausen. Er kandidiert ebenfalls für 
das Amt des Landrates. Für die Städ¬ 
te Gladbeck und Recklinghausen und 
für einen Wahlbezirk in Herten wur¬ 
den auch die Direktkandidatinnen no¬ 
miniert. 

Integration erleichtern 

Die DKP Ratsfraktion in Bottrop hat 
für die kommende Sitzung des Sozial¬ 
ausschusses einen Fragenkatalog zur 
Unterbringung von Asylbewerbern 
vorgelegt. Sie gegründet die Anfra¬ 
ge wie folgt: „Die DKP tritt dafür ein, 
dass Asylbewerber vorrangig in norma¬ 
len Wohnungen untergebracht werden. 
Dazu sind vorrangig nicht vermietete 
Wohnungen in Stadtteilen mit gerin¬ 
gem Migrationsanteil zu nutzen, um 
die Integration der Flüchtlinge zu er¬ 
leichtern. Dies ist eine Aufgabe der 
gesamten Stadtgesellschaft. Entschie¬ 
den lehnt die DKP die Unterbringung 
in nicht genutzten Schulgebäuden ab, 
wie z.B. der Schule Boy an der B 224. 
Mit einer solchen Konzentration von 
Asylbewerbern wird der Ausländer¬ 
feindlichkeit Vorschub geleistet und 
der Nährboden für die Demagogie und 
Aufmärsche profaschistischer Parteien 
und Gruppierungen bereitet.“ 

Radwegenetz ausbauen 

Die Fraktion DKP/Linke Liste in Mör¬ 
felden-Walldorf hat folgenden Antrag 
zum Haushaltsplan 2014 eingebracht: 
„Der Magistrat wird beauftragt, sich mit 
den dafür zuständigen Stellen (Hessen 
Mobil) in Verbindung zu setzen, um auf 
die Dringlichkeit nachstehender Maß¬ 
nahmen hinzuweisen und zu erfragen, 
wann und ob mit einer Realisierung zu 
rechnen ist. Dies betrifft den geplanten 
Radweg entlang der B 44 zwischen dem 
Stadtteil Mörfelden und Walldorf bis 
zur Kreuzung Aschaffenburger Str. (Ba¬ 
desee), aber auch den fehlenden Rad¬ 
weg entlang der B 486 zwischen Mörfel¬ 
den und Langen, sowie einen Radweg 
entlang der L 3113 zwischen Mörfelden 
und Gräfenhausen. Der Stadtverordne¬ 
tenversammlung ist über das Ergebnis 
der Nachfrage zu berichten.“ 

In der Begründung heißt es: „Die drei 
genannten Radwege sind besonders 
auch für Berufstätige, die mit dem 
Fahrrad zur Arbeitsstätte in den Nach¬ 
barstädten fahren möchten, von großer 
Bedeutung. In diesem Zusammenhang 
ist festzustellen, dass die beiden vor 
einiger Zeit gebauten Radwege in die 
Nachbarstädte Gross-Gerau und Rüs¬ 
selsheim entlang der B 44 und B 486 
gut angenommen werden. Laut neues¬ 
ten Erkenntnissen des ADFC (Mittei¬ 
lung in der FR vom 11. November 2013) 
wird damit gerechnet, dass der Anteil 
der Radfahrer am Verkehr von derzeit 
12 Prozent in den nächsten zehn Jahren 
auf bis zu 25 Prozent ansteigt. Deshalb 
muss auch weiterhin auf den Ausbau 
des Radwegenetzes gedrängt werden.“ 


„Noch mehr Flüchtlinge kommen“ und 
zum Jahresende steigen die Zuweisun¬ 
gen deutlich und stellen den Kreis 
vor große Herausforderungen“, so die 
Meldung im „Darmstädter Echo“ vom 
26.10.2013. 

Für die Fraktion „Die Linke“ im Kreis¬ 
tag ist es keine Überraschung, dass 


Bochum steuert bei der Bereitstellung 
von bezahlbaren Wohnungen auf ka¬ 
tastrophale Zustände zu. Insbesonde¬ 
re der ungebremste dramatische Rück¬ 
gang des sozialen Wohnungsbaus ist ein 
großes Alarmanzeichen. Es besteht ak¬ 
tuell ein großer Handlungsbedarf! In 
diesem Sinne äußerte sich der Rats¬ 
sprecher der Sozialen Liste, Günter 
Gleising, in der Sitzung des Sozialaus¬ 
schusses am 21. November. 

Dort präsentierte die Verwaltung eine 
Zusammenfassung über die aktuelle 
Lage des sozialen Wohnungsbaus. Aus 
der Zusammenstellung geht hervor, 
dass innerhalb von neun Jahren der 
Bestand an Sozialwohnungen in Bo¬ 
chum von 26 000 (2004) auf nur noch 
15 000 (2012) zurückgegangen ist. 
Rund 62 000 Haushalte in Bochum 
gelten als „wohnberechtigter Perso¬ 
nenkreis“. Für diese Empfängerinnen 
von Wohngeld (Studierende, Haus¬ 
halte mit niedriger Rente und Ein¬ 
kommen sowie Empfängerinnen von 
Leistungen nach SGB II und SGB X 
II) stehen lediglich 15.000 Sozialwoh¬ 
nungen zur Verfügung. Das Verhältnis 


Herr Michael Gerson stellte in ei¬ 
nem umfangreichen Leserbrief Fra¬ 
gen an SPD, Grüne und Wahlalter¬ 
native Maintal (WAM) nach der Fi¬ 
nanzierbarkeit ihrer Vorstellungen 
zum Haushalt 2014. Als Mitglied der 
WAM-Fraktion möchte ich darauf 
antworten. 

Herr Gerson führt als ein Beispiel 
die steigenden Kosten der Kinderbe¬ 
treuung an. Bekanntlich wurde der 
Rechtsanspruch auf einen U3-Platz 
vom Bund beschlossen. Genauso wie 
viele weitere Aufgaben wurden auch 
hier vom Bund Maßnahmen beschlos¬ 
sen, die die Kommunen auszuführen 
haben, ohne die dafür erforderli¬ 
chen Mittel zur Verfügung zu stel¬ 
len. Ähnlich verhält es sich auch mit 
Anforderungen, die das Land Hessen 
an die Städte und Gemeinden stellt. 
Im Grundgesetz steht aber, dass den 
Kommunen die erforderlichen Mittel 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben bereit¬ 


sich die Zahlen ständig erhöhen, denn 
alle können täglich mitverfolgen, wie 
Völker von Krieg und Gewalt betrof¬ 
fen sind. Wenn es jetzt notwendig ist, 
weitere Menschen unterzubringen, so 
muss das gewährleistet werden, wie 
Dezernentin Rosemarie Lück richtig 
feststellt. 


liegt bei 1 zu 4 und wird sich in den 
nächsten Jahren auf 1 zu 6 weiter ver¬ 
schlechtern. 

Die Soziale Liste stellt fest: Die hohe 
Anzahl von Langzeitarbeitslosen, das 
prognostizierte Absinken des Renten¬ 
niveaus auf unter 50 Prozent und die 
wachsende Anzahl von Studierenden 
werden die Situation noch verschärfen. 
Vor allem alleinstehende Rentnerln- 
nen, Menschen mit Beeinträchtigun- 


zustellen sind (Kommunale Selbstver¬ 
waltung). Auch in der Hessischen Ver¬ 
fassung steht das Konnexitätsprinzip, 
salopp ausgedrückt, „Wer die Musik 
bestellt, muss sie auch bezahlen“. 
Über den Kommunalen Finanzaus¬ 
gleich hat die CDU/FDP-Landesre- 
gierung den Städten und Gemeinden 
sogar noch zusätzlich 400 Millionen 
Euro entzogen. Diese Mittel fehlen 
auch in der Maintaler Stadtkasse. Des¬ 
weiteren wurde die Kreisumlage kon¬ 
tinuierlich erhöht. Dies kommt dem 
Main-Kinzig-Kreis zugute, der im Ge¬ 
genzug als Aufsichtsbehörde der Stadt 
weiteren Sozialabbau und Gebühren¬ 
erhöhungen vorschreiben will. 

Die WAM hat in ihrem Namen den 
Zusatz „Soziale Gerechtigkeit“. Das 
ist für uns keine Floskel, sondern Pro¬ 
gramm. Dass es in unserem Land sozial 
ungerecht zugeht, teilen übrigens über 
80 Prozent der Bundesbürger. Unter 
diesem Gesichtspunkt sehen wir auch, 


Verwundert ist die Fraktion aller¬ 
dings über die unterschiedlichen 
Zahlen in den Berichten der Zeitung. 
Wenn es am 6. 9.2013 heißt, dass ak¬ 
tuell 1 125 Flüchtlinge Unterkunft 
finden, so differiert das mit dem Be¬ 
richt vom 26. 10. 2013. Jetzt werden 
835 genannt. 


gen, Familien mit mehreren Kindern, 
Alleinerziehende und Geringverdiene- 
rlnnen haben in Bochum immer grö¬ 
ßere Schwierigkeiten eine bezahlbare 
Wohnung zu finden. 

„In der Stadt Bochum steht seit Jah¬ 
ren die Unterstützung der Schaffung 
von Eigenheimen und Eigentumswoh¬ 
nungen im Mittelpunkt der Wohnungs¬ 
politik (z.B. Wohnbauland-Konzept, 
Projekte wie „Bahnhof Weitmar“ und 


was bei uns im Land ungerecht zugeht. 
Während die Bürgerinnen und Bürger 
immer mehr geschröpft werden, gab 
es in den letzten Jahren immer mehr 
Erleichterungen für Vermögende. Um 
nur einige Beispiele zu nennen: Ab¬ 
schaffung der Vermögenssteuer, Sen¬ 
kung des Spitzensteuersatzes und der 
Körperschaftssteuer, Hotelbonus der 
FDP, Befreiung der energieintensiven 
Industrie und sogar von Golfplätzen 
von der EEG-Umlage usw. usf. Zur 
gleichen Zeit werden Sparkonten und 
Lebensversicherungen der „kleinen 
Leute“ durch die Niedrigzinspolitik 
praktisch immer schneller entwertet. 
Das alles führte dazu, dass sich bei 
den Riesenvermögen der Reichtum 
in jüngster Zeit rasant erhöhte, auch 
in Maintal. Die viertreichste Fami¬ 
lie Deutschlands, dessen Familien¬ 
oberhaupt in unserer Stadt ansäs¬ 
sig ist, besitzt laut Manager-Magazin 
10/2013 ein Privatvermögen von 6,5 


Milliarden Euro. Lediglich 0,1 Prozent 
dieser Summe würde ausreichen, den 
Haushalt der Stadt Maintal auf Jahre 
auszugleichen. Bei den Anlagemög¬ 
lichkeiten, die man bei einem solchen 
Reichtum hat, wäre das mit keinerlei 
Wertverlust für diese Familie verbun¬ 
den. 

Doch auch städtisch könnte man Gel¬ 
der einsparen oder sogar einnehmen. 
Wenn man zum Beispiel unserem 
WAM-Vorschlag in Sachen Standort 
der neuen Freisportanlage im Stadt¬ 
teil Dörnigheim folgt, könnte man die 
Baukosten reduzieren. Es würden sich 
dabei sogar noch zusätzliche Einnah¬ 
men ergeben, so dass wir über Kür¬ 
zungen und Streichungen im kom¬ 
menden Haushalt, sowie über Gebüh¬ 
renerhöhungen, über die Streichung 
von Busverbindungen oder gar die 
Einführung einer permanenten Stra¬ 
ßenbeitragssatzung nicht mehr zu dis¬ 
kutieren brauchten. Klaus Seibert 
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Schämen Sie sich manchmal, 

Die steile Karriere-der Catherine Ashton • Offener Brief 


Frau Baronin? 

an die EU-Kommissarin 



Marion Baur, Textilarbeiterin und 
Kandidatin der DKP zu den EU-Par¬ 
lamentswahlen, schrieb an Catherine 
Ashton. Der Brief (Übersetzung 
vom Autor dieses Artikels) wird 
in den Medien sowohl in Groß¬ 
britannien als auch in Deutsch¬ 
land mit Sicherheit viel und sehr 
geteilte Resonanz finden. Ma¬ 
rion Baur bestand darauf, ihn 
zuerst in der UZ zu veröffent¬ 
lichen. 

Sehr geehrte 
Frau Ashton, 

Am 30. April 2013 sagten Sie 
der Presse der Welt, dass die EU 
besorgt sei über den Verlust von 
Menschenleben in Folge des Einstur¬ 
zes der Rama-Plaza-Fabrik außerhalb 
von Dakka in Bagladesch. Sie forder¬ 
ten die Behörden (nicht die profitgie¬ 
rigen Textilunternehmen) auf, bessere 
Sicherheitsstandards in den Fabriken 
zu schaffen und die Konvention der In¬ 
ternationalen Arbeitsorganisation ein¬ 
zuhalten. Sie sagten, dies sei 
eine dringende An¬ 
gelegenheit. 

Wie meine Ar¬ 
beitskollegin¬ 
nen war ich 
überrascht, 


War es Ihrer Aufmerksamkeit trotz 
jahrelanger Verantwortung für den 
Außenhandel der EU entgangen, dass 
Tod, schwere Verletzungen und Elend 
für Tausende von Familien an der Ta¬ 
gesordnung sind und zunehmen, seit 
Bangladesch „modernisiert“ wurde 
zum zweitgrößten Produzenten „billi¬ 
ger“ Textilien, deren größte Abnehmer 
Firmen aus Staaten der EU sind? 
Haben Sie sich vorher nie die grausi¬ 
ge Situation dort angeschaut: Kein Ar¬ 
beitsschutz, keine gewerkschaftlichen 
Rechte in den Sonderwirtschaftszo¬ 
nen, in denen die allermeisten Textil¬ 
fabriken liegen, eingesperrte und ein¬ 
gepferchte Arbeiterinnen, die Brutali¬ 
tät bezahlter (von den Unternehmern 
angeheuerter) Schlägerbanden, die die 
Kolleginnen auch dann noch zur Arbeit 
zwingen, wenn offensichtlich ist, dass 
Unfälle unvermeidlich sind? 

Ich schreibe Ihnen, weil ich genauso 
gut wie Sie weiß, dass in den sieben 
Monaten nach der mörderischen Tra¬ 
gödie von Rana Plaza 

- weitere Arbeiterinnen gestorben 
sind. 

- die große Mehrheit der von der Bil¬ 
ligproduktion profitierenden Firmen 
die Versuche der UNO-Arbeitsagentur 
ILO igno- 


ten, 
wenigs¬ 
tens Ent¬ 
schädigungen 
für die Familien 
der toten Arbeiterin¬ 
nen auszuhandeln. 

- Textilarbeiter und ihre 
Gewerkschaftsvertreter bei 


Protesten massiver Polizeigewalt aus¬ 
gesetzt sind, viele von ihnen inhaftiert 
wurden. 

Zahlreiche Einzelpersonen und Orga¬ 
nisationen wie die Internationale Fö¬ 
deration für Menschenrechte haben 
Sie aufgefordert, Druck auf Bangla¬ 
desh auszuüben, die unter den gegebe¬ 
nen Umständen skandalöse Zollfreiheit 
für Importe in die EU aufzuheben. 

Sie haben nichts dergleichen getan! 

Sie waren seither in Bangladesh - ich 
habe nicht gehört, dass Sie sich bei Ih¬ 
rem Besuch oder sonstwo für meine 
Schwestern stark gemacht haben, weder 
für die Toten, noch für die, die jeden Tag 
Gefahr laufen, ihr Leben zu verlieren. 
Ich werde in meinem Geburtsland zu 
den Wahlen für das EU-Parlament kan¬ 
didieren, die Situation der Textilarbeite¬ 
rinnen ist einer meiner Schwerpunkte. 
Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich er¬ 
warte nicht, dass die EU ihre Politik än¬ 
dert, warum sollte sie auch. Sie ist nicht 
mehr als eine Agentur für die großen 
Monopole in Europa. 

Ich erwarte auch nicht, dass Sie als eine 
der führenden Repräsentanten der EU 
in die Hand beißen werden, die Sie so 
üppig füttert. 

Aber wenn ich mir die mittlerweile 
über 3 000 toten Textilarbeiter/innen 
(das sind so viele, wie die Opfer der 
Unruhen in Nordirland, dem Land, in 
dem ich in den letzten 30 Jahren ar¬ 
beite) Bangladeschs vor Augen führe, 
dann frage ich mich: 

Schämen Sie sich nicht wenigstens 
manchmal, Frau Baronin? 

Möchten Sie nicht wenigstens hie und 
da aus der Reihe tanzen, Mord und 
Brutalität bei ihren wahren Namen 
nennen? 

Fühlen Sie nicht ab und an den Wunsch, 
die Namen der Schuldigen laut auszu¬ 
sprechen? Sie kennen diese Namen so 
gut wie ich sie kenne! 


Marion Baur 


D ie Karriere der Frau mutet an 
wie das Drehbuch eines Mär¬ 
chenfilms - geschrieben in der 
Periode des Imperialismus. Catheri¬ 
ne Ashton, heute „Baroness Ashton 
of Upholland? wird am 20. 3. 1957 in 
Upholland nahe Wigan in Lancashire 
geboren. Die Eltern, „kleine Leute“ aus 
der Arbeiterklasse, tun ihr Bestes, der 
intelligenten Tochter eine gute Ausbil¬ 
dung zu ermöglichen: Bedford College 
und dann die Uni in London. Mit 20 
beginnt sie sich, wie so viele ihrer Ge¬ 
neration, bei der CND (Campaign for 
Nuclear Disarmament), der Bewegung 
gegen die nukleare Aufrüstung, zu en¬ 
gagieren. Sie wird mit der KP in Ver¬ 
bindung gebracht und bringt sich bei 
sozialen Diensten ein. 

Dann scheint ihr die Labour Party der 
bessere Weg in eine bessere Welt und 
ihr Aufstieg beginnt. Immer fleißig, im¬ 
mer Parteisoldatin, jede Grausamkeit 
der Sozialdemokraten gegen die Klas¬ 
se, der sie entstammt mittragend, wer¬ 
den die Parteioberen bald auf die cle¬ 
vere junge Frau aufmerksam. Nach ver¬ 
schiedenen Ämtern auf lokaler Ebene 
wird Catherine Ashton im Jahr 1999 auf 
Vorschlag der Regierung Tony Blairs 
geadelt - seither darf sie den Titel Ba¬ 
roness tragen - und zum „Life Peer“ 
gekürt. Damit gehört sie auf Lebenszeit 
dem britischen Oberhaus an. Die Bezü¬ 
ge eines Mitglieds des noblen „House 
of Lords“ liegen bei gut 100 000 Pfund 
Sterling pro Jahr, für eine Aufsteigerin 
vom Schlage Ashtons ist das noch lan¬ 
ge nicht das Ende der Fahnenstange. 
2001 beruft Blair sie als Staatssekre¬ 
tärin ins Justizministerium. Mit diesem 
Amt verdient sie bis 2004 jenes Zu¬ 
brot, das frau in ihren Kreisen gerne 
haben möchte. Als Premier Tony Blair 
gehen muss, weil seine Jahrhundertlü¬ 
ge von den Massenvernichtungswaffen 
im Irak, als deren Folge sich Großbri¬ 
tannien am Krieg beteiligt, nicht länger 
aufrechterhalten werden kann, verlas¬ 
sen die letzten ehrlichen Sozialisten die 


Die Krise des Kapitalismus, die Krise der EU, kann nicht gelöst 
werden, wenn die Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus und seines 
Krisenmechanismus nicht angetastet werden. Diese beruhen auf dem 
Privateigentum an den Produktionsmitteln, der daraus folgenden 
Planlosigkeit und Anarchie der Märkte, der dem Wachstum der 
Produktion grundsätzlich hinterherhinkenden Kaufkraft der Massen 
sowie dem gnadenlosen Konkurrenzkampf der kapitalistischen 
Monopole und Banken untereinander. 

Aus dem DKP-Programmentwurffür die Wahl zum Europaparlament 2014 


Labour-Partei. Catherine Ashton dage¬ 
gen tut was sie am besten gelernt hat: 
Sie singt weiter das Lied derer, deren 
Brot sie isst. 

Blair-Nachfolger Gordon Brown be¬ 
dankt sich auf seine Weise. Auch wenn 
einige ewiggestrige Abgeordnete der 
konservativen Tory-Partei und der 
rechtsradikalen „UKIP“ (UK Inde- 
pendence Party, mit AfD vergleichbar) 
versuchen, gegen die „Barrikaden-Ba- 
ronin“ wegen ihrer friedensbewegten 
Vergangenheit Stimmung zu machen, 
der Realpolitiker Brown weiß, was 
er an der Lady hat: 2007 wird sie zur 
Chefin des Oberhauses ernannt und 
gleichzeitig zur Präsidentin des „Privy- 
Councils“. Das ist eine Gruppe von Po¬ 
litikern, die die Königin „politisch bera¬ 
ten“, sprich, ihr sagen, was sie der Welt 
zu sagen hat. 

Als Peter Mandelson 2008 seinen 
Posten als Außenhandelskommissar 


der EU aufgibt, steigt Catherine Ash¬ 
ton eine weitere Stufe auf der Leiter 
der Macht nach oben und übernimmt. 
Jetzt ist sie da, wo wirklich Entschei¬ 
dungen gefällt werden: Zollfreiheit 
für über 60 Prozent der Importe aus 
Bangladesh in die EU, Festlegungen, 
wer welche Bananen wohin liefern 
darf - Gedeih und Verderb ganzer ar¬ 
mer Länder gehen über ihren Schreib¬ 
tisch. „Anything but arms“ (Alles au¬ 
ßer Waffen) heißt die scheinheilige 


Kampagne, die das Feigenblatt für un¬ 
kontrolliertes Hin- und Herschieben 
von Waren im Dienste der Monopole 
liefert. Catherine Ashton drückt dem 
reibungslosen Ablauf der kapitalisti¬ 
schen Geschäfte ihren Stempel auf - 
sie hat die EU als das begriffen, was 
sie wirklich ist. 

Dann kommt der Vertrag von Lissabon. 
Von der Bevölkerung der Nachbarinsel 
Irland per Volksabstimmung abgelehnt 
und auch im Vereinigten Königreich 



Die hohen Kosten der billigen Kleidung:Textilarbeiterinnen beweinen ihre toten Kolleginnen. 


heftig umstritten, droht die Parlaments¬ 
abstimmung (eine Volksabstimmung 
lehnt die Regierung strikt ab) mit ei¬ 
nem Nein zu enden. Für einen Tag 
steigt die Baronin aus den Höhen des 
Oberhauses hinab ins Unterhaus. Ihr 
im Nachhinein als „key note Speech“ 
(entscheidende Rede) zelebrierter Auf¬ 
tritt bringt genug Abgeordnete in den 
hinteren Reihen („back-benchers“) 
auf Linie und boxt den Vertrag im In¬ 
teresse des Kapitals durch. Diesmal 
bedankt sich der gesamte EU-Appa- 
rat: Eine Position wird neu geschaffen, 
die des „Hohen Kommissars der EU 
für Auswärtige Angelegenheiten und 
Sicherheitspolitik“. Der erlauchte In¬ 
haber ist fortan gleichzeitig Vizeprä¬ 
sident der EU-Kommission, also die 
Nummer 2 in der Union des europäi¬ 
schen Großkapitals. Seit der Schaffung 
des jährlich mit 328 000 Pfund (ca. 380 
000 Euro) plus satten Nebenkosten do¬ 
tierten Amts ist Catherine Ashton die 
Auserwählte. Abgesehen davon, dass 
sich durch die Koppelung von Sicher- 
heits- und Außenpolitik das mit „Alles 
außer Waffen“ auch erledigt hat, ist die 
Barrikaden-Baronin damit besser be¬ 
zahlt als Barack Obama und verdient 
gut doppelt soviel wie der britische Pre¬ 
mierminister. 

Nach dem Einsturz der Rama-Plaza- 
Textilfabrik in Dakka/Bangladesch im 
vergangenen April, bei dem mehr als 
1 100 Arbeiter - die allermeisten da¬ 
von Frauen - den Tod fanden, sagte die 
Baronin in einer Presseerklärung am 
30. April, die EU sei „sehr besorgt über 
den Verlust von Menschenleben“ und 
rufe die Behörden in Bangladesch auf 
„sicherzustellen, dass die Fabriken mit 
Arbeitsschutzstandards und der ILO- 
(UN O - Arbeitsagentur) -Konvention in 
Einklang gebracht werden ...“ 
Seitdem sind mehr Arbeiterinnen ge¬ 
storben, die Textilbarone freuen sich 
über „ganz normale“ Geschäfte und 
lehnen Entschädigung für die Famili¬ 
en der Toten ab. 
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Immer da, aber nie das Rampenlicht gesucht. 
Immer geholfen, nie große Reden gehalten 
Das war unser Genosse Rudi Mootz 


Am 21.11.2013 verstarb in hohem Alter von 91 Jahren 
und doch unerwartet unser Genosse 

Rudi Mootz 

Mit Rudi verlieren wir einen Mitstreiter, der über 70 Jahre seines 
Lebens für die kommunistische Sache gestanden und bis zuletzt 
am Leben seiner Parteigruppe aktiv teilgenommen hat. Noch bis vor 
wenigen Tagen las er regelmäßig und aufmerksam seine UZ. Rudi hin¬ 
terlässt eine große Lücke im Kreis seiner Parteigruppe, ebenso auch 
im Kreis seiner Sportfreunde des TuS Helene und der Nachbarschafts¬ 
gemeinschaft „Feldmannhof“. 

Wir werden Rudi in guter Erinnerung behalten. 

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung findet Donnerstag, den 5. Dezem¬ 
ber 2013, um 11.00 Uhr, auf dem Nordfriedhof in Essen-Altenessen, 
Hauerstraße, statt. 

Anstelle von Blumen und Kränzen bitten wir im Sinne von Rudi um 
Spenden für das Solidaritätskonto, Postbank Köln, Kto. 253525502 
BLZ 370 100 50, Stichwort „Rudi Mootz“. 

DKP im Bezirk Essen V 
DKP Kreis Essen 


100 Jahre Weltkriege -100 Jahre 
Friedensbewegung: Umbrüche und Kontinuität 

Programm zum 20. Friedenspolitischen Ratschlag an der Uni 
Kassel: 7. und 8. Dezember 2013 

Im kommenden Jahr jährt sich zum lOOsten Mal der Beginn des 
Ersten Weltkriegs - Anlass für uns, das Jahrhundert der Katastrophen 
und Extreme zu besichtigen, historische Kontinuitäten und Umbrüche 
zu analysieren und die Perspektiven der Menschheit im 21. Jahrhun¬ 
dert aus friedenspolitischer Sicht zu diskutieren. Dabei geraten ne¬ 
ben der Historie die dramatischen Geschehnisse der Gegenwart und 
die alarmierenden Zukunfts-Trends in den Blick. Der Klimawandel, 
der Raubbau an den endlichen Ressourcen, die zunehmende Kluft 
zwischen Arm und Reich, die unmenschliche Bekämpfung von 
Flüchtlingen, die Ausspähung der Bevölkerung durch in- und auslän¬ 
dische Geheimdienste und die Perfektionierung der Militärapparate 
(z.B. Drohnen) sind nur einige Beispiele. Friedenswissenschaft und 
Friedensbewegung brauchen darauf Antworten. 

20. Friedenspolitischen Ratschlag an der Uni Kassel 

in Kassel, Universität, Standort: Wilhelmshöher Allee 73 
Samstag/Sonntag, 7./8. Dezember 2013 

Anmeldung zum „Friedensratschlag“ per E-Mail bei: 

Bundesausschuss.Friedensratschlag@gmx.net 



i Für Veranstaltungen 2014 
zur Erinnerung an den 
i Besinn des I. Weltkriegs: 


Karl Kraus 

Die letzten 
Tage der 
Menschheit 

40 Szenen ans 
dem Gesamtwerk 

dargebracht von 

Erich Schaffner 


www.erichschaliner.de 
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ln ha hör: 

Hans-Georg Müller 
HfrujIstraDe 1 
57392 Schmallenberij- 
Gralschaft 
Hochsauerlfinö 


Tel,: «2972-97*0-0 
Fax.: 02972 - 97 Ä 097 
Restaurant: 
Dienstag Ftgh&iag 


HauSpnlspökt 

anfardern 



In unmitlelbarer Nähe des Klosters Geschah licgl unser 
Gesihöl, Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute Wirt 
persönlich fiir das Wohl der Gaste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichke ten, gutes Essen, 
«pflegte Getränte. Aue Zimmer habe* Baü, Dusche. WC. 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und '.torraum. Im 
Hotelbe^Eid befinden sich Litt, Sauna. Solarium, Ntcht- 
raucnerzimmer und Kamm, Kinderspielräum, salatbüiiei 
Ffuhslirchshiiritit. Audi SHriinren-PfHtiünan. 

Üb h rnathlu ji j / Frii UzU'\ cfc 3«,* h iS 53. ■ € p.F. 

HF 15.50 € p.P. * VF. 22, - C p F 

Kostenlos Ekis-umi Bafintahren im Sauerland, 

Auch Kinderermäßigung / Neben Saisonpreise. 

Bei zi Tagen Auienthait im Jahr iü% Treuerabatt, 


m:ail@gastliDMieimes.d;e * www.gasthDl-hBimes.tlB 


DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende in Berlin 

am 11./12. Januar 2014 

Jetzt anmelden! 

Wir organisieren die gemeinsame Hin- und Rückfahrt sowie 
- nach Bedarf - die Unterkunft. 

DKP Rheinland-Westfalen 
Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen 

sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 


DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

11. und 12. Januar 2014 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 




Kosten pro Person: 60 Euro / Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 11. Januar um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 

6.30 Uhr in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 


Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel. 0201 - 22 51 47 Fax 0201 - 269 80 38 


Der Münsterlandbus fährt wieder! 


Samstag, den 11. Januar um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr Münster 
über verschiedene Stationen Ostwestfalens 


BUS 2 


Informationen und Anmeldung: 

Ansgar Schmidt; ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Tel: 0251 6090905 


Veranstaltung der DKP Gießen 

Gegen ein Europa der Banken und Konzerne! 
Was sagen die Kommunisten? 

Donnerstag, 5, Dezember, 19.30 Uhr 

Versailles-Zimmer/Kongresshalle 
mit Hans-Peter Brenner, stellvertretender Parteivorsitzender der 
DKP und Kandidat der DKP zu den EU-Wahlen im Mai 2014 


Unser Genosse 
Walter Nitsche wird 
SO Jahre! 


Als ehemaliger Theatermann liebt er auch heute noch 
manchmal den „großen Auftritt“. 

Nach vielen „Irrungen und Wirrungen“ erst spät zur Partei 
gekommen, ist er trotz seines Alters immer mit dabei, wenn es 
um die Verteidigung des Erbes der DDR geht, der größten 
Errungenschaft der deutschen Arbeiterklasse. 

Es gratulieren die Genossinnen und Genossen der 



Linker Nederriein 




Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entschleunigung: 

Ruht & Natur satt im MQritz- 
ftfatlonalpark, 2 FhWo je 2-3 Pcra, 
ganzjährig kn Krat^ebung-Gramkn. 
HaveL & ElavtLaten, Ltoot ät Rad. 
lafr. wn.lrlnouLa-d« 

Tel.: [*bi 


Für 1 - 3 Studentinnen 


biete ich endsprechende Zimmer 
in Dortmund-Bövinghausen an. 
Günstige Verkehrsanbindungen 
zur UNI Dortmund. 

Tel.: 0231/694414 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

_ 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Die neoliberale Stadt 

Spaltung - Zonierung - Widerstand 

Neue Finanzinvestoren auf den Woh¬ 
nungsmärkten Daniel Zimmermann*Rauf 
mit den Löhnen - Runter mit den 
Mieten! Klaus Linder* Die Internationale 
Bauausstellung Hamburg-Wilhelms¬ 
burg Andreas Hartle*Gentrifizierung am 
Dortmunder Phoenixsee Jürgen Evert 
★ Gemeinwesen und soziale Spaltung 
der Stadtgesellschaft Irina Vellay*Das 
Schwinden des ersten Arbeitsmarkts 
... Wolfgang Richter 

Weitere Beiträge: 

Wie es mit den Marxistischen Blättern 
begann Robert Steigerwald* Weltkulturerbe 
Marx Roman Stelzig* Revolutionäre The¬ 
orie in nichtrevolutionärer Zeit Georg 
Fülberth*Die Linke und die Bundestags¬ 
wahl 2013 Ekkehard Lieberam ★Transatlan¬ 
tische Verfassung für die Konzerne Pia 
Eberhardt* Klimawandel und Wetterextre¬ 
me Hans-Peter Brenner *Zum „arabischen 
Frühling“ und zur Lage in Syrien Alfred 
Kosing*Älvaro Cunhal und die April-Revo¬ 
lution Albano Nunes* Elemente einer ech¬ 
ten Energiewende Franz Garnreiter* Über 
Armut. Und über Armut hinaus. Richard 
Albrecht*Der Krieg vor Vietnam Rainer 
Werning*Anmerkungen zur Sozialismus¬ 
debatte Klaus Wagener 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Trotz alledem! 
Kalender 2014 



Im DIN A4 - Formaf 
mil 12 farbig nn Porlräis- 
van anliloKliiiKicliflr 
Wide riraeidiltä mpl n-rinnen 

und - Rg<npUm 


Der Kalender k-ann gnga-n fl a-chn uig 
FOf 12 EUR + l r 50 EUR 
Vcn-andtei-len beMelll mmrdw. 

i nfo Ö w id er il a n dS-pa r Ira i I*. a-n 
oder poctalixch bei 


M. Mayer* 
PtMrfwh 1205 
55002 Mainz 



Ein Kind macht das Haus 
glücklicher, 
die Liebe stärker, 
die Geduld größer, 
die Hände geschäftiger, 
die Nächte länger, 
die Tage kürzer 
und die Zukunft heller. 

Ein Kreis, der so viel 
Nachwuchs in kurzer Zeit 
begrüßen kann, muss schon 
etwas Besonderes sein. 

Wir sind stolz auf Euch: 

Pauline und Tim mit Lari 
und Judith und Vincent 
mit Lya Zora. 

Wir wünschen den jungen 
Familien alles Gute, immer 
Gesundheit und viel Spaß am 
Leben, auch wenn es manch¬ 
mal nicht ganz einfach ist! 

Auf eine schöne, gemeinsame 
Zukunft. 

DKP Kreis Neuss/Dormagen 








Manfred Hocke - nArchie« - 
hinterließ uns seine 
Pusteblume: Angepusiet 
verbreitet sie den Keim 
neuer Sonnen. 



Manfred Hocke 
Arthies Pusteblume 

Müll Mjiijrtt, Wiinmcudhn und AnJcic 

Tb. 208 S.. 15 s/w-Fotos, 14,-1 
ISBN 978-3-95514-005-2 


w w w. gutes! e se n, de 


Toskana, nah am Meer 

-fckfcrUt1Q439.CM4. fl li?* 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter BLicl:, Stille; 
große belle Zimmer, 
viele gute fiürher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


iiparauin. 

. lbAm 



Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 


Das Silvester-Programm kann angefordert werden. 


Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 


Der nächste Wahlkampf kommt 
bestimmt. 500 Stelltafeln DIN AI, 
Hartfaser wegen Lagerauflösung in 
Düsseldorf abzugeben. 

Nur an Selbstabholer. Auch kleine 
Mengen. Bis Anfang Dezember. 

Kontakt: tramschuh@t-online.de 


Ferienwohnung in 
Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm 
08144 7200 

anna.boegel@googlemail.com 
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Nie eigenständig kandidiert? 
Von „Der Linken“ einverleibt? 

Betr.: Leserbrief „Einigende 
Mobilisierung?“, UZ vom 15.11.2013, 
S. 15 

Da staune ich sehr, dass z.Z. massiv - ob 
in etlichen Redebeiträgen auf der Bun- 
deswahl-MV am 20.10. oder o.g. Leser¬ 
brief - der Eindruck vermittelt wird, die 
DKP brächte erst jetzt, dank der neuen 
Führung, erstmalig eine Eigenkandida¬ 
tur zur EU-Parlamentswahl zustande. 
Fakt ist aber, dass z.B. bei den beiden 
jüngsten Wahlen, 2004 und 2009, jeweils 
die eigenständige Kandidatur der DKP 
beschlossen, Unterschriften gesam¬ 
melt - und deren notwendige Anzahl er¬ 
reicht - und dann eben der Wahlkampf 
gemacht wurde. 

Beim EU-Wahlantritt 2009 war Leo 
Mayer unser Spitzenkandidat, auch Bet¬ 
tina Jürgensen stand oben auf der Liste. 
Sie gaben nicht nur ihre Namen her: sie 
waren im Wahlkampf hoch engagiert, 
bestritten zahlreiche Wahlveranstaltun¬ 
gen landauf, landab. Die Beschlüsse zur 
Eigenkandidatur 2004 und 2009 fanden 


in der Amtszeit von Heinz Stehr statt, 
auch er war an beiden Wahlen präsent - 
um nur drei Namen zu nennen. Warum 
wird denn o.g. Genossinnen und Ge¬ 
nossen - und allen ihnen nahe Stehen¬ 
den - unterstellt, sie wollten gar keine 
eigenständige DKP, würden am liebsten 
unsere Partei in die Partei „Die Linke“ 
„aufgehenlassen“u.ä.? (...) 

Unsere Gruppe, deren Vorsitzender 
2004 sowie 2009 auf der DKP-Liste 
stand, war beide Male beim Sammeln 
von Unterschriften und erst recht in den 
Wahlkämpfen sehr aktiv: beim Plakatie¬ 
ren (es wurde nichts verschenkt!), den 
Infoständen in der City, Betriebs Vertei¬ 
lungen, Briefkastensteckaktionen etc.! 
Weder wurde unsere Initiative öffentlich 
aufzutreten (während und außerhalb der 
Wahlen) jemals gehemmt noch wurden 
wir dabei von der zentralen Ebene uns 
selbst überlassen (siehe alle UZ-Extra, 
die wir jeweils „an den Mensch“ brin¬ 
gen). So boten wir 2009 vier Ausgaben 
der Stadtzeitung der DKP Bad Kreuz¬ 
nach in vier Wochen und schöpften 
gleichzeitig aus der Fülle des vom PV 


zur Wahl herausgegebenen vorzüglichen 
Materials. Außer der wahlprogrammati¬ 
schen Broschüre seien z. B. Flyer zu The¬ 
men „Frauen“, „Klima“ erwähnt. Über¬ 
all stand „DKP“ drauf, überall war die 
DKP auch drin. Anders formuliert: die 
kommunistischen Positionen und Argu¬ 
mente wurden klar vorgebracht, genau 
so, wie es die damals verantwortlichen 
Genossinnen und Genossen auch heute 
konsequent tun, ob in ihrer politischen 
Arbeit vor Ort oder in der UZ. 

Julia Monossowa, Bad Kreuznach 

Deutschland ist im Krieg 

Betr.: Volkstrauertag 

Die Berichterstattung und Zeremoni¬ 
en des so genannten Volkstrauertages 
selbst haben in Deutschland inhaltlich 
kaum etwas mit dem Sinn dieses Feier¬ 
tages zu tun, Das Gegenteil ist der Fall 
und erinnert eher an den ehemaligen 
„Heldengedenktag“ und die Verherrli¬ 
chung des Militarismus. So wird durch¬ 
gängig gesagt, dass von Deutschland 
nie wieder Krieg ausgehen soll. - Wie 
zynisch! 


In Wirklichkeit ist Deutschland seit dem 
Jugoslawienkrieg in den 90er Jahren an 
42 Auslandseinsätzen beteiligt gewe¬ 
sen bzw. ist es noch. Dabei wurden weit 
über 100 junge deutsche Soldaten getö¬ 
tet. Erinnert sei auch das Massaker der 
Bundswehr am Kundus in Afghanistan, 
wo über 100 unschuldige Zivilisten ein¬ 
schließlich afghanischer Frauen und 
Kinder getötet wurden. 

Die Rüstungsexporte steigen rasant, in 
Schulen wird für die Bundeswehr ge¬ 
worben, Diktaturen werden militärisch 
geschützt und und hungernde und vom 
Tode bedrohte Migranten militärisch fern 
gehalten. Von Ramstein aus sollen Kriege 
geplant und geführt werden und in Bü¬ 
chel lagern einsatzbereit amerikanische 
Atombomben. Die deutsche Gesellschaft 
wird zunehmend militarisiert. Das müss¬ 
te der Bundespräsident Gauck, müssten 
die Redner und Organisatoren der Fest- 
veransltungen eigentlich wissen! - Oder 
wie sagte Bert Brecht: „Wenn die Obe¬ 
ren von Frieden reden, weiß das gemeine 
Volk, dass es Krieg gibt.“ 

Uwe Moldenhauer ; Altena 


termine@unsere-zeit.de 


Regensburg: „Krise - der Wahnsinn und sei¬ 
ne Methode“, Veranstaltung der DKP mit Ri¬ 
chard Corell. L. E. D. E.R.E.R, Lederergasse 25, 
19.00 Uhr._ 

Bremen: „Solidarität mit Vietnam, Kuba und 
Nicaragua“, 48. Bremer Solidaritätsbasar. 
Basar, Kulinarisches und Musik. St.-Stepha- 
ni-Gemeindehaus, Stephanikirchhof 8,18.00 
Uhr. 


SA ★ 30. NOV 


Düsseldorf: „Brauchen wir eine Alternative zu 
Europa?“, ZAKK, Fichtenstraße 40,10.30 Uhr. 


SO ★ 1. DEZ 


Duisburg: „Marx in Marxloh“, Bildungsreihe 
des Deutschen Freidenkerverbandes zur Wa- 
re-Geld-Beziehung mit Otto Marx, langjähriger 
Leiter der Karl-Liebknecht-Schule der DKP. Bür¬ 
gerbüro von Sevim Dagdelen, Duisburg-Marx- 
loh, Kaiser-Wilhelm-Straße 278,11.00 Uhr. 


Ml ★ 4. DEZ 


Röthenbach/Peg.: Röthenbach/Peg. Jahres¬ 
abschlussversammlung der DKP Nürnberger 
Land im „ Floraheim“, Röthenbach, Siedler¬ 
strasse 10 - Beginn 19 Uhr mit gemütlichem 
Beisammensein. 


DO ★ 5. DEZ 


Bremen: „Gestohlene Jugend“ mit Dr. Hein¬ 
rich Flannover. Öffentliche Veranstaltung mit 
Diskussion der Initiative Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg und der Oberschule In den 
Sandwehen. Aula der Oberschule In den Sand¬ 
wehen, 19.00 Uhr. 

Gießen: „Gegen ein Europa der Banken und 
Konzerne! Was sagen die Kommunisten?“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP Gießen 
mit Flans-Peter Brenner, stellvertretender 
Parteivorsitzender der DKP und Kandidat der 
DKP zu den EU-Wahlen im Mai 2014. Ver¬ 
sailles-Zimmer in der Kongresshalle, 19.30 
Uhr. 


SA ★ 7. DEZ 


Gronau: DKP Infostand mit UZ-Verkauf. Fuß¬ 
gängerzone, 10.00 Uhr. 

Leverkusen: „Aktionseinheit und Bündnis¬ 
politik“ , Beginn des Wochenendseminars mit 
Jürgen Lloyd zur kommunistischen Bündnis¬ 
politik. Weitere Informationen und Anmeldung 
unterwww.karl-liebknecht-schule.org. 


Ml ★ 11. DEZ 


Stadtlohn: „Arbeitszeitverkürzung - Die For¬ 
derung der DKP nach der 30 Stunden-Woche“, 
Mitgliederversammlung der DKP im Kreis Bor¬ 
ken mit Peter Köster (Essen, Betriebsrat und 
IG BAU-Stadtverbandsvorsitzender). Vredener- 
straße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 12. DEZ 


Düsseldorf: Diskussion zum EU-Wahlpro- 
gramm der DKP. Bürgerhaus Bilk, Himmel¬ 
geister Straße 107 h, Raum 116/7, 19.00 
Uhr. 
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Erster Eintrag in das Pressefest-Tagebuch 

Urlaub in Dortmund-Wischlingen auf dem Gelände des Pressefestes kann geplant werden 


Montag, 25. 11. 2013. Am vorletzten 
Wochenende tagte in Essen der Par¬ 
teivorstand. Mit großer Mehrheit wur¬ 
de unser 18. Pressefest der UZ für den 
27.-29. Juni 2014 beschlossen. 

Zu den wichtigsten Vorbereitungen ge¬ 
hört die Gewinnung von Helferinnen 
und Helfern, für den zentralen Aufbau 
und natürlich für auch für den Abbau, 
als Ordnerinnen und für vieles mehr. 
Alle, die beim Auf- und Abbau der 
letzten Pressefeste zentral geholfen 
haben, werden in den nächsten Tagen 
angeschrieben. Wir brauchen viel Un¬ 
terstützung. Es wäre schön, wenn alle 
Angeschriebenen reagieren würden, 
Zusage ist immer besser, aber auch eine 
Absage hilft bei der Planung. Also Ge¬ 
nossinnen und Genossen, Freunde des 
Pressefestes: Anmeldungen, Absagen, 
Meinungen, Anregungen und Aktionen 
bitte an: uz-pressefest@dkp.de oder an 
die bekannte Adresse in Essen. Das 
kann natürlich nur in Absprache mit 
den Bezirken und Gruppen erfolgen. 
Neue Helfer/innen sind natürlich im¬ 
mer willkommen. 

Für einen reibungslosen Auf- und Ab¬ 
bau brauchen wir ca. 120 Helferinnen, 
darunter Elektrikerlnnen, Wasserleu¬ 
te, Holzwürmer, Kantinenhelferinnen 
usw. Wir werden in den fünf Tagen ca. 
30 Tonnen Kabel, 2 500 m bunte Lich¬ 
terketten und 3 000 m Wasserleitungen 


verlegen. 600 m Bauzaun, zwei Bühnen, 
Sitzgelegenheiten für ca. 6 000 Besu¬ 
cher, ein Kinderfest und vieles mehr 
werden wir aufbauen. Dazu braucht 
man eine tolle Truppe. Manche von un¬ 
seren Helfern sind schon seit den ersten 
Pressefesten in Düsseldorf dabei. Ihre 
Erfahrung hilft uns, den Aufbau so rei¬ 
bungslos durchführen zu können. Und 
es macht Spaß, in einem so großen Kol¬ 
lektiv zu arbeiten. 

Solche Mails wie das vom 22. 11. 2013 
freuen einen sehr: 

„Hallo Uli, 

Hau* Wischlingen 


der Beschluss ist ja nunmehr gefasst. 
Mein Urlaub für die Zeit Montag 
23. Juni bis Montag 30. Juni 2014 ist be¬ 
reits genehmigt. 

Ich bin gerne wieder als „zentraler Hel¬ 
fer“ dabei und freue mich auf deine wei¬ 
teren Informationen.“ 

Urlaub im Revierpark Wischlingen 
kann in einem großen Kollektiv sehr 
viel Spaß machen und euer Animateur 
freut sich auf euch. 

Ich finde es besonders wichtig, dass 
das Pressefest 2014 ein schönes und 
erfolgreiches Volksfest wird, weil vor 


40 Jahren im September 1974 das erste 
Pressefest der UZ stattgefunden hat. 
Dazu in den nächsten Tagebüchern 
mehr. 

Wie bedeutend das Fest ist, kann man 
auch im Verfassungsschutzbericht des 
Landes Nordrhein-Westfalen 2011 le¬ 
sen, Zitat: „Die Wochenzeitung unse¬ 
re zeit ( und das Pressefest in Dortmund 
sind für die Partei wichtige öffentlich¬ 
keitswirksame Fixpunkte 
Lasst uns gemeinsam dafür sorgen, dass 
es ein großer Erfolg wird. 

Ulrich Abczynski,Technischer Leiter 


Stern Hallcrey 


Kapelle Wasserspldplau 
TreeZTrec 


Minigolf 


Eislauf halle, 



Mobll-Camp 

RodeJhtmg 


Solebad Fitness & Freizeit 
Center 

Freibad Saunaparadies 


Revierpark Wischlingen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 16 . bis 22 . November 


Dienstag 

Zur Zeit gibt es viel Aufregung um Plä¬ 
ne der Telekom, ein „deutsches Inter¬ 
net“ anzubieten. Angeblich sei man in 
der Lage, damit der Ausspähung durch 
den US-Geheimdienst NSA einen Riegel 
vorzuschieben. Ob das überhaupt mög¬ 
lich ist, bleibt fraglich. 

Außer Frage steht - deutsch hin, in¬ 
ternational her - dass die User weiter 
nachrichtendienstlich abgeschöpft, von 
Konzernen beobachtet, mit Werbung 
zugemüllt und ihrer Privatheit beraubt 
werden. Die Ursachen dafür liegen 
nicht im virtuellen Bereich, sondern in 
der handfesten Spaltung der kapitalisti¬ 
schen Weltgesellschaft in Herrscher und 
Beherrschte. Demzufolge kann es Frei¬ 
heit im Netz erst geben, wenn die Be¬ 
herrschten sich der Herrscher entledigt 
haben. Dabei kann das Netz helfen - 
nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

Mittwoch 

Am Ende ihrer Aussage beim NSU- 
Prozess in München lässt die Mutter 
von Uwe Böhnhardt, dem faschistischen 
Mörder, tief in ihre Seele blicken. Das 
Leid der Opfer-Familien tue ihr unend¬ 
lich leid, und sie würde viel darum ge¬ 
ben, es ungeschehen zu machen. Den 
Hinterbliebenen der NSU-Opfer dankt 
sie dafür, dass die Familie Böhnhardt nie 
bedroht worden sei. Davor habe sie im¬ 
mer Angst gehabt. 

Frau Böhnhardt musste ihren Sohn be¬ 
graben, sie verdient Mitgefühl, ihre Trau¬ 
er verdient Respekt. Ihre Worte an die 
Angehörigen sind jedoch ungehörig. 
Wer „viel“ statt „alles“ geben würde, lässt 
Vorbehalte erkennen. Was ist es, was Frau 
Böhnhardt nicht geben würde. Ihre Angst 
vor Drohungen lässt uns vermuten, dass 
es ihre persönliche Sicherheit ist, die sie 
für nichts in der Welt missen möchte. 
Unfreiwillig gibt die Mutter des Nazi- 
Terroristen so ihren persönlichen sa- 
cro egoismo (geheiligter Egoismus) 
preis, der bekanntlich einer der geisti¬ 
gen Hauptpfeiler staatlicher und priva¬ 


ter Unmenschlichkeit ist. Der italienische 
Ministerpräsident Antonio Salandra 
hatte 1914 mit diesem Begriff „jedwede 
Empfindung außer der unbegrenzten 
und ausschließlichen Hingabe an das 
Vaterland“ ausgeschlossen. Salandra 
wurde später einer der Förderer des ita¬ 
lienischen Faschismus, Mussolini einer 
der eifrigsten Propagandisten des sacro 
egoismo. 

Seit heute wissen wir, dass Uwe Böhn¬ 
hardt in einer jener kleinbürgerlichen 
Festungen aufwuchs, die aus der Mitte 
der Gesellschaft voller Ressentiment, 
Mitleidlosigkeit und Selbstmitleid nach 
außen blicken. Hier ist man jederzeit be¬ 
reit, alles bis aufs Blut zu bekämpfen, 
was man als Bedrohung empfindet. Der 
Kreis schließt sich. 

Donnerstag 

Seit fünfzehn Jahren gibt es die interna¬ 
tionale Raumstation ISS. Hierzulande 
wird in den Würdigungen auch über 20 
Jahre nach Ende des Kalten Krieges die 
Rolle der USA beim Aufbau der Station 
überbetont. 

Dabei war es das Weltraumprogramm 
der sozialistischen UdSSR, das mit den 
Vorläufer Stationen Saljut und Mir die 
wesentlichen Voraussetzungen für ISS 
geschaffen hat. Bis heute legt die sowjeti¬ 
sche Raumfahrt Zeugnis dafür ab, wozu 
der Sozialismus fähig ist. Mehr, wozu er 
fähig (gewesen) wäre, wenn man ihn 
nicht mit allen Mitteln bekämpft (hätte). 
★ 

Vor Japan, 1 000 Kilometer südlich von 
Tokio bricht im Meer ein Vulkan aus, 
eine neue Insel entsteht. Das Naturphä¬ 
nomen nährt die Befürchtung, dass rund 
um den Inselstaat die tektonischen Ak¬ 
tivitäten zunehmen, während das ha¬ 
varierte Atomkraftwerk in Fukushima 
noch längst nicht gesichert ist. Aber Tep- 
co, die japanische Filiale der Atom-Ma¬ 
fia, wird es schon richten. Der Vorstands¬ 
vorsitzende soll die Räucherkerzen vor 
dem Hausaltar täglich erneuern. 

Adi Reiher 



Im Mai 2011 hat Greenpeace auf dem Meer vor Fukushima wochenlang Proben gesammelt. Schon die ersten 
Geigerzähler-Tests haben aufschrecken lassen. Teilweise war die radioaktive Kontamination von Meeresalgen 
(siehe Bild) so hoch, dass eine Messung nicht möglich war. In der Zwischenzeit sind weitere tausende von 
Tonnen radioaktiv verseuchtes Wasser von der Betreiberfirma des Atomkraftwerkes, Tepco, in den Pazifik 
geleitet worden, mit bisher nicht absehbaren Folgen für die Menschheit. 

Der japanische Anti-Atomkraft-Aktivist Kazuhiko Kobayashi hat vergangene Woche auf Einladung der 
ethecon-Stiftung einen Vortrag über Fukushima gehalten. Dort berichtete er über die systematische Vertu¬ 
schung der Ausmaße der Atomkatastrophe von Tepco und von zahlreichen Regierungsbeamten. So hat das 
Umweltministerium in der Präfektur Fukushima mehrere öffentliche Messgeräte aufgestellt, die angeblich die 
aktuellen radioaktiven Werte anzeigen. Auf seiner Rundreise mit einem freien Journalisten aus Deutschland 
zeigten ihre mitgebrachten Messgeräten an über 20 dieser Messstationen die doppelten Werte an, die alle 
über den von der japanischen Regierung vorgegebenen Grenzwerten lagen. 


Der 

Der 


„Fall Claudia Pechstein“ 

Doping-Feldzug gegen die DDR wird fortgesetzt 


C laudia Pechstein hat wieder mal 
von sich hören lassen. Mit spek¬ 
takulären Leistungen und einer 
Doping-Selbstanzeige. Und damit wä¬ 
ren wir wieder bei einem Standardthe¬ 
ma, das sich vor allem dadurch aus¬ 
zeichnet, dass die meisten, die darüber 
reden und schreiben und lärmen keine 
Ahnung von der Materie haben. Die¬ 
sen Umstand hemmungslos nutzend, 
kam es zu jenem fast schon 30jährigen 
Feldzug gegen die DDR, mit dem die 
Alt-Bundesrepublik, deren Aktive in 
den Stadien 40 Jahre lang den DDR- 
Athleten hinterhergehechelt waren, 
die Bürger in Ost und West glauben 
lassen wollten, alle güldenen und sil¬ 
bernen und sonstigen Medaillen, die 
die „Ossis“ errungen hatten, waren nur 
geheimnisvollen Pillen zuzuschreiben 
gewesen. 

Eines Tages hatte sich diese Legen¬ 
de verschlissen und echte Besserwes¬ 
sis entdeckten, dass in der Bundesre¬ 
publik schon gedopt worden war, als 
der Begriff „Weltrekord“ in der DDR 
noch ein Fremdwort war. So erfuhren 
sie, dass der erste nachgewiesene Alt- 
BRD-Dopingfall aus dem Jahr 1952 
stammte und dem Umstand zuzu¬ 
schreiben war, dass ein Herr von Opel 
um jeden Preis in Helsinki eine olympi¬ 
sche Medaille errudern wollte und des¬ 
halb Kommando gab, Pillen zu beschaf¬ 
fen. Der Arzt, dem er die Order gab, 
hatte nicht nur schon 1936 in Berlin für 
die medizinische „Olympiabetreuung“ 
gesorgt, sondern war „nebenbei“ auch 
Leibarzt bei Himmler und Heydrich 
gewesen, was ihm aber nach 1945 in 
der Alt-BRD keinen sonderlichen Är¬ 
ger eintrug. Jener Dr. Brustmann hatte 
übrigens nie seine Dopingaktivität 1952 
verschwiegen nur hielt man es für rat¬ 
sam, die Tatsachen Jahrzehnte zu ver¬ 
schweigen. 


Über sechzig Jahre später aber wird der 
verschlissene Doping-Feldzug gegen 
die DDR fortgesetzt und einmal mehr 
dient der Name der in der DDR auf¬ 
gewachsenen medaillenreichen Clau¬ 
dia Pechstein als „Argument“. Sie ist 
ein besonderer Fall, den ich aber nur 
knapp beschreiben kann, weil ich sonst 
die Zeilenvorgabe des Chefredakteurs 
sprengen würde. Zum Sachverhalt: Ei¬ 
nes der vielen möglichen Dopingverge¬ 
hen ist die künstliche Erhöhung der ro¬ 
ten Blutkörperchen. Claudia Pechsteins 
Ziffern dieses Wertes lagen immer sehr 
hoch, was aber - von Medizinwissen¬ 
schaftlern nachgewiesen - einem Er¬ 
bleiden zuzuschreiben ist. Nun hatte sie 
sich dieser Tage vorsichtshalber wieder 
einmal selbst angezeigt und ihre Blut¬ 
körperchen-Überzahl höheren Orts ge¬ 
meldet. Diejenigen, die dafür zustän¬ 
dig sind, ob man sie deswegen belangen 
kann oder nicht, grübeln schon seit Jah¬ 
ren, wie sie dieses Problem lösen kön¬ 
nen, denn es existiert keine Regel für 
erbkranke Eisschnellläufer. 

Hinzu kam als bei ihr „belastend“, dass 
sie 2009 bei den Weltmeisterschaften 
in Hamar von einem Funktionär der 
Internationalen Eisschnelllauffödera¬ 
tion (ISU) in eine Falle gelockt wor¬ 
den war. Er ließ die Ahnungslose um 
Mitternacht aus dem Bett holen, zeig¬ 
te ihr den Zettel mit ihrer wieder ein¬ 
mal überhohen Blutkörperzahl und riet 
ihr, sich am nächsten Morgen krank zu 
melden, um nicht in Verdacht zu gera¬ 
ten, gedopt zu haben. Sie tat das und 
der Funktionär behauptet seitdem, sie 
sei gedopt gewesen. Ihr Fehler: Sie hat¬ 
te bei dem Disput im Schlafanzug nicht 
auf einen Zeugen bestanden! Die ISU 
sperrte sie wegen Dopings und sie ge¬ 
riet trotz aller Beteuerungen ins Zwie¬ 
licht. Obwohl immer wieder imponie¬ 
rende Leistungen präsentierend, blieb 


es dabei und auch ihre jüngste Selbst¬ 
anzeige könnte möglicherweise daran 
nichts ändern. 

Der Autor dieser Zeilen muss an dieser 
Stelle erwähnen, dass er beim Doping 
nicht zu den Ahnungslosen gehört. Und 
betont deshalb: Doping ist im Grunde 
keine Pillenfrage, sondern eine Frage 
des Profits. Denn: Warum sollte eine 
Firma zehn Rennfahrer engagieren 
und sie zur Tour de France schicken? 
Die Antwort: Weil das Logo der Firma 
stundenlang im Fernsehen flimmert, 
also eine Werbung garantiert, die na¬ 
hezu unbezahlbar wäre, müsste man 
sie beim Fernsehsender minutenweise 
kaufen. Der Werbeeffekt schwindet al¬ 
lerdings, wenn die Träger eines Trikots 
an jedem Berg hängen bleiben oder vor 
allem in den hinteren Gruppen zu se¬ 
hen sind oder - weil das Fernsehen den 
Hinterherfahrern keinerlei Aufmerk¬ 
samkeit widmet - gar nicht auftauchen. 
Ich war fast vier Jahrzehnte „directeur“ 
des größten Amateurradrennens der 
Welt und da die Teilnehmer zwar Nati¬ 
onaltrikots trugen und der Spitzenrei¬ 
ter ein Gelbes mit Picassos Taube, war 
die Gefahr des Missbrauchs geringer, 
aber sie war nicht restlos auszuschlie¬ 
ßen. Deshalb erfanden Freunde und 
ich ein rollendes Dopinglabor. Die ins 
Ziel Gekommenen wurden von einem 
Dopingkontrolleur in Empfang genom¬ 
men, in den vor dem Hotel parkenden 
Laborbus geführt, lieferten dort ihre 
Proben ab und die abendliche Sieger¬ 
ehrung begann erst, wenn uns die Ärzte 
mitteilten: „Alle Proben negativ!“ 
Stellt der Laie die Frage: Und war¬ 
um dauert es bei der Tour de France 
oft Tage, zuweilen Wochen, bevor die 
Befunde vorliegen und der Sieger er¬ 
fährt, dass er gar nicht gewonnen hat? 
Zum Beispiel: Weil die Proben in Alpe 
d‘Huez genommen und bei Paris un¬ 


tersucht werden! Und weil die Frie¬ 
densfahrt - dort amtierte ich als „di¬ 
recteur“ - bis heute das einzige Rennen 
der Welt blieb, das ein rollendes Labor 
einsetzte. 

Hinzu kommt und damit wären wir 
wieder bei Claudia Pechstein: Im 
Grunde vollzieht sich beim Kampf ge¬ 
gen das Doping ein täglicher Wettlauf 
zwischen der Pharma-Industrie und der 
Doping-Kontroll-Geräte-Industrie. Ich 
muss auch dem Laien nicht erklären, 
welche der beiden Unternehmungen 
mehr Profit machen und deshalb zügi¬ 
ger an Neuentwicklungen arbeiten. Das 
las man in der Nachricht über Claudia 
Pechstein: „Claudia Pechstein hat nach 
ihrem bislang höchsten Retikulozyten- 
wert auf dem Sysmex-Gerät zum drit¬ 
ten Mal Selbstanzeige erstattet. Wie 
das Management der fünfmaligen Eis¬ 
schnelllauf-Olympiasiegerin am Mitt¬ 
woch mitteilte, wurde die Selbstanzei¬ 
ge an den Eisschnelllauf-Weltverband 
ISU, an die Welt-Anti-Dopingagentur 
WADA, die Deutsche Eisschnelllauf 
Gemeinschaft DESG und die Natio¬ 
nale Anti-Dopingagentur NADA ver¬ 
sandt. Pechsteins Wert lag einmal mehr 
über dem ISU-Grenzwert von 2,40 Pro¬ 
zent. Den hatte der Weltverband aller¬ 
dings auf dem inzwischen „überhol¬ 
ten“ Gerät Advia ermittelt. Ohne auf 
den Wechsel des Geräts hinzuweisen, 
hatte die ISU im Oktober erklärt, es 
sei „überraschend“, dass sich die Re- 
tikulozytenwerte Pechsteins nach Ab¬ 
lauf ihrer Sperre „seit April 2011 im 
normalen Rahmen stabilisiert haben“. 
Nun sind sie wieder gestiegen und nie¬ 
mand weiß, was man jetzt tun soll. Lo¬ 
gisch wäre: Fünf in der Welt anerkann¬ 
te Experten zusammentrommeln, eine 
Expertise formulieren lassen und das 
modernste Gerät für verbindlich erklä¬ 
ren. Das aber würde von den anderen 


betroffenen Verbänden nicht akzep¬ 
tiert werden, weil es - siehe oben - die 
Werbegewinne schmälern könnte. 
Bliebe die Erkenntnis: Nicht die Zahl 
der roten Blutkörperchen ist ausschlag¬ 
gebend ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Indien - Das Land das 
seine Frauen hasst 

„Viele Inderinnen verbindet ein tra¬ 
gisches Schicksal. Am Beispiel von 
vier Frauen zeigt die Dokumentati¬ 
on die dunkle, frauenfeindliche Sei¬ 
te Indiens. Die Emanzipation der 
indischen Frauen, die mit der Mo¬ 
dernisierung und Verwestlichung 
des Landes kam, wird von Vätern 
und Ehemännern heftig bekämpft. 
Allmählich beginnt das Land, sich 
mit seiner Misogynie auseinander¬ 
zusetzen.“ So kündigt arte seinen 
Themenabend an. Schaun wir mal, 
ob der ohne kolonialistischen Hoch¬ 
mut auskommt. 

Di., 3 . 12 ., 20 . 15 - 21.55 Uhr, arte 

Ost-Legenden 
Porträt der Puhdys. 

Di., 3 . 12 ., 22 . 45 - 23.30 Uhr, rbb 

Goya, DDR/UdSSR 1971 

Nach Feuchtwangers Roman „Goya 
oder Der arge Weg der Erkennt¬ 
nis“ drehte Konrad Wolf in farben¬ 
prächtigen Bildern diesen Film über 
das Leben des großen spanischen 
Künstlers. Der Hofmaler wendet 
sich von seinem privilegierten Le¬ 
ben ab, als ihm die Lage seines Vol¬ 
kes, das unter Armut und Inquisition 
leidet, bewusst wird. 

Do., 5 . 12 ., 23 . 50 - 2.00 Uhr, mdr 







